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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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SPRACHE/1012: Forschungsprojekt - Auf den Spuren der Wörter und ihrer wahren Bedeutung (idw)

Akademie der Wissenschaften in Hamburg - 08.01.2020

Auf den Spuren der Wörter und ihrer wahren Bedeutung: neues
Forschungsprojekt der Akademie der Wissenschaften in Hamburg



Das neue Langzeitvorhaben der Akademie der Wissenschaften in Hamburg
"Etymologika" beginnt mit seiner Arbeit an der Universität Hamburg. Es
gehört zu insgesamt vier Vorhaben, die von der Gemeinsamen
Wissenschaftskonferenz im Dezember 2019 neu in das Akademienprogramm
aufgenommen wurden. Das geisteswissenschaftliche Langzeitvorhaben ist mit
einem Gesamtfördervolumen von 6,8 Mio Euro für die Akademie der
Wissenschaften in Hamburg bewilligt worden.

www.awhamburg.de

Ziel des Langzeitvorhabens "Etymologika. Digitale Erschließung von
Manuskriptproduktion, Nutzerkreisen und kulturellem Umfeld
griechisch-byzantinischer Lexika bis in die Renaissance" ist die Erforschung
der griechischen etymologischen Wörterbücher ("Etymologika"), einer der
bedeutendsten Leistungen antiker und mittelalterlicher Wissensgeschichte
in Europa. Diese Lexika wurden bis in die Renaissance und die frühe
Neuzeit hinein produziert, genutzt und erweitert. Ihr Name bezieht sich
auf die antiken philosophischen und grammatikalischen Auseinandersetzungen
mit der Sprache auf der Suche nach dem étymon, d.h. der 'wahren Bedeutung'
und der Essenz eines Wortes. Das in den Etymologika gespeicherte Wissen
ist ein wichtiger, bisher unzureichend erforschter Teil des literarischen
und sprachwissenschaftlichen Erbes der griechischen Kultur.

Im Vordergrund des Projekts steht die erste vollständige kritische Edition
des wirkmächtigen "Etymologicum Gudianum" (Ende des 10. Jh.) mit
Übersetzung und Kommentierung. Geplant sind sowohl eine gedruckte Ausgabe
als auch umfangreiche Online-Ressourcen, um die Arbeitsergebnisse einer
breiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Zugleich wird die reiche Produktion und Nutzung der Manuskripte mit ihren
mehrschichtigen Text- und Bearbeitungsstufen detailliert untersucht
werden: Dadurch wird es möglich, das kulturelle Umfeld ihrer Herstellung
und Verbreitung sowie den Sitz im Leben der Manuskripte als Wissensträger
und -vermittler zu bestimmen.

Das Langzeitforschungsprojekt unter der Leitung von Prof. Dr. Christian
Brockmann ist auf eine Gesamtlaufzeit von 18 Jahren angelegt und wird in
Kooperation mit der Universität Hamburg durchgeführt werden. Die Förderung
wird hälftig vom Bund und von der Freien und Hansestadt Hamburg getragen.

Katharina Fegebank, Senatorin für Wissenschaft, Forschung und
Gleichstellung: "Ich freue mich, dass mit 'Etymologika' ein weiteres
Forschungsprojekt der Akademie der Wissenschaften in Hamburg in das
bundesweite Akademienprogramm aufgenommen wurde und nun in Kooperation mit
der Universität Hamburg startet. Das ist ein schöner Erfolg für die
geisteswissenschaftliche Forschung in Hamburg und zeigt einmal mehr, dass
die Akademie der Wissenschaften eine wichtige Partnerin für die Stärkung
des Wissenschaftsstandortes ist. Den beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern gratuliere ich sehr herzlich!"

"Wir freuen uns sehr, dass der Kooperationsvertrag mit der Universität
Hamburg unterzeichnet ist und unser neues geisteswissenschaftliches
Langzeitvorhaben seine Arbeit aufnehmen kann. Dieses Langzeitvorhaben ist
ein wichtiger Meilenstein für die geisteswissenschaftliche Forschung in
Hamburg und Norddeutschland und zeigt, dass die Akademie der
Wissenschaften in Hamburg weiter wächst", so Prof. Dr.-Ing. Edwin Kreuzer,
Präsident der Akademie.

Der Präsident der Universität Hamburg, Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Lenzen:
"Wir freuen uns sehr, dass es der Akademie der Wissenschaften und der
Universität Hamburg ein weiteres Mal gelungen ist, die Mittel für ein
großes Langzeitvorhaben in den Geisteswissenschaften einzuwerben. Ich
gratuliere den erfolgreichen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern."

Das Projekt ist im Rahmen des von Bund und Ländern finanzierten
Akademienprogramms bewilligt worden. Dieses Programm dient der
Erschließung, Sicherung und Vergegenwärtigung des kulturellen Erbes. Es
ist eines der größten geisteswissenschaftlichen Forschungsprogramme der
Bundesrepublik Deutschland und wird von der Union der deutschen Akademien
der Wissenschaften koordiniert.


Die Akademie

Der Akademie der Wissenschaften in Hamburg gehören herausragende
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aller Disziplinen aus
Norddeutschland an. Sie trägt dazu bei, die Zusammenarbeit zwischen
Fächern, Hochschulen und anderen wissenschaftlichen Institutionen zu
intensivieren. Sie fördert Forschungen zu gesellschaftlich bedeutenden
Zukunftsfragen und wissenschaftlichen Grundlagenproblemen und macht es
sich zur besonderen Aufgabe, Impulse für den Dialog zwischen Wissenschaft
und Öffentlichkeit zu setzen. Die Grundausstattung der Akademie wird
finanziert von der Freien und Hansestadt Hamburg. Präsident der Akademie
ist Prof. Dr.-Ing. habil. Prof. E.h. Edwin J. Kreuzer. Die Akademie der
Wissenschaften in Hamburg ist Mitglied in der Union der deutschen
Akademien der Wissenschaften.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Akademie der Wissenschaften in Hamburg, 08.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2020 
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MELDUNG/110: Neues Projekt an der Universität Konstanz - Wandernde Formen (idw)

Universität Konstanz - 08.01.2020

Wandernde Formen

Die Nomis Foundation fördert neues literaturwissenschaftlich-anthropologisches
Projekt "Traveling Forms" an der Universität Konstanz



Nicht nur Menschen sind mobil, sondern auch kulturelle Güter bewegen sich
über die Zeit von Ort zu Ort. Das interdisziplinäre Projekt "Traveling
Forms" an der Universität Konstanz verbindet in vier Teilprojekten
literaturwissenschaftliche und anthropologische Perspektiven auf die
Mobilität kultureller Formen. Die Untersuchungen beziehen sich sowohl auf
die Vergangenheit als auch auf die Gegenwart. Darüber hinaus wird der
kulturwissenschaftliche Grundbegriff der "Form" weiterentwickelt werden.
Die Schweizer Nomis Foundation wird das Projekt ab Oktober 2020 mindestens
vier Jahre lang mit rund 1,2 Millionen Euro fördern. Projektsprecherin ist
die Konstanzer Germanistin Prof. Dr. Juliane Vogel.

Wenn sich Menschen begegnen, erschaffen und nutzen sie Formen. Dabei
passen sie die Formen der jeweiligen Situation an und reisen mit ihnen
durch Raum und Zeit. In Zeiten der Globalisierung hat sich die Mobilität
der Formen verstärkt, traditionelle Formbegriffe müssen neu gefasst
werden. Das Projekt "Traveling Forms" konzentriert sich dabei auf Formen,
die sich über kulturelle und soziale Grenzen hinweg bewegen. Wie wandern
zum Beispiel literarische Gattungen? Möglich sind unterschiedliche
Überlieferungsformen und Publikationswege. Wanderschaften können über ganz
unterschiedliche Institutionen oder Akteure laufen. "Shakespeares
Tragödien sind in Deutschland durch wandernde Theatergruppen eingeführt
worden, die durch die Länder gezogen sind und einen verballhornten,
komischen, nicht-tragischen Shakespeare in Wirtshäusern präsentiert
haben", gibt Juliane Vogel Einblick in ihr eigenes Teilprojekt "Traveling
Tragedy". Sie vergleicht darin die unterschiedlichen Reiseformen der
volkstheaternahen Shakespeareschen Tragödien und der höfischen und stark
kodifizierten Tragödien der französischen Klassik.

"Wir möchten herausfinden, inwieweit sich kulturelle, literarische,
ästhetische und institutionelle Formen durch Wanderschaft und Migration
stabilisieren und entstabilisieren", erklärt Juliane Vogel, die gerade mit
einem der sehr renommierten Gottfried Wilhelm Leibniz-Preise für das Jahr
2020 ausgezeichnet wurde. Dabei geht "Traveling Forms" von der These aus,
dass Formen immer wieder erneuert und abgewandelt werden müssen, um
lebendig zu bleiben. Dies geschieht durch Wanderung, Migration und
Grenzüberschreitung. Wie entstehen überhaupt Formen, welche Rolle spielen
Prozesse wie die Herauslösung von Formen aus einem Kontext und ihre
Wiedereinführung an einem anderen Ort? Juliane Vogel: "Wir wollen wissen:
Was passiert ganz konkret, wenn eine Form, die, wie hier, aus England
kommt und im Deutschland des 18. Jahrhunderts wieder aufgenommen wird? Was
entsteht, wenn sie in Berührung mit anderen ansässigen Formen kommt?"

Inhaltlich eng damit verknüpft ist das Teilprojekt "Migration of Tragedy"
der Konstanzer Anglistin Prof. Dr. Christina Wald, das Tragödien-Formen im
postkolonialen Raum des 20. und 21. Jahrhunderts untersucht und sich damit
der globalen Gegenwart zuwendet. Zu welchen Formgebilden kommt es, wenn
diese einerseits europäische, andererseits auch antike Form in
afrikanische oder asiatische Zusammenhänge eintritt und auf dort ansässige
Formen trifft? Die postkoloniale Tragödie wird auch als Form des
politischen Widerstands verstanden und fragt nach den politischen
Auswirkungen des Zusammentreffens westlicher und indigener Theaterformen.

Um politischen Widerstand geht es ebenfalls im Teilprojekt "Activism as a
Traveling Aesthetic Form" des Konstanzer Anthropologen Prof. Dr. Thomas
Kirsch, der Formwanderungen unter aktuellen medienpolitischen Bedingungen
beobachtet. Grundlage seiner Forschung sind eigene ethnografische
Aufzeichnungen zu Tanz-Formen, die von Widerstandsbewegungen aufgegriffen,
abgewandelt und weitergegeben werden. Hier versprechen sich die
Forschenden auch Erkenntnisse dazu, wie die Form-Transformationen vor sich
gehen und inwiefern das Lebendige der Form in einem Verhältnis zwischen
Konstanz und Variation besteht. "Auf der einen Seite ist die Frage, was
das Wiedererkennbare ausmacht, auf der anderen Seite bleibt die Form
niemals gleich, sondern lebt erst dann und dadurch, dass sie abgewandelt
und weitergegeben wird", so Juliane Vogel.

An der Schnittstelle zwischen Literatur und Anthropologie arbeitet der
Konstanzer Kulturwissenschaftler Dr. Marcus Twellmann. Mit seinem
Teilprojekt "Forms in Translation" wird er aus seiner interdisziplinären
Forschung heraus eine allgemeingültige Theorie zu "Formprozessen"
entwickeln, von der alle Teilprojekte profitieren werden. Dabei geht der
Privatdozent und Koordinator des Projektes von dem kulturanthropologischen
"Assemblage"-Modell aus, wonach Formen keinen ineinandergefügten
Organismus darstellen, sondern die Struktur von etwas Zusammengesetztem
haben - aus Elementen unterschiedlicher Richtungen und Kulturen, die in
einen flüchtigen, zeitlich begrenzten Zusammenhang eintreten, in dem sie
sich zusammenfinden, aber auch wieder auflösen können. Damit wird
beschreibbar, wie sich global zirkulierende Formen lokal verankern, indem
sie Elemente der neuen Umgebung integrieren und sich auf diese Weise
anpassen.

Das Projekt "Traveling Forms" hat sich aus der Konstanzer
kulturwissenschaftlichen Forschung zur Mobilität entwickelt.

Die Nomis Foundation ist eine private Schweizer Stiftung, die Wissenschaft
in allen Disziplinen unterstützt. Sie fördert Forschungsprojekte in aller
Welt, die radikal andere Ansätze oder neue Perspektiven verfolgen.

Faktenüberblick:


	Nomis Foundation fördert Projekt "Traveling Forms" an der Universität Konstanz

	Vier Teilprojekte aus Literaturwissenschaft und Kulturanthropologie

	Sprecherin ist die Konstanzer Literaturwissenschaftlerin Prof. Dr. Juliane Vogel

	Förderung von 1,2 Millionen Euro ab Oktober 2020 über eine Laufzeit von mindestens vier Jahre.






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, 08.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4411: Mainz - "Schecks Kanon" von Denis Scheck, 19.1.2020

Staatstheater Mainz

Denis Scheck: Schecks Kanon

Autorenlesung am 19. Januar um 18 Uhr im Kleinen Haus

Eintritt: 14,50 €



Am 19. Januar um 18 Uhr stellt der bekannte Literaturkritiker und
Journalist Denis Scheck am Staatstheater Mainz seinen persönlichen
Literaturkanon vor: Schecks Kanon - Die 100 wichtigsten Werke der
Weltliteratur. Darin versammelt er eine zeitgemäße Mischung ohne
Epochen-, Sprach- oder Genregrenzen. "Vertrauen Sie mir, ich weiß, was
ich tue", sagt der Autor, der auch als Moderator von Sendungen wie
kunscht oder lesenswert bekannt wurde.

Kann ein Kinderbuch zum Kanon der Weltliteratur zählen? Unbedingt,
sagt Denis Scheck. Zum Beispiel Astrid Lindgrens Karlsson vom Dach,
das am Anfang vieler Leserbiografien steht. Und darf der Klassenclown
der Gegenwartsliteratur Michel Houllebecq mit der Aufnahme in einen
Kanon geadelt werden? Ja, natürlich. Denn er ist auf dem Gebiet der
Politik, was Jules Verne für die Technik war: ein Visionär. Mit seiner
Auswahl der 100 wichtigsten Werke präsentiert Denis Scheck einen
zeitgemäßen Kanon, der auf Genre- oder Sprachgrenzen schlicht pfeift.
Von Ovid bis Tolkien, von Simone de Beauvoir bis Shakespeare, von W.
G. Sebald bis J.K. Rowling: Charmant, wortgewandt und klug erklärt er,
was man gelesen haben muss - und warum.


Die nächsten Premieren

The Cold Trip - Eine Winterreise

Hörtheater mit Werken von Franz Schubert und Bernhard Lang

11. Januar, 19:30 Uhr

Start im Orchestersaal

Das Kind der Seehundfrau

von Sophie Kassies und Robyn Schulkowsky

14. Januar, 10:30 Uhr

U17

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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TREFF/1506: Berlin - open poems, Schreibwerkstatt, mehrsprachige Lyrik, interlinguales Sprachspiel, 31.01.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Fr., 31.1.20, 16.00 Uhr

Schreibwerkstatt mit Uljana Wolf

open poems

Im Januar steht in der Schreibwerkstatt der open poems mehrsprachige Lyrik
und interlinguales Sprachspiel im Fokus.



Uljana Wolf, geb. 1979, Lyrikerin und Übersetzerin, lebt in Berlin und New
York. Sie veröffentlichte vier Gedichtbände, zuletzt meine schönste
lengevitch (kookbooks 2013) sowie zahlreiche Übersetzungen, u.a. Eugeniusz
Tkaczyszyn-Dycki: norwids geliebte (gemeinsam mit Michael Zgodzay und
Eugene Ostashevsky: Der Pirat, der von Pi den Wert nicht kennt (gemeinsam
mit Monika Rinck, kookbooks 2017). Wolfs lyrisches und übersetzerisches
Werk wurde u.a. mit dem Adelbert-von-Chamisso-Preis 2016, dem Kunstpreis
Berlin 2019 und dem Preis der Stadt Münster für Internationale Poesie 2019
ausgezeichnet. Sie unterrichtet Seminare und Workshops zu Poesie und
Übersetzung u.a. am Pratt-Institute New York und dem Institut für
Sprachkunst Wien. Im Herbstsemester 2019 hat sie die
August-Wilhelm-von-Schlegel-Gastprofessur für Poetik der Übersetzung an
der FU Berlin inne. Wolf ist Mitglied der Deutschen Akademie für Sprache
und Dichtung und im deutschen PEN.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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STANDPUNKT/412: Abschottung, Tod und Angst dürfen keine "Europäische Lösung" sein (borderline europe e.V.)

borderline europe e.V. - Presseerklärung vom 9. Januar 2020

Gemeinsames Statement zum Migrationspolitischen Forum 

Abschottung, Tod und Angst dürfen keine "Europäische Lösung" sein



Am Donnerstag, den 09. Januar 2020, kommen beim Migrationspolitischen Forum
(MPF) Akteur*innen aus Politik, Behörden und Wissenschaft zusammen. Unter
dem Titel "Agenturen (Frontex / EASO) als Rückgrat einer 'Europäischen
Lösung'" lädt der Direktor des MPF, Daniel Thym, in die Landesvertretung
Baden-Württemberg beim Bund. Im Kern geht es bei dem Forum um die beiden
europäischen Institutionen, die bei der Ankunft Asylsuchender an den
EU-Außengrenzen eine immer mächtigere Rolle spielen.

Anfang Dezember 2019 trat die vom Europäischen Rat und Parlament im
Vormonat beschlossene Verordnung zur Reform von Frontex in Kraft. Das
Mandat wurde bedeutend erweitert und der Grenzschutzagentur rechtliche,
administrative und fi nanzielle Autonomie verliehen. So ist Frontex nun für
alle Rückkehr-Aspekte sowie die technische und operative Unterstützung der
Mitgliedsstaaten verantwortlich. Vage Kontrollmechanismen, unklare
Zuständigkeiten sowie Immunität verleihende Abkommen mit einzelnen Ländern
verhindern, dass Beamt*innen für Verstöße und Menschenrechtsverletzungen
zur Rechenschaft gezogen werden.

Die Zahl der von Frontex Angestellten und von den Mitgliedsstaaten
entsandten Beamt*innen wird von 5.000 in 2021 auf 10.000 bis 2027 erhöht.
Auch fi nanziell wird aufgestockt: der Budgetrahmen von 333 Millionen Euro
im Jahr 2019 wird im Zeitraum 2021 bis 2027 auf 11,3 Milliarden Euro für
die Agentur ausgeweitet.

In der europäischen Migrationspolitik dominiert das Ziel der größtmöglichen
Kontrolle über Migrationsbewegungen. Der Begriff "Migration Management" ist
zentral geworden für die Idee der Massenabfertigung Schutzsuchender in
isolierten Zentren an den Rändern der EU, ohne die Möglichkeit,
solidarische und unabhängige Unterstützung zu erfahren. Dass etwa ein
Drittel der negativen Asylbescheide des BAMFs nach rechtlichem Einspruch
korrigiert werden müssen, zeigt: Die Ökonomisierung der Asylprüfung droht
den internationalen Schutz auszuhöhlen und nimmt es in Kauf, Menschen zu
deportieren und ihr Leben in Gefahr zu bringen.

EASO, das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen, das, wie Frontex,
hier als "Rückgrat einer europäischen Lösung" gepriesen wird, steht
keinesfalls für faire Asylverfahren, die zum Ziel haben, Menschen in Not
Schutz zu gewähren. Fehlende Übersetzungen, mangelnde Informationen zu
Rechten und Abläufen der Asylverfahren sowie eine Europäisierung von
Asylstandards mitsamt den innereuropäischen Machtverhältnissen sind nur
einige der Kritikpunkte an der zukünftigen Asylagentur.

In Anbetracht der Pläne der deutschen Regierung, die desaströsen Hotspots
noch weiter auszubauen und Asylsuchende direkt an den Außengrenzen nach
Bleibeperspektive zu sortieren, wird klar, wohin der Weg führen soll:
schwindende Möglichkeiten für Gefl üchtete, ihre Rechte einzufordern und
die Priorisierung von "Abschiebung vor Aufnahme".

Dabei hat sich Prof. Dr. Daniel Thym als starker Befürworter von
Abschiebungen bereits einen Namen gemacht und wird regelmäßig als
Sachverständiger in den Bundestag eingeladen. Wie er bei einer Anhörung zum
"Geordnete Rückkehr Gesetz" im Innenausschuss ausführte, sieht er ein
"Vollzugsdefizit" in der Durchführung von Abschiebungen. In seiner Rolle
als juristischer Berater befürwortete er so diverse
Asylrechtsverschärfungen mit wissenschaftlichem Anklang. Kooperationen von
Forschung und Politikberatung sind bekannt, sollten jedoch nicht einseitig
instrumentalisiert werden. Die wissenschaftlichen Diskurse zu Flucht und
Migration sind vielfältig, doch der Fokus der derzeitigen Politik ist
deutlich: Abschottung und Abschiebung um jeden Preis.

Indem die Wissenschaft den Diskurs von Sicherheit durch Abschottung stärkt,
anstatt humanitäre und solidarische Alternativen zu thematisieren, macht
sie sich mitschuldig am Tod von Menschen auf der Flucht.
Abschottung, Tod und Angst dürfen keine "Europäische Lösung" sein!


	Wir fordern die Politik auf, Solidarität und Humanität zu Leitlinien ihres Handelns zu machen.

	Wir fordern Diskussionen, in denen Migration und Flucht nicht problematisiert, sondern als Realität anerkannt werden.

	Wir fordern menschliche Lösungen, die der Ziehung sichtbarer und unsichtbarer Grenzen Alternativen entgegensetzen und das Sterben von Menschen auf der Flucht beenden.



Fähren statt Frontex und Solidarität statt Ausgrenzung!



Statement u.a. von borderline-europe - Menschenrechte ohne Grenzen e.V.,
Seebrücke, Women in Exile, Sea-Watch, Forschungsgesellschaft für Flucht und
Migration

 * 

Quelle:

Statement vom 9. Januar 2020

borderline-europe - Menschenrechte ohne Grenzen e.V.

Mehringhof, Gneisenaustr. 2a, D-10961 Berlin

Telefon: +49 (0)176 420 276 55

E-Mail: mail@borderline-europe.de

Internet: www.borderline-europe.de
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DISKUSSION/102: Berlin - Wie weit reicht die Freiheit der Rede?, 15.01.2020

Humboldt-Universität zu Berlin

Wie weit reicht die Freiheit der Rede?

Diskussion an der Humboldt-Universität zum Spagat zwischen privater und
wissenschaftlicher Meinungsäußerung



Die Diskussion um die Freiheit der Wissenschaft und die Freiheit der
Meinung ist weiter aktuell - auch an der Humboldt-Universität zu Berlin
(HU). Viele Debatten zeigen, dass die Unterscheidungen zwischen dem einen
und dem anderen nicht immer klar gezogen werden. Gerade in der von
digitalen Medien geprägten Diskussionskultur verändert sich das
Verständnis von freier Meinungsäußerung.

Vielerorts wird ein Verlust der Streitkultur beklagt sowie das zunehmende
Unvermögen, Kontroversen und Differenzen auszuhalten oder sich für
übertriebene Behauptungen zu entschuldigen und zu verzeihen. So wird auch
angstfreies Argumentieren für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
Studentinnen und Studenten, Bürgerinnen und Bürger angesichts von Fake
News-Vorwürfen und eskalierenden Aufregungsspiralen zu einer großen
Herausforderung.

Wie können wir also in Wissenschaft und Gesellschaft wieder zu einer
konstruktiven Diskussionskultur als Basis einer offenen und demokratischen
Gesellschaft finden? Und wie gelingt dabei der Spagat zwischen
öffentlicher Meinung als Wissenschaftler und Privatperson?

Diesen Fragen geht die zweite Runde der Diskussionsreihe "Freiheit der
Wissenschaft" nach, zu der die HU herzlich einlädt.

Termin und Ort:

15. Januar 2020, 18 Uhr

Auditorium des Jacob-und-Wilhelm-Grimm-Zentrums der HU,

Geschwister-Scholl-Straße 1/3, 10117 Berlin

An der Diskussionsrunde nehmen teil:

• Dr. Romy Jaster, wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für
Theoretische Philosophie der HU; Co-Koordinatorin des Forums für
Streitkultur und Mitautorin des Buches "Die Wahrheit schafft sich ab - Wie
Fake News Politik machen"

• Eric Wallis, PR- und Kampagnen-Manager für NGO's und Politik. Er
bloggt als @wortgucker, lehrt und schreibt über die Wirkung von Sprache
und Framing in Politik und Werbung (https://twitter.com/wortgucker
https://www.facebook.com/wortgucker)

• Dr. Wolfgang Schulz, Professor für Medienrecht und Öffentliches
Recht an der Universität Hamburg, Direktor des Leibniz-Instituts für
Medienforschung | Hans-Bredow-Institut sowie Direktor des Alexander von
Humboldt Instituts für Internet und Gesellschaft

• Max Skowronek, Mitglied der Chefredaktion der Studierendenzeitung
"UnAufgefordert" an der HU (https://www.unauf.de)

Moderation: 

Hans-Christoph Keller, HU-Pressesprecher

Anmeldung:

Aufgrund der begrenzten Anzahl von Plätzen werden die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer gebeten, sich bis zum 14. Januar 2020, 15 Uhr, unter
veranstaltungen@hu-berlin.de anzumelden.


Weitere Informationen unter:

https://www.hu-berlin.de/de/pr/veranstaltungen/regelmaessige-veranstaltungen/wissenschaftsfreiheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 08.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/328: Hanau - Breites Programm zum Schmecken, Fühlen und Ausprobieren, 18.+19.01.20

Stadt Hanau

Handeln für eine bessere Welt: Breites Programm zum Schmecken,
Fühlen und Ausprobieren am 18. und 19. Januar



Wir alle können an dem Platz, an dem wir sind, die Welt jeden Tag ein
bisschen besser machen. Frei nach dem Motto "Do something green
today".

Wie geht das? Das Umweltzentrum Hanau und die "Library" am
Schlossplatz laden ein zum Schmecken beim veganen Kochkurs, Mixen beim
Herstellen von Naturseife und -creme, Bügeln beim Herstellen von
Wachstüchern als Ersatz für Plastikfolie, Kreativ sein beim Erstellen
von kleinen Filmen mit Handy oder Camcorder und Staunen bei Bildern
aus dem Regenwald in Costa Rica.

All dies erwartet die Gäste am Samstag und Sonntag, 18. und 19.
Januar, jeweils von 12 bis 18 Uhr in der "Library". Der Eintritt ist
frei.

Die Besucherinnen und Besucher sind zum "Wichteln" nach Weihnachten
eingeladen. Sie können ein unbeliebtes Geschenk mitbringen und gegen
ein anderes eintauschen. So kann man anderen und sich selbst eine
Freude bereiten.

Die Veranstaltung findet im Zusammenhang mit dem Nachhaltigkeitspreis
der Stadt Hanau statt. Der Nachhaltigkeitspreis fördert und
unterstützt Einzelpersonen, Vereine und Unternehmen bei der Umsetzung
von Projekten und Ideen. Auf die kreativsten Köpfe wartet ein
Preisgeld von insgesamt 8000 Euro. Die Bewerbungsfrist endet am 15.
Februar 2020.

Weitere Informationen gibt es beim Umweltzentrum Hanau unter Telefon
06181-3049148 oder per -Mail unter umweltzentrum@hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.01.20

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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BERICHT/114: 24. Linke Literaturmesse - gegen Faschismus und Machismus ... (SB)



Die Gründerinnen der Mujeres Libres fanden ja innerhalb der
anarchistischen Bewegung schon Sexismus vor, dann können wir uns
vorstellen, wie außerhalb der anarchistischen Bewegung in der
spanischen Gesellschaft noch viel mehr Sexismus, patriarchales
Verhalten und Strukturen existierten. Die Idee der Mujeres Libres war
ja zu keinem Zeitpunkt, eine immerwährende Frauenorganisation zu
gründen, sondern sie wollten temporär, also für einen kurzen Zeitraum,
einfach eine Frauenorganisation haben, um gegen diesen Sexismus
ankämpfen zu können.

Vera Bianchi, Herausgeberin des Buches "Mujeres Libres. Libertäre
Kämpferinnen" [1]




[image: Foto: Gerda Taro [Public domain] via Wikimedia Commons]

Mujeres Libres während des Spanischen Bürgerkrieges - Aufnahme der deutschen Fotografin Gerda Taro von 1936

Foto: Gerda Taro [Public domain] via Wikimedia Commons




Erinnerungen an kämpfende Frauen in Spanien (1936 bis 1939)

Mujeres Libres - zu deutsch "freie Frauen" - nannten sich zur Zeit des
Spanischen Bürgerkriegs Frauen der anarchistischen Bewegung, die sich
im April 1936 als eigenständige Frauengruppe zusammengeschlossen
hatten im Kampf gegen die gesellschaftliche wie häusliche
Unterdrückung, Benachteiligung und Entwürdigung der Frau wie auch den
Putsch Francos vom 18. Juli 1936. Auffällig ist aus heutiger Sicht der
geringe Bekanntsheitsgrad dieser Frauen, weshalb zu vermuten steht,
daß der für Spanien berüchtigte Machismo auch unter Franco-Gegnern bis
hinein in kommunistische und anarchistische Organisationen weit
verbreitet war und die Mujeres Libres auch in ihnen nicht "für voll"
genommen wurden.

Lucía Sánchez Saornil, Mercedes Comaposada und Amparo Poch y Gascón,
drei in der anarcho-syndikalistischen Gewerkschaft Confederación
Nacional del Trabajo (CNT) organisierte Frauen, hatten sich zur
Gründung der Mujeres Libres veranlaßt gesehen, nachdem sie mit dem
Anliegen, eine fortschrittliche Zeitschrift für Frauen zu gründen, in
der CNT auf Ablehnung gestoßen waren. Die Herausgabe der gleichnamigen
Zeitschrift "Mujeres Libres", in der es nicht um Mode und Kosmetik,
sondern die brennenden politischen Fragen der Zeit ging, gehörte zu
den ersten Aktivitäten dieser feministisch-anarchistischen Frauen.

Während des fast dreijährigen Krieges in Spanien beteiligten sich die
Mujeres Libres aktiv, sowohl an der Front als auch im Hinterland, an
der Verteidigung des Republik. Als Franco am 1. April 1939 den
Bürgerkrieg für beendet erklärte und mit offener Unterstützung der
faschistischen Achsenmächte Italien und Nazi-Deutschland, aber auch
mit stillschweigender Duldung Englands, Frankreichs und der USA in
Spanien eine Diktatur errichtete, waren auch die kämpfenden Frauen der
Mujeres Libres starker Repression ausgesetzt. Sie galten noch in den
nach Francos Tod 1975 als demokratisch deklarierten Zeiten als
"unanständige Frauen".

Schon früh gab es Bemühungen, die Geschichte der Mujeres Libres von
ihrer Seite aus aufzuarbeiten und zu dokumentieren. Eine der
Pionierinnen, die Schriftstellerin Mercedes Comaposada, bat
überlebende Mitstreiterinnen nach Kriegsende um Mitwirkung an einem
Buch über die Mujeres Libres von den Anfängen 1934 bis zum Jahr der
Niederlage 1939. Sie forderte sie auf, ihr ihre Erinnerungen und
Erfahrungen zu schildern, aber auch Zeitungsartikel, sonstige
Dokumente oder Fotos zur Verfügung zu stellen. Das von Mercedes
Comaposada auf Basis dieser Zeugnisse erstellte Buchmanuskript wie
auch die von den beteiligten Frauen ausgefüllten Fragebögen gelten
trotz intensivster Nachforschungen bis heute als verschollen.

Viele Jahre später wurde erneut von früheren "freien Frauen" eine
Initiative ins Leben gerufen, um diesen Aspekt der spanischen wie
europäischen Geschichte einer größeren Öffentlichkeit bekannt zu
machen. Sara Berenguer gab 1999 in Zusammenarbeit mit 13 weiteren
ehemaligen Mujeres Libres einen Erinnerungsband heraus ("Mujeres
Libres. Luchadoras Libertarias"). Auf deutsch ist dieses Buch 2019
unter dem Titel "Mujeres Libres. Libertäre Kämpferinnen" [2]
erschienen, übersetzt von der Herausgeberin Vera Bianchi und Renée
Steenbock, die das Werk auf der 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg
am 2. November 2019 in einer Lesung vorstellte. [3]

Aufgrund des unnachahmlichen sprachlichen Stils Mercedes Comaposadas
habe das nun herausgebrachte Werk nicht die Qualität des
ursprünglichen Manuskripts, so Steenbock. Die mit der Buchherausgabe
befaßten Frauen hätten die erhalten gebliebenen Dokumente durch
inhaltliche Beiträge ergänzt und zu einer Neuauflage des
verschwundenen Buches zusammengestellt. Zunächst las die Übersetzerin
aus einem zeitgenössischen Text vor, der 1937 unter dem Titel "Die
Frau im Krieg und in der Revolution" verfaßt worden war. Darin
schildert die Autorin die Entstehung und Entwicklung der Mujeres
Libres aus ihrer persönlichen Sicht.

"Schon als wir sehr jung waren, litten wir beim Anblick der vorzeitig
gealterten Gesichter der Frauen unseres Volkes", hieß es dort zur
Vorgeschichte dieser Frauengruppe. Der aufkeimende Widerstand habe sie
dazu gebracht, mit Nachdruck nach den Gründen zu suchen und so seien
sie darauf gestoßen, daß eigentlich alle Frauen, egal, welcher Klasse
sie angehören, Unwissenheit und Versklavung gemeinsam hätten. In der
Oberschicht werde dies bestenfalls besser verdeckt und getarnt hinter
überflüssigen Kenntnissen und einem herablassenden Lächeln, das die
aufbegehrenden Frauen nur noch mehr aufbrachte, weil nicht der Körper,
sondern der Geist mit falschen Schmeicheleien angegriffen wurde.

Weiter wurde berichtet, daß die Frauen, die von ihrer Emanzipation zu
träumen begannen, mit den Angeboten der politischen Parteien und
Organisationen überhaupt nicht zufrieden waren. Die Forderung nach
politischen Rechten, die sich aus Sicht der Mujeres Libres "an
denselben ausgetretenen Pfaden orientierte, in denen Männer seit
Jahrhunderten versklavt wurden", sei noch die fortschrittlichste
gewesen. So hätten die "freien Frauen" begonnen, neue Wege der
Emanzipation zu beschreiten. Orientiert an Vorstellungen des
Naturrechts, das allen Individuen immanent sei, suchten sie mit allen
Traditionalismen zu brechen. Wie Renée Steenbock erläuterte, ist es
zum Verständnis der Mujeres Libres sehr wichtig klarzustellen, daß sie
sich nie gegen die Männer ausgesprochen, sondern immer gesagt hätten,
daß sich beide Geschlechter ergänzen.

In der damaligen, stark vom Machismo dominierten spanischen
Gesellschaft stellten die Mujeres Libres die traditionell besonders
enge Rolle der Frau konsequent in Frage und boten ihren
Geschlechtsgenossinnen praktisch-konkrete Hilfen an, um sich aus
dieser Versklavung zu lösen. Die anfangs kleine Gruppe anarchistischer
Frauen wollte diese Aufgabe keineswegs allein schultern und vertrat
die Auffassung, daß ihre Inangriffnahme bereits ein beträchtlicher
Schritt sei. Das Dringendste war für sie ein Propagandaorgan, um ihre
revolutionären Thesen, Inhalte und Aufrufe vielen Frauen zugänglich zu
machen. Im Mai 1936 wurde die gleichnamige Zeitschrift "Mujeres
Libres" ins Leben gerufen. Der Name war Programm, das Adjektiv "frei"
bedeutete, unabhängig von jeder politischen Gruppe, Organisation oder
Sekte zu sein. Tausende, so hieß es in dem Text von 1937, griffen
diese Ideen voller Begeisterung auf, die Zeitschrift stieß unter den
Frauen Spaniens auf großes Interesse.

Umgehend begannen die Mujeres Libres mit dem nächsten Schritt. Sie
organisierten Versammlungen in libertären Kulturzentren und leiteten
die Gründung von Bildungszentren in die Wege. Doch bevor diese
Initiativen zum vollen Durchbruch gebracht werden konnten, machte der
Putsch Francos, der die damalige Republik und ihre demokratisch
gewählte Volksfrontregierung bedrohte und Spanien in zwei Zonen
teilte, dem Ganzen ein (vorläufiges) Ende. Für die anarchistischen
Mujeres Libres war es selbstverständlich, sich dem antifranquistischen
Kampf anzuschließen. Auch machten sie die Umsetzung der sozialen
Revolution, womit in der republikanischen Zone sofort begonnen wurde,
zu ihrer Sache und teilten die Überzeugung vieler anarchistischer und
kommunistischer Organisationen, daß dies den Kampf gegen Franco
beflügeln und keineswegs ausbremsen würde.
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Mit zunehmender Kriegsdauer gelang es der von der Sowjetunion
unterstützten Kommunistischen Partei Spaniens, eine moderatere
Position durchzusetzen, sprich der Revolution eine Absage zu erteilen.
Dies trug den moskaunahen Kräften den Vorwurf ein, die Verteidigung
der Republik geschwächt und Franco zum Sieg verholfen zu haben.
Vermutet wird, daß Moskau damit das geostrategische Kalkül verfolgte,
auf diesem Wege eine Kooperation mit den gegenüber den faschistischen
Staaten gemäßigteren westlichen kapitalistischen Staaten zu
ermöglichen.

Im Spanischen Bürgerkrieg habe sich schnell herausgestellt, daß er
entgegen vielfacher Befürchtungen die Pläne und Projekte der Mujeres
Libres keineswegs beendete, sondern unter widrigsten Kriegsbedingungen
sogar beflügelte. Die Frauen sahen sich dem von Renée Steenbock
vorgestellten Text zufolge unversehens auf die Straße geworfen. Die
Männer wurden von ihren Familien fortgerissen, staatliche
Unterstützungsleistungen - "faule Spiele der Obrigkeit" - brachen
zusammen. Viele Frauen emanzipierten sich, nachdem "die "Stützmauern
ihres alten Heimes" zerstört worden waren.

Ab Juli 1936 formierten sich die Mujeres Libres. Sie wuchsen innerhalb
eines Monats auf 3.000 und später auf mehr als 20.000 Kämpferinnen in
über 160 Ortsgruppen an. Ihren Fähigkeiten und Neigungen entsprechend
verteilten sie sich auf sieben verschiedene Sektionen, die mit dem
Krieg im Zusammenhang standen oder für das Leben hinter der Front
notwendig waren. Dies sei mit direkter Unterstützung der CNT
geschehen, in der viele der "freien Frauen" organisiert waren. Für den
Fall, daß die Männer an die Front gerufen wurden, wurden Frauen auch
in traditionellen Männerberufen ausgebildet, so zum Beispiel im
Verkehrs- und Transportwesen. Die zuständige Einheitsgewerkschaft
griff die Idee, junge Frauen als Bus- und Straßenbahnfahrerinnen
auszubilden, mit großem Interesse auf. Bei vielen Fahrgästen aber
setzte erst langsam ein Umdenkungsprozeß ein, sie reagierten mit
Erstaunen oder sogar Entsetzen, wenn sie merkten, daß sie in einer von
einer Frau gelenkten Bahn saßen.

Den tiefgreifenden Veränderungen im Leben dieser Frauen seien auch die
offiziellen Stellen im republikanischen Spanien diesem
zeitgenössischen Text zufolge häufig nicht gerecht geworden, wie sich
am Widerstand betroffener Frauen gegen die angeordneten Maßnahmen der
Zwangsevakuierung gezeigt habe. Tradierte Rollenklischees hielten sich
hartnäckiger, als die Emanzipation vieler Frauen in diesem Krieg und
dem kriegsdominierten Alltag voranschritt. Ausgehend vom alten,
weibliche Schwäche suggerierenden Bild wollten viele Genossen die
Frauen aus den gefährlichen Frontabschnitten fernhalten, obwohl sie
längst gerade dort auch im Gefecht "ihre Frau" gestanden hatten. Die
Frauen Madrids, die auf den Barrikaden gestanden hatten, hätten eine
solche Demütigung nicht verdient. Gebt denjenigen, die die Stadt
verlassen wollten, alle Unterstützung, hieß es in dem 1937 verfaßten
Text, doch "zwingt nicht diejenigen, die mit dem gleichen Recht wie
die Männer ihre Aktivitäten und ihr Leben der Niederschlagung des
Faschismus und dem revolutionären Aufbau widmen wollen", zu gehen.


Ein Kapitel der "brüderlichen Solidarität" gewidmet

Ein weiteres Kapitel wurde 1986 von Pepita Carpeña unter dem Titel
"brüderliche Solidarität" verfaßt. Darin schildert sie, was sie als
junge Frau am Tag vor der Einnahme Barcelonas durch die Faschisten am
26. Januar 1939 erlebte. Evakuierungspläne mußten bei völlig
unzureichenden Transportmöglichkeiten organisiert werden, um die in
der Stadt verbliebenen Menschen zu retten. Da Pepita Carpeña und eine
weitere Genossin schwer erkrankt waren, wurde für sie eine Fahrt im
Wagen des Sekretärs der Antifaschistischen Sozialistischen Initiative
organisiert. Die beiden Frauen erreichten unter größten Strapazen den
vereinbarten Treffpunkt, doch wer nicht kam, war der Sekretär. Stunden
später erhielten sie einen Anruf von Soledad Estorach, die ihre Flucht
organisiert hatte und sich nun kurzerhand entschloß, die beiden
Schwerkranken selbst abzuholen. Der Companero, so erläuterte sie, habe
in der Nacht angenommen, die Faschisten in die Stadt einmarschieren zu
hören und sei vor der verabredeten Zeit losgefahren. Ungeachtet
dessen, daß Francos Truppen nun tatsächlich schon sehr viel näher
gerückt waren, setzte diese Frau ihr Leben aufs Spiel, um sie zu
retten. Nie werde sie, so erklärte Pepita Carpeña, diesen Akt
"brüderlicher Solidarität" vergessen.

Die Flucht gelang. Die beiden Frauen gelangten schließlich nach
Frankreich, wo sie wie viele andere als "spanische Republikaner"
bezeichnet, als "die Roten" gedemütigt und mißhandelt wurden. Dies war
ihnen absolut unbegreiflich. Die große Enttäuschung wurde erst nach
vielen Jahren weniger leidenschaftlich durch die Gewißheit, daß sich
nicht die ganze (französische) Bevölkerung so verhalten hat, sondern
die Regierenden. Die weiteren Jahre, der Kampf der spanischen
Republikanerinnen und Republikaner auf französischem Boden während des
Zweiten Weltkrieges mit all seinem Elend, wären ein weiteres Kapitel
wert, so Pepita Carpeña.

Zeugnisse persönlicher Lebensgeschichte und politischer Erinnerungen
wie diese markieren eine in der allgemeinen Darstellung
vernachlässigte Seite der unter den Titeln "Spanischer Bürgerkrieg"
und "Zweiter Weltkrieg" mit einem groben Keil zugeordneten damaligen
Kriegsereignisse. Es sind Puzzle-Teilchen, die die Widersprüchlichkeit
des von den westlichen Siegermächten nach 1945 bevorzugten
Deutungsbildes - hier die "Guten" (die demokratischen westlichen
Alliierten USA, Frankreich und Großbritannien), dort die "Bösen" (das
faschistische Deutschland mit den verbündeten Achsenmächten) -
andeuten. Wie zum Beispiel läßt sich erklären, daß das demokratische
und antifaschistische Frankreich die Repression gegen geflohene
Spanienkämpferinnen und -kämpfer fortsetzte und Franco damit de facto
unterstützte?


Keineswegs eindeutig - der historische Hintergrund

Arbeiterbewegungen, sozialistische und kommunistischen Parteien und
Organisationen, radikale Gewerkschaftsbewegungen und anarchistische
Strömungen waren der sichtbare Beweis für die Unzufriedenheit sehr
vieler Menschen mit den herrschenden Verhältnissen sowie ihre
zunehmende Bereitschaft und Entschlossenheit, gegen Staat und
Gesellschaft, Kirche und Politik aufzubegehren. Muß da die
Oktoberrevolution von 1917 in Rußland für die Regierenden in den
kapitalistischen Staaten nicht nahezu ein Schock gewesen sein? Wenn
russische Kommunistinnen und Kommunisten imstande sind, Staat und
Regierung zum Teufel zu jagen, was könnte dann in den übrigen
europäischen Staaten geschehen, in denen "linke Umtriebe" um sich
greifen? Die herrschenden Eliten vieler Staaten Europas könnte die
Einschätzung geeint haben, daß es unverzichtbar sei, unter Einsatz
aller, auch militärischer Mittel die "rote Gefahr" in Spanien
auszumerzen und ihr Übergreifen auf weitere Länder zu verhindern.

Dies würde erklären, warum die demokratisch gewählte
Volksfrontregierung Spaniens nach dem Putsch international nur sehr
wenig Unterstützung erhalten hatte. Frankreich, Großbritannien und die
USA ließen Franco gewähren und beriefen sich auf den
Nichteinmischungsbeschluß des Völkerbundes vom 9. September 1936. Im
offenen Bruch dieser Vereinbarung wurden die spanischen Putschisten
von Italien und dem Deutschen Reich - auch mit Waffengewalt -
unterstützt. Die Sowjetunion lieferte den Republikanern zwar Waffen
und Berater, machte dies aber von bestimmten Bedingungen abhängig. Der
Einfluß Moskaus bewirkte ein Erstarken der Kommunistischen Partei
Spaniens (PCE) gegenüber radikaleren kommunistischen und
anarchistischen Bewegungen sowie die Preisgabe des revolutionären
Aufbaus in der republikanischen Zone, womit sich die sowjetische
Führung das Wohlwollen der moderateren westlichen Staaten
(Großbritannien, Frankreich, USA) erwirkt haben mag.
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Aus vielen westlichen Staaten waren "Internationale Brigadisten" nach
Spanien gegangen, um in diesem Krieg die Demokratie gegen den
Faschismus zu verteidigen, von dem sie - zu Recht - annahmen, daß sein
Vormarsch in diesem Land nicht aufhören würde. Ende 1938, wenige
Monate vor Kriegsende, mußten sie Spanien auf Druck des Völkerbundes
verlassen. Viele von ihnen wurden in Frankreich interniert oder nach
der Besetzung Frankreichs 1940 durch das Deutsche Reich in
Konzentrationslager verbracht. Anfang 1939 hatten die Regierungen
Frankreichs und Großbritanniens die spanischen Putschisten als
offizielle Regierung Spaniens anerkannt, die USA folgten nach Francos
am 1. April 1939 deklariertem "Sieg". Alle sozialen und demokratischen
Errungenschaften, die in der Zweiten Spanischen Republik von der
Arbeiterbewegung und den anarcho-syndikalistischen Gewerkschaften
erkämpft worden waren, wurden zurückgeschraubt. Der Bundeszentrale für
politische Bildung zufolge fielen nach Kriegsende über 143.000
Menschen einer Welle brutalster Repression und politischer Säuberung
zum Opfer. Die Aufklärung dieser Politik des "Verschwindenlassens"
wird durch ein bis heute nicht außer Kraft gesetztes "Amnestiegesetz"
verhindert. [4]


Was wäre gewesen, wenn die Mujeres Libres in der
anarcho-syndikalistischen Bewegung voll anerkannt worden wären?

Wie Renée Steenbock in ihrer Lesung ausführte, schrieb Pepita Carpeña
in ihrem 1986 verfaßten Text, daß sie und ihre Genossinnen 50 Jahre,
ein ganzes Leben, für ein Ideal gekämpft hätten. Bei ihrer Rückkehr in
die Heimat hätten sie einen Kloß im Hals gehabt, obwohl sie sich immer
als Internationalistinnen verstanden hätten. Das Herz ziehe sich
zusammen, die Erinnerungen kämen in Strömen, und sie möchte so gern
glauben, daß das spanische Volk sich wieder erholen werde und es nicht
vergeblich war, daß so viele Menschen alles, auch ihr Leben, in diesem
Kampf gegeben haben. Es sei an den jungen Menschen, so ihr Appell,
diesen Kampf weiterzuführen, auch wenn der Weg mühsam ist, was er auch
für sie gewesen sei. Mit dem Zitat "ohne die verrückten Utopisten
wären wir noch heute in der Steinzeit - es sind immer die
Minderheiten, die die Mehrheiten dazu bringen, voranzuschreiten",
schloß die Übersetzerin ihre Buchvorstellung.

Über die Frage, welche Gründe zum Sieg Francos geführt und beigetragen
haben könnten, sind schon viele Worte gesprochen und geschrieben
worden. Die damaligen Frauenkämpfe haben dabei kaum Berücksichtigung
gefunden. Ob der sogenannte Bürgerkrieg, der vielfach als der
eigentliche Beginn des Zweiten Weltkriegs bewertet wird, zur
Niederlage Francos hätte führen können, wenn unter anderem auch der
Machismo vollständig beendet worden wäre und der antifaschistische
Kampf wie auch die soziale Revolution von beiden Geschlechtern auf
gleicher Augenhöhe vorangetrieben worden wären, läßt sich aus
rückwärtiger Sicht weder bestätigen noch widerlegen.

Nach Darstellung Renée Steenbocks waren die Mujeres Libres, obwohl sie
der anarcho-syndikalistischen Bewegung angehörten, als eigenständige
Frauengruppe in ihr nicht anerkannt worden. Zu einem Kongreß
beispielsweise wurden sie noch nicht einmal eingeladen mit der
Begründung, sie seien "politisch noch nicht reif genug". Sie sollten
"ein bißchen mehr arbeiten", dann würden sie auch in den Kreis der
anderen Organisationen - der anarcho-syndikalistischen Gewerkschaft
CNT (Confederación Nacional del Trabajo), der FAI (Federación
Anarquista Ibérica) und der Jugendorganisation FIJL (Juventudes
Libertarias) - aufgenommen werden.

Daß der "kleine Unterschied" keineswegs zweitrangig ist und die
herrschaftssichernde Funktion scheinbar privater Beziehungen, in denen
"er" sich immer noch zu Lasten von "ihr" als der "Herr" im Hause
aufführen kann, nicht zu bestreiten ist, scheint, oberflächlich
gesehen, heute selbstverständlich zu sein. Vom damaligen Spanien
können wir nur vermuten, daß die weitverbreitete Weigerung,
althergebrachte Privilegien als Vorteile geschlechtsspezifischer
Unterdrückung zu begreifen und abzulehnen, zum Niedergang der Republik
und der in ihr liegenden historischen Entwicklungschancen
revolutionärer Umbrüche beigetragen hat. Für die Beschäftigung und
Auseinandersetzung mit diesen noch immer brennenden und aktuellen
Fragestellungen historisch interessante Anhaltspunkte geliefert zu
haben, zählt fraglos zu den Verdiensten des auf der Nürnberger
Literaturmesse präsentierten Buchs über die Mujeres Libres.
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Fußnoten:


[1] Das Buch "Mujeres Libres. Libertäre Kämpferinnen" wurde auf der 24. Linken Literaturmesse von der Übersetzerin Renée Steenbock vorgestellt. Bei diesem von Vera
Bianchi im Verlag Edition AV 2019 herausgegebenen Werk handelt es um die deutsche Übersetzung eines von ehemaligen Mitgliedern der Mujeres Libres 1999 auf Spanisch
veröffentlichten Sammelbands. Das Zitat von Vera Bianchi stammt aus einem am 8. Oktober 2019 in der Graswurzelrevolution erschienenen Interview.

https://www.graswurzel.net/gwr/2019/10/frauen-in-der-spanischen-revolution-2/

[2] Vera Bianchi (Hg.): Mujeres Libres. Libertäre Kämpferinnen, Edition AV, Bodenburg 2019, 230 Seiten, ISBN 978-3-86841-221-5

[3] Siehe auch das Interview mit Renée Steenbock im Schattenblick unter

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

INTERVIEW/144: 24. Linke Literaturmesse - der gleiche Feind ...    Renée Steenbock im Gespräch (SB)

[4] "Vor 80 Jahren: Beginn des Spanischen Bürgerkriegs", veröffentlicht von der Bundeszentrale für politische Bildung, 14.7.2016,

http://www.bpb.de/politik/hintergrund-aktuell/231078/1936-spanischer-buergerkrieg-14-07-2016


Berichte und Interviews zur 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/098: 24. Linke Literaturmesse - kritisch schreiben kritisch lesen ... (SB)

BERICHT/099: 24. Linke Literaturmesse - schließlich die geballte Faust ... (SB)

BERICHT/100: 24. Linke Literaturmesse - nicht einfach nur ein Klassenkampf ... (SB)

BERICHT/101: 24. Linke Literaturmesse - Verbotsopportunismus ... (SB)

BERICHT/102: 24. Linke Literaturmesse - türkische Motive ... (SB)

BERICHT/103: 24. Linke Literaturmesse - fehlt nur das Recht auf das Völkerrecht ... (SB)

BERICHT/104: 24. Linke Literaturmesse - Berufsverbote gestern und heute ... (SB)

BERICHT/105: 24. Linke Literaturmesse - fremd, schwach und verdrängenswert ... (SB)

BERICHT/106: 24. Linke Literaturmesse - zur Protestkundgebung gegen den Deutschen Genderkongress ... (SB)

BERICHT/107: 24. Linke Literaturmesse - nicht zurückzudrehen ... (SB)

BERICHT/108: 24. Linke Literaturmesse - Leben dritter Klasse ... (SB)

BERICHT/109: 24. Linke Literaturmesse - der bewaffnete Kampf in Griechenland ... (SB)

BERICHT/110: 24. Linke Literaturmesse - Berlin, die Stadt der Häuserkämpfe und Wohnungsnöte ... (SB)

BERICHT/111: 24. Linke Literaturmesse - Roß und Reiter nennen ... (SB)

BERICHT/112: 24. Linke Literaturmesse - Frauenkampf auf breiter Basis ... (SB)

BERICHT/113: 24. Linke Literaturmesse - Bildung und Herrschaft ... (SB)

INTERVIEW/122: 24. Linke Literaturmesse - ein 68er erinnert sich ...    Thorwald Proll im Gespräch (SB)

INTERVIEW/123: 24. Linke Literaturmesse - vereint gegen Klimafolgen und System ...    Klara Beck und Alina Nüßing im Gespräch (SB)

INTERVIEW/124: 24. Linke Literaturmesse - Edition Mezopotamya ...    Martin Birkner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/125: 24. Linke Literaturmesse - Türkei und Kurdistan von unten ...    Max Zirngast im Gespräch (SB)

INTERVIEW/126: 24. Linke Literaturmesse - Dialektische Infragestellung ...    Gunnar Schedel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/127: 24. Linke Literaturmesse - altes und neues anarchisches Selbstverständnis ...    Kura und Peter im Gespräch (SB)

INTERVIEW/128: 24. Linke Literaturmesse - deutsche Rapgeschichte von davor ...    Kutlu Yurtseven im Gespräch (SB)

INTERVIEW/129: 24. Linke Literaturmesse - ob ich zum Kampf geboren bin ...    Michael Csaszkóczy im Gespräch (SB)

INTERVIEW/130: 24. Linke Literaturmesse - die Konfrontation setzt sich fort ...    André Scheer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/131: 24. Linke Literaturmesse - die rechte Sicht auf Frauenpower ...    Paul B. Kleiser im Gespräch (SB)

INTERVIEW/132: 24. Linke Literaturmesse - Straße frei für morgen ...    Peter Wahl im Gespräch (SB)

INTERVIEW/133: 24. Linke Literaturmesse - es gibt das Problem der Männergewalt ...    Lena Becker im Gespräch (SB)

INTERVIEW/134: 24. Linke Literaturmesse - Widerspruchstheoreme ...    Lisa Riedner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/135: 24. Linke Literaturmesse - deutsch dominierte Eurozentrik ...    Helmut Kellershohn im Gespräch (SB)

INTERVIEW/136: 24. Linke Literaturmesse - Irland läßt hoffen ...    Uschi Grandel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/137: 24. Linke Literaturmesse - Gegenwart, Vergangenheit und Zukunft Algeriens ...    Donata Kinzelbach im Gespräch (SB)

INTERVIEW/138: 24. Linke Literaturmesse - den Anfang nicht versäumen ...    Anne Reiche im Gespräch (SB)

INTERVIEW/139: 24. Linke Literaturmesse - Freiheit, Demokratie und sozialistisches Ansinnen ...    Astrid Schmeda im Gespräch (SB)

INTERVIEW/140: 24. Linke Literaturmesse - dem Arbeitskampf geschuldet ...    Rainer Knirsch im Gespräch (SB)

INTERVIEW/141: 24. Linke Literaturmesse - Zeuge alter Kämpfe ...    Walter Bauer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/142: 24. Linke Literaturmesse - Revolution, nicht ohne Demokratie ...    Matthias Schindler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/143: 24. Linke Literaturmesse - Krieg mit anderen Mitteln ...    Detlef Hartmann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/144: 24. Linke Literaturmesse - der gleiche Feind ...    Renée Steenbock im Gespräch (SB)
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INTERVIEW/144: 24. Linke Literaturmesse - der gleiche Feind ...    Renée Steenbock im Gespräch (SB)



Zur Zeit des Spanischen Bürgerkrieges kämpften über 20.000 Frauen in
den "Mujeres Libres", einer anarchistisch-feministischen Organisation,
gegen den damaligen Sexismus wie auch den Putsch Francos gegen die
demokratisch gewählte Volksfrontregierung. Ein wichtiger Aspekt ihrer
Aktivitäten lag im Bildungsbereich, wobei sie unter Bildung nicht die
Anhäufung von unter Kriegsbedingungen und Emanzipationsaspekten eher
nutzlosem lexikalischen Wissen verstanden, sondern "die Bewußtwerdung
der eigenen Lage als ausgebeutete Frauen", wie Renée Steenbock am
2. November 2019 auf der 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg in
einer Lesung [1] des von ihr übersetzten Buches "Mujeres Libres.
Libertäre Kämpferinnen" [2] erläuterte.

Keineswegs sei es so gewesen, daß die Mujeres Libres in ihrem Kampf
gegen Unterdrückung und sexuelle Ausbeutung der Frau kein
Klassenbewußtsein gehabt hätten. Wesentlich für das Verständnis dieser
Kämpferinnen sei allerdings, wie Renée Steenbock betonte, daß "sie
sich nie gegen Männer ausgesprochen, sondern immer betont haben: wir
ergänzen uns." Am Ende der Lesung konnte der Schattenblick die
Gelegenheit nutzen, der Übersetzerin zu ihrer persönlichen
Einschätzung und Bewertung der damaligen Frauenkämpfe einige Fragen zu
stellen.
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Schattenblick (SB): Du hast, gemeinsam mit der Herausgeberin Vera
Bianchi, das Buch "Mujeres Libres. Libertäre Kämpferinnen", das in
diesem Jahr auf deutsch erschienen ist, übersetzt. War das für dich
eine eher professionelle Aufgabe oder im Grunde ein Herzensanliegen,
um auf diesem Wege die Erinnerungen an die Mujeres Libres auch dem
deutschsprachigen Publikum zugänglich zu machen?

Renée Steenbock (RS): Das ist eine ganz interessante Frage. Die
Spanische Revolution hat mich schon seit vielen Jahren fasziniert, und
ich habe auch sehr viel darüber gelesen. Dieser Aspekt aber ist mir
komischerweise nie untergekommen, und ich habe eigentlich erst durch
die Auseinandersetzung mit diesem Buch erkannt, wie wichtig die Rolle
ist, die die Mujeres Libres gespielt haben. Ich kannte natürlich
spanische Kommunistinnen wie Dolores Ibárruri [3], die ja auch
international bekannt geworden ist, aber die Bewegung der Mujeres
Libres war mir gänzlich unvertraut und das hat mich sehr beschäftigt.

SB: Da könnte man ja fast sagen, das Buch befasse sich mit einem
Bereich vergessener Geschichtsschreibung auch in der politischen
Frauenbewegung. War es dir ein Anliegen, durch deine Mitwirkung an
dieser Buchveröffentlichung in diesem Sinne ein Zeichen zu setzen?

RS: Auf jeden Fall. Es gibt in dem Buch einen Artikel der
US-Amerikanerin Maria Rodriguez Gil, die in der Frauenbewegung aktiv
ist und die Mujeres Libres mit anderen Frauenorganisationen verglichen
hat. Das finde ich ganz interessant. Sie sagt, die Mujeres Libres
seien die einzige Frauenorganisation, die sie immer rückhaltlos
bewundert und respektiert habe. Sie hat 1977, also nach Francos Tod,
an den ersten Versammlungen der Mujeres Libres in den Räumen der CNT
[4] teilgenommen und hält sie für einzigartig, weil sie keine
Organisation sei, die der einen Hälfte der Menschheit helfen will,
indem sie die andere ausschließt und dem Mann die Schuld an allen
Problemen der Frau und der Welt im allgemeinen gibt. Die Mujeres
Libres hätten immer ihre Unabhängigkeit von der CNT bewahrt und seien
eine revolutionäre Frauengruppe gewesen, die den Frauen praktische
Hilfen, Bildung und Selbstverwirklichung bot, aber auch für die
Emanzipation aller Menschen kämpfte, ohne irgendjemanden
auszuschließen.

SB: Apropos CNT. Du hast während der Lesung erwähnt, daß sie wie auch
andere anarchistische Organisationen die Mujeres Libres nicht als
gleichwertige Partner anerkannt haben. Ich würde gern wissen, ob dir
noch weitere Beispiele einfallen zu der Frage, mit welchen
Schwierigkeiten die "Freien Frauen" in einer Zeit, in der Spanien mit
Sicherheit noch sehr patriarchal war, konfrontiert waren, sowohl ihren
feministischen als auch ihren linken bzw. antifranquistischen
Standpunkt durchzusetzen?

RS: Sie waren natürlich mit dem allgemeinen System des Machismo
konfrontiert, was auch in einigen der Buchbeiträge ganz klar
herauskommt. Auch innerhalb der anarchistischen Bewegung gab es viele
Männer, die ganz große Probleme damit hatten, daß Frauen jetzt
gleichberechtigt an den Kämpfen teilnehmen wollten. In einem Nebensatz
steht zum Beispiel, daß die Frauen aus Madrid oder Barcelona evakuiert
werden sollten. Viele von ihnen meinten aber, daß sie genauso geeignet
sind und das Recht haben, an der Front zu kämpfen. Es war zum Beispiel
immer wieder dieser "Beschützerinstinkt", gegen den sie sich
durchsetzen mußten. Ja, und die Anerkennung als wirklich politisch
ausgereifte Kraft wurde ihnen verwehrt.

SB: Wenn man jetzt ein bißchen eine Brücke schlagen wollte zu heutigen
linken und feministischen Bewegungen - was würdest du sagen, können
Interessierte aus der Geschichte der spanischen "Freien Frauen"
lernen, auch wenn sich ein solches historisches Beispiel eigentlich
nicht verallgemeinern und übertragen läßt?

RS: Ich finde es ganz wichtig, einen feministischen Ansatz zu haben,
der nicht verkennt, daß die Unterdrückung durch das kapitalistische
System wirklich die Unterdrückung aller ist und man da gemeinsam Wege
finden muß. Ich bin keine Feministin, die sagt, daß der
Hauptwiderspruch zwischen Mann und Frau besteht, insofern sind die
Mujeres Libres für mich ein gutes Beispiel. Sie hatten ein Bewußtsein,
das meiner Denkweise sehr nahe kommt und deshalb fühle ich mich ihnen
auch so verbunden.

SB: Vielen Dank, Renée, für das Gespräch.
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Damals wie heute - "Frauenkampf ist Klassenkampf", Blick ins Foyer der Nürnberger Literaturmesse 2019

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] Siehe den Bericht zur Lesung im Schattenblick unter

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/114: 24. Linke Literaturmesse - gegen Faschismus und Machismus ... (SB)

[2] Vera Bianchi (Hg.): Mujeres Libres. Libertäre Kämpferinnen, Edition AV, Bodenburg 2019, 230 Seiten, ISBN 978-3-86841-221-5

[3] Dolores Ibárruti, Revolutionärin und Abgeordnete der Kommunistischen Partei (PCE), galt als Protagonistin der spanischen Arbeiterbewegung und des Widerstands
gegen Franco im Bürgerkrieg zwischen 1936 und 1939. Ihr wird der legendäre Ausruf "No pasaran!" (auf deutsch: Sie werden nicht durchkommen!) zugeschrieben.

[4] Die CNT ("Confederación Nacional del Trabajo") ist eine Konföderation anarcho-syndikalistischer Gewerkschaften.


Berichte und Interviews zur 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/098: 24. Linke Literaturmesse - kritisch schreiben kritisch lesen ... (SB)

BERICHT/099: 24. Linke Literaturmesse - schließlich die geballte Faust ... (SB)

BERICHT/100: 24. Linke Literaturmesse - nicht einfach nur ein Klassenkampf ... (SB)

BERICHT/101: 24. Linke Literaturmesse - Verbotsopportunismus ... (SB)

BERICHT/102: 24. Linke Literaturmesse - türkische Motive ... (SB)

BERICHT/103: 24. Linke Literaturmesse - fehlt nur das Recht auf das Völkerrecht ... (SB)

BERICHT/104: 24. Linke Literaturmesse - Berufsverbote gestern und heute ... (SB)

BERICHT/105: 24. Linke Literaturmesse - fremd, schwach und verdrängenswert ... (SB)

BERICHT/106: 24. Linke Literaturmesse - zur Protestkundgebung gegen den Deutschen Genderkongress ... (SB)

BERICHT/107: 24. Linke Literaturmesse - nicht zurückzudrehen ... (SB)

BERICHT/108: 24. Linke Literaturmesse - Leben dritter Klasse ... (SB)

BERICHT/109: 24. Linke Literaturmesse - der bewaffnete Kampf in Griechenland ... (SB)

BERICHT/110: 24. Linke Literaturmesse - Berlin, die Stadt der Häuserkämpfe und Wohnungsnöte ... (SB)

BERICHT/111: 24. Linke Literaturmesse - Roß und Reiter nennen ... (SB)

BERICHT/112: 24. Linke Literaturmesse - Frauenkampf auf breiter Basis ... (SB)

BERICHT/113: 24. Linke Literaturmesse - Bildung und Herrschaft ... (SB)

BERICHT/114: 24. Linke Literaturmesse - gegen Faschismus und Machismus ... (SB)

INTERVIEW/122: 24. Linke Literaturmesse - ein 68er erinnert sich ...    Thorwald Proll im Gespräch (SB)

INTERVIEW/123: 24. Linke Literaturmesse - vereint gegen Klimafolgen und System ...    Klara Beck und Alina Nüßing im Gespräch (SB)

INTERVIEW/124: 24. Linke Literaturmesse - Edition Mezopotamya ...    Martin Birkner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/125: 24. Linke Literaturmesse - Türkei und Kurdistan von unten ...    Max Zirngast im Gespräch (SB)

INTERVIEW/126: 24. Linke Literaturmesse - Dialektische Infragestellung ...    Gunnar Schedel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/127: 24. Linke Literaturmesse - altes und neues anarchisches Selbstverständnis ...    Kura und Peter im Gespräch (SB)

INTERVIEW/128: 24. Linke Literaturmesse - deutsche Rapgeschichte von davor ...    Kutlu Yurtseven im Gespräch (SB)

INTERVIEW/129: 24. Linke Literaturmesse - ob ich zum Kampf geboren bin ...    Michael Csaszkóczy im Gespräch (SB)

INTERVIEW/130: 24. Linke Literaturmesse - die Konfrontation setzt sich fort ...    André Scheer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/131: 24. Linke Literaturmesse - die rechte Sicht auf Frauenpower ...    Paul B. Kleiser im Gespräch (SB)

INTERVIEW/132: 24. Linke Literaturmesse - Straße frei für morgen ...    Peter Wahl im Gespräch (SB)

INTERVIEW/133: 24. Linke Literaturmesse - es gibt das Problem der Männergewalt ...    Lena Becker im Gespräch (SB)

INTERVIEW/134: 24. Linke Literaturmesse - Widerspruchstheoreme ...    Lisa Riedner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/135: 24. Linke Literaturmesse - deutsch dominierte Eurozentrik ...    Helmut Kellershohn im Gespräch (SB)

INTERVIEW/136: 24. Linke Literaturmesse - Irland läßt hoffen ...    Uschi Grandel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/137: 24. Linke Literaturmesse - Gegenwart, Vergangenheit und Zukunft Algeriens ...    Donata Kinzelbach im Gespräch (SB)

INTERVIEW/138: 24. Linke Literaturmesse - den Anfang nicht versäumen ...    Anne Reiche im Gespräch (SB)

INTERVIEW/139: 24. Linke Literaturmesse - Freiheit, Demokratie und sozialistisches Ansinnen ...    Astrid Schmeda im Gespräch (SB)

INTERVIEW/140: 24. Linke Literaturmesse - dem Arbeitskampf geschuldet ...    Rainer Knirsch im Gespräch (SB)

INTERVIEW/141: 24. Linke Literaturmesse - Zeuge alter Kämpfe ...    Walter Bauer im Gespräch (SB)

INTERVIEW/142: 24. Linke Literaturmesse - Revolution, nicht ohne Demokratie ...    Matthias Schindler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/143: 24. Linke Literaturmesse - Krieg mit anderen Mitteln ...    Detlef Hartmann im Gespräch (SB)
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TREFF/1287: Berlin - Deutsch-deutsche Dichtung II, Formvollendete Landschaften, 29.01.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Mi., 29.1.20, 19.30 Uhr

Deutsch-deutsche Dichtung II

Formvollendete Landschaften

Lesung & Gespräch



mit Nancy Hünger Autorin, Erfurt | Wulf Kirsten Autor, Weimar | Kathrin
Schmidt Autorin, Berlin | Moderation Michael Braun Literaturkritiker,
Heidelberg

Ein nicht geringer Teil der Lyrik, die in der DDR seit den 1960er Jahren
geschrieben wurde, zeichnet sich aus durch eine im Westen unüblich
gewordene Formzugewandtheit. Insbesondere die Mitglieder der sogenannten
sächsischen Dichterschule waren in dieser Hinsicht stilbildend. Sie
entstand im Umfeld des Leipziger Literaturinstituts vor allem unter dem
Einfluss des Lyrikers Georg Maurer. Zum Kern der Gruppe zählten
DichterInnen wie Sarah Kirsch, Volker Braun oder Karl Mickel.

Neben dieser Hinwendung zur regelstrengen Form, in der sich ein
subversives Potential entfalten konnte, lebte in der Dichterschule die
Tradition des Natur- und Landschaftsgedichts fort. Auch hier war Georg
Maurer - neben dem Dichter Johannes Bobrowski - durch seine theoretischen
Einlassungen zum Thema Naturlyrik ein wichtigster Impulsgeber.

Um die Frage, wie diese beiden ineinander verschränkten Traditionslinien
auch nach dem Fall der Mauer fortbestehen, soll es gehen. Eingeladen sind
LyrikerInnen aus drei Generationen: der vielleicht bedeutendste
"Landschafter" Wulf Kirsten (geboren 1934 in Klipphausen), die formstrenge
Kathrin Schmidt (geboren 1958 in Gotha) und die lange nach der Wende
bekannt gewordene Nancy Hünger (geboren 1981 in Weimar).

Mit freundlicher Unterstützung der Stiftung Preußische Seehandlung

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Januar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1286: Kiel - "Wie Literatur sich ihre eigene Wirklichkeit schafft", Gespräch mit Filmanthologie, 19.01.2020

KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Sonntag, 19.01.2020, 11 Uhr - Außer Haus

Kommunales Kino in der Pumpe Kiel, Haßstraße 22, 24103 Kiel-Jubiläum

"Wie Literatur sich ihre eigene Wirklichkeit schafft" - 

Filmpräsentation mit anschließendem Autorengespräch

Eintritt: 7,- / 6,-



"Wie Literatur sich ihre eigene Wirklichkeit schafft" - so heißt die
filmische Anthologie von Malte Blockhaus, die im Literaturhaus SH
entstanden ist und in Lesungen und Interviews acht
schleswig-holsteinische AutorInnen in Szene setzt. Im Kommunalen Kino
der Pumpe wird der Film gezeigt, anschließend gibt es ein Gespräch
mit dem im Film porträtierten Kieler Schriftsteller Christopher
Ecker.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Kommunales Kino in der Pumpe

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSSICHTEN/8858: Und morgen, den 10. Januar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 10.01.2020 bis zum 11.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8858 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Graupel, Regen und Gewitter

meldet Jean-Luc einem jeden

über Rohrpost oder Twitter

und er hält sie fest, die Fäden.
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GLEICHHEIT/6994: Podemos tritt in spanische Regierung ein

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Podemos tritt in spanische Regierung ein

Von Alex Lantier

9. Januar 2020



Am Dienstag bildete die spanische Sozialistische Arbeiterpartei (PSOE) von
Ministerpräsident Pedro Sanchez offiziell eine Regierungskoalition mit der
pseudolinken Podemos, dem spanischen Verbündeten der griechischen
Austeritätspartei Syriza ("Koalition der Radikalen Linken"). Mit dieser
Entscheidung endeten die zweimonatigen reaktionären Manöver innerhalb der
spanischen herrschenden Elite, nachdem die Wahl am 10. November wieder
keine klaren Mehrheitsverhältnisse im Parlament gebracht hatte.

Bei der ersten Abstimmung am Sonntag erhielt Sanchez nicht die notwendige
Mehrheit von 176 Stimmen der 350 Abgeordneten des spanischen Parlaments.
Bei der zweiten Abstimmung benötigten PSOE und Podemos jedoch nur eine
relative Mehrheit, um Sanchez offiziell zum Ministerpräsidenten machen und
eine Regierung bilden zu können. Sanchez wurde mit 167 zu 165 Stimmen
gewählt.

Die 167 Stimmen für den Ministerpräsidenten kamen von der PSOE (120),
Podemos (35), der Baskischen Nationalistischen Partei (6), von einer
Koalition aus dem Podemos-Ableger Mas Pais und der Regionalpartei Compromis
aus Valencia (3) sowie jeweils eine von den Regionalparteien der Kanaren,
Galiciens und Teruels. Gegen ihn stimmten die Partido Popular (PP), die
faschistische Vox, die Ciudadanos und die Regionalparteien von Katabrien,
Asturien, Navarra und den Kanaren.

Entscheidend für seinen Sieg war die Rolle der baskischen und vor allem der
katalanischen Nationalisten. Die PSOE und Podemos waren letztes Jahr
verantwortlich für die brutale Unterdrückung von Massenprotesten gegen den
Schauprozess von katalanischen nationalistischen Politikern in Folge des
friedlichen Unabhängigkeitsreferendums von 2017. Deshalb herrschte in
Katalonien eine breite Opposition gegen die PSOE und Podemos sowie gegen
die PP. Eine ausreichende Anzahl nationalistischer Abgeordneter enthielt
sich jedoch, sodass die PSOE die Regierung bilden konnte.

Die rechte Junts per Catalunya (acht Stimmen) und die kleinbürgerliche
Candidatura d'Unitat Popular (CUP, zwei Stimmen) stimmten gegen die
Koalition aus PSOE und Podemos. Die Esquerra Republicana de Catalunya (ERC)
und die baskisch-nationalistische EH Bildu enthielten sich. Hätten sie
ebenfalls dagegen gestimmt, hätte Sanchez eine Niederlage erlitten. Durch
ihre Enthaltung verschafften die 13 Abgeordneten der ERC sowie die fünf
Abgeordneten der EH Bildu der Koalition aus Podemos und PSOE den
entscheidenden Vorsprung, um als Minderheitsregierung die Macht zu
übernehmen.

Podemos wird fünf Ministerposten erhalten. Ihr Generalsekretär, Pablo
Iglesias, wird unter Sanchez Vize-Ministerpräsident werden und für
Sozialpolitik, internationale Angelegenheiten und nachhaltige Entwicklung
zuständig sein. Seine Partnerin, Irene Montero, wird ein Ministerium für
Gender-Gleichheit führen. Yolanda Diaz von Galicia en Comun, dem regionalen
galizischen Ableger von Podemos, wird das Arbeitsministerium leiten.
Alberto Garzon, der Vorsitzende der stalinistischen Izquierda Unida, wird
an der Spitze des Verbraucherministeriums stehen, dessen besondere Aufgabe
die Kontrolle von Kinderspielzeug sein wird. Der Soziologe Manuel Castells
wird das Hochschulministerium erhalten.

Obwohl Anhänger der PSOE und Podemos versuchen, die neue Regierung als
"demokratisch" darzustellen, wird sie sich als zutiefst feindselig
gegenüber den sozialen und demokratischen Rechten der Arbeiterklasse
erweisen. Die PSOE ist seit dem Sturz des faschistischen Franco-Regimes
1978 die traditionelle Regierungspartei der Bourgeoisie und setzt seit
Jahrzehnten imperialistische Kriege und den Austeritätskurs der
Europäischen Union durch. Podemos hat sich letztes Jahr mit der PSOE
verbündet und diese bei der Umsetzung der von der EU geforderten
Sozialkürzungen in Milliardenhöhe sowie dem gewaltsamen Vorgehen gegen
Proteste in Katalonien unterstützt.

Auf die Abstimmung über die neue Regierung folgte eine entwürdigende
Debatte, in der sich der enorme Rechtsruck des gesamten politischen
Establishments seit dem ersten Parlament ohne klare Mehrheit im Jahr 2015
und vor allem seit der Unterdrückung des katalanischen
Unabhängigkeitsreferendums offenbarte.

Nach der Abstimmung sprachen zuerst Sanchez und nach ihm die Vorsitzenden
der anderen großen Parteien im Parlament. Mit Blick auf die
Minderheitsregierungen, die seit Dezember 2015 nach allen Wahlen gebildet
wurden, lobte er die "progressive Koalition" aus PSOE und Podemos als die
"einzige Option für eine Regierung nach den letzten fünf Rendezvous an den
Wahlurnen".

Gegenüber der PP und Vox erklärte Sanchez: "Sie haben zwei Möglichkeiten:
Entweder Sie betreiben weiter ihre Hysterie oder Sie akzeptieren das
Wahlergebnis."

Sanchez machte jedoch deutlich, dass seine scheinbar an die rechten Kräfte
gerichtete Kritik in Wirklichkeit auf die Arbeiter abzielt. Er warf Vox
provokant mit den Arbeitern und Jugendlichen in Katalonien und anderen
Regionen in einen Topf, die gegen seine Politik demonstriert haben, und
erklärte: "Es gibt eine merkwürdige Koalition unterschiedlicher Couleurs,
in der rechtsextreme und systemfeindliche Kräfte vertreten sind." Er nannte
sie "das Spanien der Blockade" und erklärte, er werde für "eine Mehrheit
der Regierung gegen eine Mehrheit der Blockierer kämpfen".

Die PP und Vox reagierten auf Sanchez mit anti-katalanischen und
fremdenfeindlichen Äußerungen, mit denen sie an faschistische Kräfte im
Militär und in den Sicherheitskräften appellierten. PP-Chef Pablo Casado
warf Sanchez vor, er verbünde sich mit "Terroristen" und "Putschführern",
um "sich aus krankhaftem persönlichem Ehrgeiz" in ein "trojanisches Pferd
[zu] verwandeln, das Spanien zerstört".

Vox-Chef Santiago Abascal erklärte, Sanchez werde "an der Führung einer
illegitimen Regierung beteiligt" sein. Damit knüpfte er an die Äußerung des
Vox-Mitglieds und ehemaligen Generalstabschefs Fulgencio Coll an, der
letzten Monat die "Staatsmacht" zum Sturz der PSOE aufgerufen hatte.

Obendrein warf Abascal Sanchez absurderweise vor, er habe Beziehungen zu
der mittlerweile aufgelösten baskischen Terrorgruppe ETA, deren Mitglieder
in den 1980ern von Todeskommandos ermordet wurden, die die PSOE-Regierung
auf sie losgelassen hatte. Abascal behauptete außerdem, es gäbe eine
"Epidemie von Gruppenvergewaltigungen, die hauptsächlich von Ausländern
begangen werden".

Iglesias reagierte daraufhin damit, worin praktisch die Antwort der 
PSOE-Podemos-Regierung auf Abascal und Casado besteht. Er verteidigte die
spanische Monarchie und erklärte: "Vielleicht sind Sie es, die sich zur
größten Gefahr der Monarchie entwickelt haben." Er fügte hinzu, Podemos
werde die Rechte von Homosexuellen verteidigen, sodass "Schwule und Lesben
ihre Liebe frei leben und ihr Leben so führen können, wie sie es für
richtig halten".

Zum Ende seiner Rede erklärte Iglesias, an Sanchez gerichtet: "Pedro, man
wird uns nicht dafür angreifen, was wir tun, sondern dafür, wer wir sind.
Deshalb bitte ich Sie um zwei Dinge: Verwenden Sie einen angemessenen Ton
gegenüber den Intoleranten, und zeigen Sie größte demokratische
Festigkeit."

Damit hat Iglesias vielleicht mehr verraten als er wollte. Die PP und Vox
attackieren die PSOE und Podemos nicht wegen grundlegender politischer
Differenzen. Seit dem Unabhängigkeitsreferendum in Katalonien 2017 haben
die von Podemos unterstützten Minderheitsregierungen der PSOE im Auftrag
der EU Austeritätsmaßnahmen umgesetzt, Flüchtlingen im Mittelmeer die
Einreise verwehrt, Schauprozesse gegen katalanische Politiker inszeniert
und Massenproteste gewaltsam unterdrückt. Mit der PSOE-Podemos-Regierung
steht der Arbeiterklasse ein ebenso erbitterter Feind gegenüber wie mit den
faschistischen Parteien selbst.

Die PSOE, Podemos und ihre Verbündeten wissen, dass sie auf einem sozialen
Pulverfass sitzen. Im Jahr 2019 äußerte sich das Aufleben des
internationalen Klassenkampfs in Protesten und Streiks gegen Austerität in
ganz Europa, Lateinamerika und weltweit. Auch in Spanien ist die
Streikaktivität im letzten Jahr gestiegen. Im Nachbarland Frankreich finden
Streiks gegen Rentenkürzungen statt, in Portugal wachsende Streiks im
öffentlichen Dienst und in Algerien Massenproteste gegen das dortige
Militärregime.

Seit 2018 übt die PSOE die Macht in einer Reihe von Minderheitsregierungen
aus, die von Podemos unterstützt werden. Ihre bisherige Bilanz zeigt, dass
die bevorstehende Regierung nach rechts rücken und weitere und noch
brutalere Konfrontationen mit den Arbeitern vorbereiten wird.

Was Iglesias als "demokratische Festigkeit" gegenüber Vox bezeichnet hat,
bestand in Wirklichkeit aus einer Politik, die Vox legitimiert und versucht
hat, die Arbeiter angesichts der Gefahr einer Diktatur einzuschläfern. 
PSOE-Regierungen, die von Podemos unterstützt wurden, haben Vox letztes Jahr
dazu eingeladen, sich als Ankläger an den Schauprozessen gegen katalanische
Politiker zu beteiligen. Sie haben außerdem Geld dafür bereitgestellt, die
Überreste Francos von der Gedenkstätte, dem Tal der Gefallenen, auf einen
Friedhof in Madrid zu verlegen. Die PSOE und Podemos haben auf die
Propaganda von Vox reagiert, indem sie den Arbeitern erklärt haben, die
Hetztiraden und Putschdrohungen von Vox seien ein legitimer Beitrag zur
"demokratischen" Debatte.

Podemos wurde 2014 von stalinistischen und pablistischen Jugendlichen aus
dem Kleinbürgertum gegründet, die während der Proteste der Indignados 2011
an Bedeutung gewannen. Jetzt hat sie ihre Integration in den Staatsapparat
beendet. Laut Presseberichten weinte Iglesias im Kongress, nachdem Sanchez
die Wahl gewonnen hatte.

Iglesias' Erklärung, Podemos werde die Rechte von Homosexuellen
verteidigen, während sie gleichzeitig imperialistische Kriege im Ausland
und wirtschaftliche Angriffe auf die Arbeiterklasse im Inland unterstützt,
ist beispielhaft für die reaktionäre Identitätspolitik seiner Partei. In
Wirklichkeit ist kein demokratisches Recht sicher, wenn es nicht im Kampf
der Arbeiterklasse errungen wird. Die Putschdrohungen rechtsextremer
Fraktionen der spanischen Bourgeoisie unterstreichen dieses Argument sehr
deutlich.

Die entscheidende Aufgabe für die Arbeiter in Spanien besteht darin, sich
auf den wachsenden Kampf der internationalen Arbeiterklasse zu orientieren -
 nicht nur gegen Vox und die PP, sondern auch gegen die PSOE, Podemos und
ihr gesamtes kleinbürgerliches Umfeld.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1927: Kapitalismus im neuen Kleid - Die Farbe Grün
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Kapitalismus im neuen Kleid

Die Farbe Grün

von zinkhund



11.000 Wissenschaftler*innen aus 153 Ländern warnen vor
"unsäglichem Leid", das der Menschheit droht.(1) Es geht ums Ganze,
denn wir sind die vielleicht letzte Generation, die noch etwas gegen
die Katastrophe unternehmen kann.


An die Veröffentlichungen des Club of Rome über die Grenzen des
Wachstums wird man sich noch erinnern, an die Ölkrise und die
Bestrebungen Fahrzeuge zu produzieren, die weniger Treibstoff
verbrauchen. All dies ignorierend kündigte nun der VW-Konzern an, dass
bis 2025 jeder zweite weltweit verkaufte Volkswagen ein SUV sein soll.
Ein Fahrzeug also, das sich weder an den Anforderungen des
Stadtverkehrs, noch denen der Wildnis orientiert, dafür aber einen
größeren Beitrag zur Klimakatastrophe leistet. Dass die Autokonzerne
auch an der Entwicklung angeblich "grüner" Fahrzeuge arbeiten, dient
in erster Linie der Kosmetik ihres ramponierten Images. Dieser Absicht
dient auch der ideologische Überbau, die Negation aller
wissenschaftlichen Erkenntnisse, der Klimaskeptizismus genannte
Glaubenskrieg. Der CO2-Fußabdruck eines batteriebetriebenen Autos ist
nicht besser als der Autos mit einem Verbrennungsmotor. Zwar stoßen
E-Autos keine Abgase im Betrieb aus, doch verursacht ihre Herstellung
einen gewaltigen Ausstoß von Kohlendioxid. Nach einer Studie des
Fraunhofer-Instituts für Bauphysik erfordert der Bau eines E-Autos
doppelt so viel Energie wie der eines konventionellen Autos.
Hauptgrund ist der Akku: Die Forscher schätzen, dass für jede
Kilowattstunde (kWh) Batteriekapazität 125 Kilogramm Kohlendioxid
ausgestoßen werden. Für eine 22-kWh-Batterie eines BMW i3 wären das
dann fast drei Tonnen CO2.

Da in Elektroautos fast nur Lithium-Ionen- oder
Lithium-Polymer-Akkumulatoren eingesetzt werden, gilt Lithium als
weißes Gold. Fünf multinationale Konzerne kontrollieren die
Weltproduktion. Besonders aktiv agiert China, das sich mit mehr als
500.000 verkauften Elektro- und Hybridwagen zum größten Absatzmarkt
entwickelt hat. Peking will aber nicht nur Weltmarktführer in der
E-Mobilität sein, sondern auch die Produktion von Batterien
dominieren. Es verbraucht schon jetzt über 40 Prozent des weltweit
gewonnenen Lithiums und streckt seine Fühler nach den Ressourcen in
Südamerika und Australien aus. Der chinesische Autohersteller Great
Wall Motors kaufte sich kürzlich beim australischen Konzern Pilbara
Minerals ein, der über große Lithium-Minen verfügt und die chinesische
Investmentfirma GSR Capital will sich an SQM in Chile, einem der
weltgrößten Konzerne beteiligen.

Nach Schätzungen der Deutschen Rohstoffagentur wird sich der globale
Bedarf von derzeit etwa 33.000 Tonnen bis 2025 mindestens verdoppeln.
Die Reserven liegen geschätzt weltweit bei 40 Millionen Tonnen, etwa
80 Prozent davon befinden sich in Salzseen im Dreieck zwischen
Südbolivien und dem Norden von Chile und Argentinien. In einem der
trockensten und regenärmsten Gebiete der Erde leben Menschen, die
durch einen verantwortungsvollen Umgang mit dem Wasser Quinoa, Mais,
Kartoffeln und Bohnen anpflanzen und Obstbäume bewässern können. Nun
wird lithiumhaltiges Wasser aus den Salzseen gepumpt und in
Verdunstungsbecken geleitet. Da der Lithiumanteil unter einem Prozent
liegt, müssen für eine Tonne Lithium zwei Millionen Liter Wasser
verdunsten.

Durch diesen Eingriff sinkt der Grundwasserspiegel, wegen des geringen
Niederschlags und der hohen Verdunstung trocknen Lagunen und
Flussebenen aus. Zudem werden Chemieabfälle umweltschädlich entsorgt.

Von den Profiten bei bolivianischem Gas und Erdöl kassierten die
internationalen Konzerne 82 Prozent, 18 Prozent gelangten in die
Staatskasse, bis die Regierung unter Morales das Verhältnis umdrehte
und Gewinne in Sozialprogramme steckte. Nach dem Staatsstreich der
rechten Oligarchie ist eine Rückkehr zu den alten Verhältnissen zu
erwarten, zum Nachteil der verachteten indigenen Völker. Die
Konzernpropaganda will glauben machen, der Abbau geschehe mit dem
Einverständnis der indigenen Gemeinschaften und werde ihnen zu einem
besseren Leben verhelfen.

Portugal soll der erste Lithiumproduzent Europas werden, weil man dort
überwiegend im Tagebau an das "weiße Gold" gelangen kann. Aus Protest
gegen die Pläne der Regierung boykottierten die Einwohner*innen der
vom Tagebau bedrohten Gemeinde Morgade im nordportugiesischen Kreis
Montalegre die Europawahlen. Nur vier der 328 registrierten
Wähler*innen stimmten ab(2). Bei den Parlamentswahlen im Oktober 2019
wiederholten sie ihren Boykott. "Wir sind in diesem ganzen Prozess
noch nie angehört worden und wir akzeptieren nicht, dass man eine Mine
neben unsere Häuser bauen will, die unsere Lebensweise völlig
verändern wird. Wir akzeptieren nicht, dass man in Lissabon
beschließt, einen Teil unserer Dörfer und Berge und unserer
Lebensqualität zu zerstören", sagte Armando Pinto, Sprecher der
Associação Montalegre Com Vida.

"Wir treten in eine neue Ära des Kapitalismus ein, die 'grüne' Phase",
sagte der spanische Anarchist Miguel Amorós im Frühjahr 2019 bei einem
Vortrag in Alicante, "in der mit neuen Technologien versucht wird, die
wirtschaftliche Entwicklung mit dem Territorium und den darin
enthaltenen Ressourcen in Einklang zu bringen, um so 'nachhaltiges'
Wachstum zu ermöglichen und die gegenwärtige an Motorisierung und
Konsum orientierte Lebensweise mit der natürlichen Umwelt oder besser
noch mit dem, was von ihr übrig ist, in Einklang zu bringen. Der
'Prozess der Energiewende' ist nur ein Aspekt des 'wirtschaftlichen
Übergangs' zum Ökokapitalismus, der von der wilden (neoliberalen)
Integration der Natur in den Markt bis zu einer Phase reicht, in der
die Vermarktung durch unternehmerische und staatliche Mechanismen
geregelt wird. Es handelt sich um eine industrielle, finanzielle und
politische Operation von großer Bedeutung, die alles verändern wird,
damit sich nichts ändert und alles beim Alten bleibt."(3)

Nach seiner Analyse schlägt "in einer politisch und sozial blockierten
Situation die internationale herrschende Klasse den Weg zu einer
profitablen 'Nachhaltigkeit' ein, auf dem die Zerstörung weitergeht
und sogar zunimmt, aber es geht sicherlich darum, den Kapitalismus zu
retten, nicht den Planeten. In dieser Phase ist es die Aufgabe des
Staats, die Proteste zu kanalisieren, die Bildung einer pragmatischen
Umweltelite zu fördern und den Weg für den neuen grünen Kapitalismus
zu ebnen, während die Umweltbewegung von Agenten multinationaler
Konzerne infiltriert und mit Geldern unterschiedlicher Herkunft
aufgekauft wird. Um Extremismus entgegenzutreten, ist die grüne Partei
in ein Instrument der herrschenden Ordnung zu verwandeln und sind
systemfeindliche 'Fundamentalisten' nicht so schnell wie möglich zu
isolieren."


Auch mit den Klimaaktivisten setzte er sich auseinander:

"Die Bewegung gegen die Klimaveränderung hat mit Extinction Rebellion
eine 'Marke' entstehen lassen, die für das Krisenmanagement durch den
Staat argumentiert. Appelliert man an den Staat, ist man kein
'Radikaler', da man gegen das 'Aussterben', aber nicht gegen das
Kapital eintritt. Das Ziel beschränkt sich darauf, die Regierungen zu
zwingen, 'den Bürgern die Wahrheit zu sagen' und die CO2-Bilanz zu
verbessern." Die Schachzüge der Herrschenden der jüngsten
Vergangenheit bestätigen die Richtigkeit von Amorós Einschätzung, dass
es keinen "klimaneutralen" Kapitalismus gibt. Nach einigen
Wahlerfolgen beeilen sich die Grünen nun zu verkünden, fürderhin nicht
"allzu radikal" auftreten zu wollen. Das Klimaschutzgesetz bleibt
selbst hinter bescheidenen Erwartungen zurück.

Die Wirtschaftsexperten malen wieder den Teufel der Rezession an die
Wand, weswegen wohl der Handel mit zukünftigen Hightech-Götzen durch
bedingungslose Prämienzahlungen an die Käufer angekurbelt werden muss.

Schließlich zeigt der große Jubel über die Ankündigung, eine
Monsterautofabrik in Brandenburg zu bauen, dass man die Warnung der
elftausend Wissenschaftler*innen vor dem bevorstehenden Kollaps und
die Proteste der Aktivist*innen einfach negieren will.


Anmerkungen:

1) https://academic.oup.com/bioscience/advance-article/doi/10.1093/biosci/biz088/5610806

2) Jornal MAPA, www.jornalmapa.pt/2019/09/12/nao-as-minas-sim-a-vida/

3) Öffentliche Vorträge im Mai 2019 auf Buchmessen in Alicante und
Valencia, englische Übersetzung:
 
http://autonomies.org/2019/06/article/doi/10.1093/biosci/biz088/5610806

Öffentliche Vorträge im Mai 2019 in Alicante, englischer Text:

http://autonomies.org/2019/06/miguel-amoros-the-new-clothes-of-capitalist-developmentalism/
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Bundeswehr-Einsätze: Eine (miserable) kursorische Bilanz

von Jens Wittneben



Die Bundesministerin für Verteidigung und Aspirantin für die nächste
Kanzlerkandidatin der CDU fordert ein stärkeres militärisches Engagement
der Bundeswehr bei Auslandseinsätzen. (1)

Das ist vermutlich der eigentliche Grund für ihren unkoordinierten
Vorschlag einer Schutzzone in Nord-Syrien, mit dem sie wahrscheinlich das
Thema "mehr deutsche Auslandseinsätze" auf die politische Agenda setzen
wollte - als Kollateralschaden aber bei vielen internationalen Partnern der
Bundesregierung Kopfschütteln ausgelöst hat. Den Kopf schütteln sollten
alle Bundesbürger*innen, wenn sie die bisherigen Auslandseinsätze der
Bundeswehr Revue passieren lassen und dabei die darauf folgenden
Entwicklungen in den Ländern dieser Auslandseinsätze bilanzieren.

Prolog - etwas Persönliches vorab

Dieser Bilanz möchte ich den persönlichen Eindruck voranstellen, den ich
aus Gesprächen mit zwei Kollegen in zivilen Unternehmen gewann, die zuvor
in Afghanistan im Einsatz waren. Keiner von ihnen hat irgendwelche Erfolge
geschildert oder die Wichtigkeit oder den Sinn des Einsatzes in Afghanistan
betont.

Einer war Sanitäter und hat berichtet, als Teil einer Patrouille trotz
Rot-Kreuz-Emblem unter Beschuss gekommen zu sein. Das hatte er sich
offenbar vorher nicht vorstellen können und ist wohl auch der Grund, warum
er nicht mehr bei der Bundeswehr ist. Der zweite Kollege war Hauptmann und
erklärte, dass ihm sein wichtigstes Anliegen war, die ihm untergebenen
Soldaten wohlbehalten durch den Einsatz zu bringen. Ob ihm das gelungen
ist, ließ er offen.

Beiden Kollegen schien es angenehmer zu sein, über aktuelle Aufgaben in
unseren Firmen zu sprechen. Sie sind jetzt in zivilen Unternehmen tätig und
ich hoffe, dass sie dort Zufriedenheit finden und keine psychischen Schäden
aus ihren Einsätzen zurückbleiben. Manche ihrer Kameraden sind vielleicht
verletzt oder getötet worden, über solche Erlebnisse haben sie nicht
gesprochen und ich habe auch nicht danach gefragt, als Kollege im
offiziellen beruflichen Umfeld.

Es tut mir leid um die Menschen, die bei der Bundeswehr oder anderen
Truppen verletzt oder getötet wurden. Ich glaube, dass meine Kollegen und
ehemaligen Bundeswehr-Soldaten sich aus gut gemeinten Gründen in den
Militärdienst begeben und persönlich ihr Bestes gegeben haben. So habe ich
sie als Kollegen und Menschen kennengelernt.

Afghanistan

Nun zu meiner politischen Bilanz: Seit 2001 sind Truppen der NATO in
Afghanistan im Einsatz gegen Taliban, den Islamischen Staat und Al-Kaida.
Auch die Bundeswehr beteiligt sich seit 2002 an diesem Einsatz. Deutschland
war 2013 mit 5.000 Soldat*innen die drittgrößte Militärmacht in
Afghanistan. (2) In der Folge gab es in Afghanistan eine schreckliche
Entwicklung, die größte Zweifel am Sinn des Bundeswehr-Einsatzes dort
auslösen muss: "Im Krieg gegen die islamistischen Taliban und die
Terrormiliz 'Islamischer Staat' (IS) sind [2017] in Afghanistan das vierte
Jahr in Folge mehr als 10.000 Zivilisten getötet oder verletzt worden.
[...], wie aus einem [...] Jahresbericht der Vereinten Nationen hervorgeht.
[... Es] machten Frauen und Kinder 42 Prozent aller zivilen Opfer aus.
[...] " (3)

Was würde die Verteidigungsministerin unternehmen, wenn in einem EU-Land
jährlich hunderte Zivilisten zu Opfern von Terroristen und Paramilitärs
würden? Ein solches Szenario gab es vor Jahrzehnten in Nordirland. Dieser
Konflikt ist vor allem mit zivilen Mitteln eingedämmt worden - nicht mit
einer Militärintervention der Bundeswehr oder einer anderen ausländischen
Militärmacht. (4) Und das ist gut so - vor allem aber sollte man aus
solchen gelungenen Friedensprozessen lernen und ihre zivilen Instrumente
weiterentwickeln statt tumb mehr Soldaten in Kampfeinsätzen im Ausland zu
fordern.

Um auf Afghanistan zurückzukommen: Natürlich sollte zu einer Bilanz eines
Kriegseinsatzes auch gehören, die Zusammenarbeit mit Verbündeten zu
überprüfen - vor allem die mit den USA, deren Logistik das Rückgrat für die
Intervention im weit entfernten Afghanistan ist. Die freie US-amerikanische
Presse hat jüngst den Zugang zu regierungsinternen Berichten erstritten und
aus den sogenannten "Pentagon Papers" höchst Kritisches berichtet: "Sie
machten rosige Versprechungen, von denen sie wussten, dass sie nicht wahr
sind", fasst die 'Washington Post' die Desinformation durch hohe Vertreter
des Militärs und der Regierungen von George W. Bush, Barack Obama und
Donald Trump zusammen." (5) Will die Bundesregierung ernsthaft mit einem
Verbündeten weiter zusammenarbeiten, der die eigene Wähler*innenschaft
systematisch hinters Licht führt?!

Dass die Bundesregierung und die US-Administration viele Jahre lang
zehntausende getötete afghanische Zivilisten in Kauf genommen haben, gibt
Anlass zu der Frage, wozu die NATO-Soldaten auch nach dem Ende der
internationalen Mission ISAF in Afghanistan geblieben sind. 2013 plante die
NATO für den Auslandseinsatz ab 2014 8.000 bis 12.000 Soldaten ein. (6)

Ein Blick in den Weltatlas legt nahe, dass es nicht darum ging, die
Freiheit der Bundesrepublik am Hindukusch zu verteidigen, wie ein früherer
bundesrepublikanischer Verteidigungsminister fabulierte. Denn Afghanistan
grenzt an Iran, an ehemalige sowjetrussische Republiken sowie Pakistan und
vor allem China mit seinen tibetischen und uigurischen Landesteilen, in
denen Menschen der Zentralregierung in Peking kritisch gegenüberstehen.
Außerdem ist Afghanistan nach geostrategischen Maßstäben nicht weit
entfernt von Indien. Deshalb liegt die Frage auf der Hand, ob die 
US-Regierung die NATO-Truppen in Afghanistan belassen will, um in einem
weiteren Land dauerhaft geostrategische Militärstützpunkte einzurichten, so
wie die US-Militärbasen in Südkorea, Irak, Deutschland u.a.m. Die deutschen
Bürger*innen müssen sich also fragen, ob Bundeswehr-Soldat*innen in
Afghanistan schlicht als Landsknechte für geostrategische Operationen des
Pentagon in Washington D.C. gestorben sind und wenn ja, ob es akzeptabel
ist, dass die Bundesregierung und der Bundestag dazu Beihilfe geleistet
haben - unter Inkaufnahme von hunderttausenden Toten in Afghanistan seit
2001. Es ist folgerichtig, wenn für Bundesbürger*innen die Bilanz des
Auslandseinsatzes der Bundeswehr in Afghanistan negativ ausfällt.

In Berlin stößt man stattdessen rationale und kritische Wähler*innen vor
den Kopf: "Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer hat sich
dafür ausgesprochen, das Afghanistan-Mandat der Bundeswehr erneut zu
verlängern." Sie spricht dabei von Fortschritten - nennt aber keine
konkreten Erfolge! Die Frankfurter Rundschau schreibt aus diesem Anlass zur
Situation in Afghanistan: "Zur Unsicherheit des Landes tragen [...] die
Terrorgruppen Al-Kaida und Islamischer Staat, Korruption, Armut und eine
hohe Arbeitslosenrate bei. Zudem ist das Land weiter ein großer
Drogenproduzent. Die Zahl der zivilen Terroropfer ist nach wie vor sehr
hoch: Im vergangenen Jahr [gemeint ist 2018] starben 7379 Menschen durch
Terrorismus, knapp 60 Prozent mehr als 2017." (7)

Syrien

Auch die Bilanz der deutschen Intervention in Syrien fällt negativ aus.
Nach 2011 brach in Syrien ein Bürgerkrieg aus, den der salafistische
Islamische Staat (IS) nutzte, um Teile des Landes unter seine Kontrolle zu
bringen. Die USA, Deutschland und andere "westliche" Staaten entsandten
Truppen in die Region oder führten Angriffe von See oder aus der Luft aus.
Die Bundesregierung unterstützt seit Januar 2016 verbündete Regierungen bei
dieser Militärintervention in Syrien mit Aufklärungsdaten von Tornado-Jets
der Bundeswehr (so wie schon beim völkerrechtswidrigen Krieg gegen
Serbien).

Wiederum leidet die Zivilbevölkerung des betroffenen Landes: "Bei Angriffen
der von den USA angeführten Koalition gegen die frühere Hauptstadt des IS
in Syrien sind nach Untersuchungen von Menschenrechtsorganisationen [2019]
rund 1600 Zivilisten getötet worden. [...] Zusammen mit der Londoner NGO
Airwars untersuchte [amnesty international] AI die zivilen Opfer bei der
Offensive auf die syrische Stadt Al-Rakka." (9) Möglicherweise haben die
Tornado-Jets der Bundesregierung bei den Angriffen auf Rakka durch ihre
Aufklärungs-Daten Schützenhilfe geleistet und die Bundesregierung wäre
damit mitverantwortlich für die getöteten Zivilist*innen.

Russland entsandte sein Militär zur Unterstützung der syrischen Regierung.
Außer Russland mischten sich auch Iran und die Türkei in den syrischen
Bürgerkrieg ein - mit gegensätzlichen Interessen. Aus friedenspolitischer
Sicht konnte aus den multiplen nationalen Interventionen aus
gegensätzlichen Interessen natürlich keine nachhaltige Deeskalation folgen:
Trotz der international kontrollierten Vernichtung syrischer Chemiewaffen
kam es danach zu Angriffen mit chemischen Waffen in Syrien, unter anderem
2018. Die Bundesregierung unterstützte die Türkei wegen eines angeblich
möglichen Angriffs aus Syrien mit Luftabwehrraketen der Bundeswehr und
lieferte wie schon lange Jahre zuvor Waffen in die Türkei. In der Folge kam
es statt zu einer friedlichen Entwicklung 2018 zum Angriff der Türkei auf
Syrien. (12) Dieser Angriffskrieg der von der Bundesregierung unterstützten
Regierung Erdogan bevorteilte schon 2018 radikale Militante in Syrien: "Die
Terrormiliz 'Islamischer Staat' (IS) kann sich in Syrien erholen, weil sie
indirekt türkische Hilfe bekommt. Die US-Regierung hat [...] offiziell
eingeräumt, dass der Feldzug der Türkei gegen die nordsyrische
Kurdenenklave Afrin die von Washington geführte Anti-IS-Koalition in Syrien
zu einer 'operativen Pause' im Kampf gegen die Dschihadisten zwinge." (13)

Durch den syrischen Bürgerkrieg, der nun schon länger andauert als der
Zweite Weltkrieg, sind zehntausende Menschen innerhalb des Landes auf der
Flucht. Offenbar stranden sie an den geschlossenen Grenzen der Türkei und
Israels. (14) (15) "Der Bürgerkrieg in Syrien, [... hat ] (Stand 3/2017)
nach Schätzung der Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte mehr als
465.000 Todesopfer gefordert [...]." (16) Die Kämpfer des Islamischen
Staats auf syrischem Territorium sind auch heute noch eine Gefahr: "2007
war auch die Vorgängerorganisation des IS voreilig für besiegt erklärt
worden. Damals gingen einige hundert Dschihadisten in den Untergrund, wenig
später brachten sie den IS hervor. Gegenwärtig sollen im Untergrund mehr
als 20.000 IS-Kämpfer auf eine Gelegenheit zur Rückkehr warten." (17)

Warum die Bundesregierung nach dieser negativen Bilanz jahrelanger
Kampfeinsätze ausländischer Mächte - auch unter Beteiligung von 
Bundeswehr-Jets - in Syrien nun noch mehr robuste Auslandseinsätze der Bundeswehr
ansteuert, sollte die Friedensbewegung kommentieren. Hier sei schon einmal
kritisch angemerkt, dass die Verteidigungsministerin bei ihrem Vorschlag
einer militärisch gestützten Schutzzone nicht erklärt hat, wie sie den
(siehe oben) menschenverachtenden militärischen Auslandseinsätzen von
Russland, der Türkei und der USA in Syrien etwas Friedensstiftendes
entgegensetzen will. Deeskalationszonen hatten schon Russland, Iran und die
Türkei vereinbart - mit den oben geschilderten (Mißer-)Folgen. (18)

Kongo

Selbst militärische Auslandseinsätze der Bundeswehr, die 'nur' dem Schutz
von Wahlen dienen, haben langfristig höchst zweifelhafte Folgen, so wie im
Kongo. "Am 30. Juli 2006 fanden die Wahlen für das Präsidentenamt und das
Parlament statt. Es war die erste freie Wahl im [jahrelang
kriegsgeschüttelten] Kongo seit 1965. [...] Der Wahlkampf war von Gewalt,
willkürlichen Verhaftungen und Hetzkampagnen der Presse überschattet. [...]
Zur Absicherung der Wahl entsandte die EU zusätzlich zur UN-Mission MONUC
eine eigene Militärmission, die EUFOR RD Congo." (19)

"Die Wahl wurde von 17.600 UNO-Soldaten der MONUC-Mission, 2.000 Soldaten
der EUFOR RD Congo, darunter auch 780 deutsche Bundeswehr-Soldat*innen und
drei österreichische Offiziere, sowie 80.000 kongolesischen
Sicherheitstruppen überwacht. In den Wochen vor der Wahl war es wiederholt
zu Ausschreitungen gekommen." (20)

Nachhaltige Deeskalation - geschweige denn Friedensprozesse - haben diese
Militäreinsätze nicht erreicht: Zwischen August 2007 und Januar 2009
eskalierte der Konflikt: "Im dritten Kongokrieg kämpften in Nordkivu die
kongolesischen Streitkräfte, UN-Truppen der MONUC und Mai-Mai-Milizen gegen
die Rebellen des Nationalkongress zur Verteidigung des Volkes (CNDP)
[...]."(20) "Vergewaltigung war und ist in der Demokratischen Republik
Kongo eine Kriegswaffe. In den Jahren 2006 bis 2009 wurden allein von dem
Hilfswerk 'Heal Africa' 12.000 vergewaltigte Frauen betreut. Die
Organisation geht von der zehnfachen Zahl an Vergewaltigungen aus. [...]
Sicherheitskräfte der Regierung und bewaffnete Gruppen überfielen und
entführten [2008] Menschenrechtsverteidiger, schüchterten sie ein und
bedrohten sie mit Mord. In Nord-Kivu mussten viele, die sich für die
Menschenrechte einsetzten, untertauchen oder fliehen." (19)

Ausblick - Afrika

Die Bundesregierung strebt ab 2020 Kampfeinsätze der Bundeswehr in Afrika
an, vermutlich in Kooperation mit französischen Kämpfern. (Sogar der
Wehrbeauftragte des Bundestages assistiert der Bundesregierung, trotzdem er
zuerst für das Wohl der Soldat*innen zuständig ist und nicht für die
Direktion der Außenpolitik.) (21) Wie Berlin erneute Opfer und
undemokratische Entwicklungen dabei vermeiden will, bleibt offen. Aus
friedenspolitischer Sicht ist allerdings klar, dass die Berliner Regierung
ihren Bürger*innen höchstwahrscheinlich aufbürdet, für die internationale
"Verantwortung" Deutschlands und deren Opfer Steuern zu zahlen,
Bürger*innen als Soldaten einzusetzen und zu beerdigen und die inhumanen
und undemokratischen Folgen in den Einsatzgebieten zu akzeptieren oder zu
verdrängen. Manche bundesrepublikanische Politiker*innen reden jetzt auch
offener von "Interessen" Deutschlands. Mit Ekkehart Krippendorff kann man
vermuten, dass das Kabinett in Bonn vor allem sein eigenes Interesse
verfolgt, wie etwa das, bei Treffen von UN und EU oder der G8 und G20 als
mächtige, militärisch potente Repräsentant*innen der Regierung in Berlin
aufzutreten. (Vgl. 22) Die Friedensbewegung hat die Aufgabe, weiter gegen
diese unvernünftige und von Misserfolgen gekennzeichnete militaristische
Entwicklung zu arbeiten und weitaus mehr Erfolg versprechende zivile
Konfliktbearbeitung zu initiieren.
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KAZ/316: IG Metall-Gewerkschaftstag - Manifest der Selbstenthauptung

KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 369, Dezember 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

IG Metall-Gewerkschaftstag

Manifest der Selbstenthauptung

von Ludwig Jost



"Am Ende stand: ein Kompass für die kommenden Jahre", berichtet
die metallzeitung vom November über den IGM-Gewerkschaftstag in
Nürnberg. Der Kompass wurde den Delegierten nach dem Zukunftsreferat
des Vorsitzenden Hofmann mit einem Manifest aufs Auge gedrückt.
Überschrieben ist es mit dem Titel: "Die IG Metall in einer neuen
Zeit". Um es kurz zu machen, die Delegierten haben das nicht als
Antrag, sondern als Resolution vorgelegte Manifest einstimmig
beschlossen. Auf eine Kontrolle und Diskussion der Inhalte haben sie
verzichtet. Eine Diskussion darüber war von der IGM-Führung ganz
offensichtlich auch nicht beabsichtigt. Als Hinweis aufs Manifest
teilte die Antragsberatungskommission (ABK) vor der Abstimmung mit:
"Das ist das, was auch im Vorfeld mit den Sitzungsunterlagen
verteilt wurde". Bei dieser Art "Vorfeld" ohne Antragsstatus und
Beschlussempfehlung, ist davon auszugehen, dass die große Mehrheit der
Delegierten das Manifest nicht gelesen hat. Sie wussten deshalb nicht,
wozu sie damit vor Diskussion und Beschlussfassung aller politischen
Anträge, Leitanträge und Entschließungen bereits Ja gesagt haben. Laut
Manifest heißt das nichts anderes als: Gemeinsam mit Kapital und
Regierung die Zukunft gestalten. Das ist die Richtung, die die
IGM-Führung die Delegierten als "Politik für die nächsten Jahre"
hat beschließen lassen. Sie hat damit Fakten geschaffen, auf die
sie sich berufen und vor allem neben Satzungs-Zielen und sonstigen
Beschlüssen als Aufgaben der IGM verkaufen kann. Ein Beispiel ist
dafür das am 3. März 2015 im Wirtschaftsministerium in Berlin mit
Kapital und Regierung gegründete Bündnis "Zukunft der Industrie". War
hierbei die "Zukunft der Industrie" das Vehikel, so ist es jetzt das
Manifest, um Gewerkschaftsmitgliedern, Betriebsräten und Belegschaften
die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit Kapital und Regierung, die
Klassenzusammenarbeit unterzujubeln. Der Name Manifest ist dabei
wahrscheinlich kein Zufallsprodukt. Verdeutlicht werden soll wohl: Es
gibt noch ein anderes, als das Kommunistische. Nämlich das der IGM.
Worin der Kapitalismus so gut wie gezähmt ist, die Kapitalisten nicht
enteignet und Kapital und Regierung an ihre Verantwortung erinnert
werden.

Und in diesem Manifest lautet die Forderung nicht
"Proletarier aller Länder vereinigt euch", sondern:
"Arbeitnehmer aller Länder: Verständigt Euch! Lasst Euch nicht
gegeneinander ausspielen!"

Und worauf sollen sich die "Arbeitnehmer" verständigen? Sie sollen
ihre Klasseninteressen für die Durchsetzung von Kapitalzielen unter
ihre Füße treten. In dem Sinne heißt es: "Wir fordern, dass sich
Arbeitgeber und Politik ihrer sozialen Verantwortung stellen. Die
Transformation ist eine historische und gesellschaftliche Aufgabe, bei
der Politik, Unternehmen und Beschäftigte im Rahmen der
Sozialpartnerschaft auch zusammenarbeiten müssen. Sie gelingt nicht
von alleine durch den freien Markt."

Gezähmter Kapitalismus gegen USA und China

Was dem "freien Markt" nicht gelingt, versucht der IGM-Vorstand zu
verwirklichen. Dabei tritt uns im Manifest der angeblich gezähmte
Kapitalismus als über den Klassen stehender, zu stärkender und
auszubauender Sozialstaat gegenüber:

"Dynamisch, kreativ und zerstörerisch war der Kapitalismus schon
immer. Nur durch seine Zivilisierung über Arbeitskämpfe, kollektive
Gegenmacht und das Regelwerk der sozialen Marktwirtschaft, durch seine
Einhegung im demokratischen Sozial- und Rechtsstaat konnte es
gelingen, seine zugleich kreative wie destruktive Energie für immer
mehr Menschen in ein besseres Leben zu verwandeln. Doch der Kampf um
eine wirklich demokratische und gerechte Wirtschaftsordnung geht
weiter ..."

Das gilt dann für ganz Europa gleich mit. Dazu wird festgestellt:
"Das europäische Sozialstaatsmodell darf nicht an innerer Schwäche
scheitern. Es konkurriert mit dem hemmungslosen Marktradikalismus
amerikanischer Prägung und dem autoritären und repressiven
Staatskapitalismus Chinas. Diese Wege lehnen wir ab."

Was die IGM-Führer nicht ablehnen, ist das deutsche
"Sozialstaatsmodell", damit es nicht durch Kämpfe der Arbeiterklasse
an "innerer Schwäche" stirbt. Der "Sozialstaat" ist hierbei das
Mäntelchen, unter dem der deutsche Imperialismus auftritt und in
Europa den Ton angibt. Andere Länder "hemmungslos" unter Druck setzt,
ihnen die Souveränität nimmt und sie bis zum "geht nicht mehr"
erpresst (u a. bekanntermaßen Griechenland). Er ist damit als
Ausbeuterstaat, Unterdrücker und Erpresser aus dem Schneider.
Sozusagen mit einem Tritt gegen seine Konkurrenz aus den USA und vor
allem China von der IGM-Führung fürs Weiterso und dabei Mitmachen und
Mitgestalten mit Gütesiegel zertifiziert.

"Wirtschaftsdemokratie"

Laut metallzeitung haben die Delegierten "einen erneuerten
Sozialstaat" gefordert.

Das Rezept, was die IGM-Führung für die "Erneuerung" parat hat, ist
die "Wirtschaftsdemokratie". Dieser Begriff geht zurück auf Konzepte
und Diskussionen in Gewerkschaften und SPD in den zwanziger Jahren des
letzten Jahrhunderts (siehe dazu KAZ 336, S. 9 ff,
www.kaz-online.de/artikel/wirtschaftsdemokratie-in-zeiten-der-cholera-
oder-entwaffnung-fuer-den-antifaschistischen-abwehrkampf). Im
IGM-Manifest heißt es dazu: "Mitbestimmung und Tarifverhandlungen sind
Kernelemente der Wirtschaftsdemokratie. Und die weitere
Demokratisierung von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft bleibt unser
Ziel, auch im Zeitalter der Globalisierung."

Anfang Texteinschub

Ein klares Wort


Tobias Salin auf dem IGM-Gewerkschaftstag


"... wir müssen versuchen, die Kollegen zu aktivieren, selbst wieder
Kämpfe zu führen. Denn nur, wenn die Kollegen ihr Selbstbewusstsein
wiederbekommen und aktiv werden, können sie die Probleme der Zeit
wirklich angehen und einer Lösung zuführen. Das heißt auch: Weg von
der Sozialpartnerschaft! Nicht mit der Unternehmensleitung klüngeln,
nicht mit den Arbeitgeberverbänden klüngeln, sondern wirklich bei den
Kollegen sein und gemeinsame Kämpfe führen. Das heißt, wir müssen die
IG Metall wieder zu einer Kampforganisation machen, die einig,
solidarisch und aktiv die Probleme der Zeit löst. Denn bei der Politik
der Unternehmen - egal, ob Kriege oder Krisen oder auch der
aufkommende Faschismus - kriegen wir das nur hin, wenn wir geeint nach
vorne gehen und nicht jeder in seinem eigenen Betrieb und in seiner
eigenen Region seine eigene Politik macht ..."

Ende Texteinschub


In seinem Zukunftsreferat hat IGM-Vorsitzender Hofmann den
Delegierten hierzu erklärt, wie diese "Demokratisierung" ... usw.
aussieht und vor allem, wo sie auch in "einer neuen Zeit", "im
Zeitalter der Globalisierung" für die IGM endet: "Wir wollen nicht
wie Kevin Kühnert die Verstaatlichung von BMW fordern, aber wir
sollten eines fordern: Demokratie in unserer Gesellschaft. Ich möchte
daher einen Vorschlag machen: Lasst uns gemeinsam eine Kampagne der IG
Metall zur Stärkung der Unternehmensmitbestimmung in Zeiten der
Transformation starten. Eine gelungene Transformation braucht nicht
weniger, sondern mehr Mitbestimmung. Das ist unser Credo, Kolleginnen
und Kollegen." 

Was der IGM-Vorsitzende hier als Credo, übersetzt als
Glaubensbekenntnis zu Mitbestimmung und Wirtschaftsdemokratie
beschwört und den Delegierten im Sinne des Wortes verklickert hat,
heißt auch als Zeichen ans Kapital: Keine Sorge, wir fordern
Mitbestimmung und denken nicht mal an die Enteignung der Kapitalisten.

"Weg von der Sozialpartnerschaft ... wir müssen die IG Metall
 wieder zu einer Kampforganisation machen ..."


Das hat ein Kollege den Delegierten gesagt, und genau darum geht es.

Nach wie vor steht die Abschaffung des kapitalistischen
Ausbeutungssystems und die Enteignung der Kapitalistenklasse als
"unvollendete historische Mission der Arbeiterbewegung" zur Diskussion
in den Gewerkschaften auf der Tagesordnung, und auch der dringend
notwendige gemeinsame demokratisch-antifaschistische Kampf. Und nicht
wie das IGM-Manifest suggeriert: um 127 Jahre "Wirtschaftsdemokratie".

Ob es darüber zur Diskussion kommt, ist allerdings abhängig davon, ob
sich Gewerkschaftsmitglieder, Delegierte, Betriebsräte und
Belegschaften weiterhin mit Sprüchen opportunistischer
Gewerkschaftsführer abfertigen lassen oder bereit sind, die Gestaltung
ihrer Zukunft in die eigenen Hände zu nehmen und beginnen, sie ohne
Kapitalisten "zu denken".

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2453: Teile und Herrsche

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Teile und Herrsche

Im Syrienkonflikt präsentiert sich die neue Ordnungsmacht Russland als
"ehrlicher Makler"

von Nick Brauns



Am 30. September 2015 gab der Sprecher des Verteidigungsministeriums
der Russischen Föderation bekannt, dass Russland der Bitte der
syrischen Regierung um militärische Unterstützung nachgekommen sei. Es
folgten massive Luftschläge gegen den sog. Islamischen Staat (IS),
aber auch gegen andere gegen Damaskus kämpfende Milizen. Mit seiner
Militärintervention wurde Russland, das bereits zuvor im syrischen
Tartus seine einzige Marinebasis im Mittelmeer unterhielt und in
Chmeimim einen Luftwaffenstützpunkt eröffnete, innerhalb eines knappen
Jahres zum einflussreichsten externen Akteur in Syrien.

Dabei spielte der Kreml neben der militärischen auch die politische
Karte aus. Mit dem Astana-Format - der Konferenz von Russland, dem
Iran und der Türkei als den "Garantiemächten" einer syrischen
Nachkriegsordnung - wurde ein paralleler Prozess zu den stockenden
Genfer Friedensgesprächen eingeleitet. Dass die Türkei, deren
Luftwaffe noch im November 2015 ein russisches Kampfflugzeug über
Syrien abgeschossen hatte, sich auf den Astana-Prozess einließ, lag an
der Erkenntnis, dass das primäre Ziel Ankaras, das syrische Regime mit
einer Regierung der Muslimbrüder zu ersetzen, durch Russlands
Eingreifen endgültig gescheitert war. Nun ging es um
Schadensbegrenzung durch Mitsprache bei der Gestaltung der syrischen
Nachkriegsordnung.


Kurden ohne Freunde

Insbesondere sollte die Etablierung eines kurdischen Autonomiegebiets
entlang der Grenze zur Türkei verhindert werden. Als Faustpfand für
Verhandlungen dienen der Türkei dabei die jihadistischen Kampfgruppen
in der Provinz Idlib, während Russland sich als Fürsprecher kurdischer
Interessen inszenierte. Denn anders als die türkische Regierung stuft
Russland die syrisch-kurdischen Volks- und
Frauenverteidigungseinheiten YPG/YPJ nicht als terroristisch ein.
Mehrfach hatte sich die russische Regierung gegenüber Damaskus für
kulturelle Autonomierechte für die Kurden ausgesprochen.

Dass Russland dabei kein ehrlicher Freund der Kurden ist, sondern
deren Schicksal jederzeit den eigenen strategischen Zielen
unterordnet, zeigte sich bereits im Winter 2018 beim türkischen
Einmarsch in Afrin. Dieser wäre ohne die Zustimmung Russlands nicht
möglich gewesen: Letzteres zog seine in Afrin in Abstimmung mit der
YPG stationierten Militärbeobachter ab und öffnete damit den Luftraum
für die türkischen Angriffe.

Auch der Angriffskrieg auf das Autonomiegebiet östlich des Euphrat,
den die Türkei nach dem Rückzug der US-Truppen im Oktober 2019
begonnen hat, erfolgte mit grünem Licht aus Moskau. Die russische
Regierung nutzte die türkische Invasion als Knüppel, um die
multiethnischen Demokratischen Kräfte Syriens (DKS), die sich um die
YPG gebildet hatten, zur Kooperation mit Damaskus zu nötigen. Da die
DKS ohne eigene Luftabwehr den Schutz der Zivilbevölkerung gegen die
angreifende NATO-Armee nicht garantieren konnten, willigten sie ein,
dass die syrische Armee und die russische Militärpolizei zum
Grenzschutz in das Autonomiegebiet einrückten. Auch einem von Russland
in Absprache mit der Türkei geforderten Rückzug der DKS von der Grenze
stimmte deren Generalbefehlshaber Mazlum Abdi nach längeren
Verhandlungen mit Moskau zähneknirschend zu.

Um nicht in eine neue einseitige Abhängigkeit von Russland und
Damaskus zu geraten, widersetzten sich die DSK bislang allerdings dem
vom Kreml geforderten gänzlichen Abbruch ihrer Kooperation mit den
nunmehr offiziell zum "Schutz" der Ölfelder in Nordostsyrien
verbliebenen US-Truppen.


Ein neuer Teilungsplan

Im UN-Sicherheitsrat legte Russland am 10. Oktober - ebenso wie die
USA - ihr Veto gegen eine von den EU-Mitgliedstaaten eingebrachte
Resolution ein, die den türkischen Einmarsch verurteilte. Putins
außenpolitischer Berater Juri Uschakow äußerte sogar Verständnis für
die türkischen "Sicherheitsinteressen" in Syrien. Das zwischen dem
türkischen Präsidenten Erdoğan und dem russischen Präsidenten
Putin in Sotschi ausgehandelte Waffenstillstandsabkommen gesteht der
Türkei ausdrücklich den "Status quo", also ihre Kontrolle über das in
den ersten zwei Kriegswochen besetzte, 120 Kilometer breite und 30
Kilometer tiefe Gebiet zwischen den syrischen Städten Tel Abyad und
Ras al-Ayn zu. Der von der russischen Unterstützung abhängigen
Regierung in Damaskus blieb nichts anderes übrig, als diesem Abkommen,
das die Besetzung syrischen Territoriums legitimiert, ebenfalls
zuzustimmen.

"Die türkische Präsenz gibt den Russen ein Druckmittel auf das
[syrische] Regime", erklärt der französische Geograph Fabrice Balanche
von der Universität Lyon II, ein intimer Kenner Nordsyriens, im
Gespräch mit dem Nahostportal Al-Monitor; er sieht darin einen
Grund, warum Russland eine türkische Besatzung von Teilen Nordsyriens
akzeptieren könnte. "Das ähnelt der Moskauer Strategie im Kaukasus, in
der sie Konflikte um umstrittene Gebiete eingefroren haben. Russland
spielt den 'nützlichen Makler' zwischen Besetzten und Besatzern.
Russland will auch nicht, dass die Türkei Nordsyrien verlässt, weil es
die Türkei als sein trojanisches Pferd innerhalb der NATO ansieht.
Solange die Türkei in Syrien ist, muss sie ihre militärische
Zusammenarbeit mit Russland fortsetzen."

Vor rund 100 Jahren steckten die damals hegemonialen imperialistischen
Mächte Großbritannien und Frankreich mit dem Sykes-Picot-Abkommen ihre
Einflusssphären im Nahen und Mittleren Osten ab. Mit willkürlichen
Grenzziehungen über die Köpfe der örtlichen Bevölkerung hinweg und der
Bildung neuer, das Bevölkerungsmosaik der Region missachtender
Nationalstaaten wurde viel von dem Sprengstoff gelegt, der den Nahen
und Mittleren Osten bis heute in blutigen Kriegen versinken lässt.

Heute spielt Russland, dass sich neben seiner keineswegs
widerspruchsfreien Allianz mit dem Iran zugleich um gute Beziehungen
mit Israel und Saudi-Arabien bemüht, als neue Ordnungsmacht
erfolgreich auf der Teile-und-herrsche-Klaviatur. Während Russland,
die USA und ihre regionalen Verbündeten Türkei und Iran über die Köpfe
der Syrer hinweg an einem neuen Teilungsplan arbeiten, ist der
Anspruch der kurdischen Befreiungsbewegung und der von ihr geführten
Rojava-Revolution der, diese Herrschaftsstrategie durch die
gleichberechtigte Einigung der Volksgruppen und
Religionsgemeinschaften auf der Grundlage einer rätedemokratischen
Föderation zu durchkreuzen.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12, 34. Jg., Dezember 2019, S. 17

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/2006: Deutschlandfunk - Kohlerevier Schlesien, 11.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Dicke Luft und schwarzes Gold

Kohlerevier Schlesien

Mit Reportagen von Anja Schrum und Ernst-Ludwig von Aster

Gesichter Europas

Samstag, 11. Januar 2020, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Vor gut einem Jahr tagte die Weltklimakonferenz im schlesischen
Katowice. Die Luftqualität hat sich seitdem nicht verbessert. 80
Prozent der Privathaushalte heizen in der Gegend mit Kohle. Oft wird
minderwertiges Material verbrannt, das die Gruben anders nicht mehr
loswerden. Der Smog im Revier ist teilweise so stark, dass Schulen und
Kindergärten geschlossen werden müssen. Nirgendwo wird Polens
selbstgewählte Abhängigkeit von der Kohle deutlicher als in der
schlesischen Hauptstadt. Hier hat der größte europäische Kohlekonzern
PGG seinen Sitz, hier fördern noch eine Handvoll Bergwerke das
schwarze Gold. Doch auch der Niedergang des Kohlebergbaus lässt sich
rund um Katowice beobachten. Über 50 Prozent der Steinkohle, die in
polnischen Kraftwerken verfeuert wird, kommt mittlerweile aus
Russland. Tendenz steigend.

 * 
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MELDUNG/2005: Deutschlandfunk Kultur - Jean-Paul Sartre und Albert Camus, 11.1.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Fremd in der Welt und frei im Leben


Eine Lange Nacht über Jean-Paul Sartre und Albert Camus

Von Christoph David Piorkowski

Lange Nacht

Samstag, 11. Januar 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Anfang der 40er-Jahre: Im besetzten Paris begegnen sich die jungen
Schriftsteller-Philosophen Jean-Paul Sartre (1905-1980) und Albert
Camus (1913-1960) zum ersten Mal. Je bedrückender die
Lebensverhältnisse durch die deutsche Okkupation werden, desto größer
wird die Freiheit geschrieben. Die bald als Existenzialisten
bezeichneten Intellektuellen feiern im Künstler- und Literatenviertel
Saint-Germain-des-Prés ein intensives Leben und begeben sich
gleichzeitig in den Widerstand gegen die Besatzer. Der seit der
Kindheit von Büchern umgebene Sartre und der in bitterer Armut
aufgewachsene Algerienfranzose Camus thematisieren auf je eigene Weise
die prekäre Existenz des Individuums in einer absurden und gottlosen
Welt.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 17. Dezember 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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VORTRAG/260: Essen - CineScience "Komik im Film - Marx und Co.", 21.01.2020

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

CineScience: Komik im Film - Marx und Co.



Als der Film sprechen konnte, lernte die Filmsprache lachen. Die frühesten
Tonfilme der Marx Brothers stecken voller Wortspiele, Verballhornungen und
Missverständnisse durch Doppelsinn.

Durch Ausschnitte aus Marx-Brothers-Filmen wie Duck Soup (1933) und A
Night at the Opera (1935) spricht der Schriftsteller Jan Wilm über die
sprachlichen Besonderheiten der Marx Brothers und vergleicht diese
US-amerikanischen Formen der Sprachkomik mit der komischen Sprachkunst von
Karl Valentin und Liesl Karlstadt in frühen Kurzfilmen. Schließlich werden
diese Beispiele durch Ausschnitte von Sprachhumor in den Filmen Billy
Wilders ergänzt und ein Vergleich des Originals und der Synchronisation
von One, Two, Three (1961) vorgenommen.

DATUM UND ORT

Dienstag, 21. Januar 2020, 20.00 Uhr

Filmstudio Glückauf, Rüttenscheider Str. 2, 45128 Essen

MODERATION

Jan Wilm, Schriftsteller und Übersetzer

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) in
Kooperation mit dem Filmstudio Glückauf

TICKETS

Karten erhältlich beim Filmstudio Glückauf unter 0201 439 366 33 oder an
der Abendkasse. Eintritt: 5 Euro, ermäßigt 3 Euro.


Weitere Informationen unter:

Link zur Veranstaltung: 

https://kulturwissenschaften.de/veranstaltung/komik-im-film-marx-brothers/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 08.01.2020
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ONKOLOGIE/2044: Heilungschancen bei Analkrebs durch Strahlenchemotherapie (idw)

Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie e. V. - 07.01.2020

Gute Heilungschancen bei Analkrebs dank Strahlenchemotherapie



Die Heilungschancen für Patienten mit Analkarzinom sind besser als bei
vielen anderen Krebserkrankungen. Bei frühestmöglicher Erkennung und
Behandlung liegt die Heilungsaussicht heute bei fast 90%. Die
Strahlenchemotherapie stellt derzeit den Therapiestandard dar. Eine
kürzlich publizierte Studie [1] analysierte anhand früherer Erhebungen
verschiedene Einflussfaktoren auf das 5-Jahres-Überleben. In der
Auswertung lag das Rückfallrisiko insgesamt bei 22%. Aktuelle, an
deutschen Zentren initiierte Studien untersuchen derzeit den Zusatznutzen
einer Immuntherapie oder einer Hyperthermie in Kombination mit der
Strahlenchemotherapie.

Ungefähr 1,5% Prozent aller Dickdarmkrebserkrankungen haben ihren Sitz im
Analkanal. Im Gegensatz zu anderen Darmkrebsarten nimmt die Häufigkeit des
Analkarzinoms jährlich um einige Prozent zu [2]. Die Inzidenz des
Analkarzinoms liegt für Frauen ca. bei 1,9 von 100.000 bzw. 1,1 von
100.000 für Männer (Daten von 2012 [2]); der Altersgipfel liegt um die 60
Jahre. Ursächlich ist in 80 bis 85 % der Fälle eine Infektion mit humanen
Papillomaviren (HPV) [3], hinzu kommen als Risikofaktoren Immunschwäche
und Rauchen. Die Symptome ähneln oft denjenigen von Hämorrhoiden (z. B.
Blut im Stuhl, Juckreiz, schmerzhafter Stuhlgang). Die frühesten
Tumorstadien sind oft asymptomatisch und sie stellen einen Zufallsbefund
dar bzw. werden bei der Darmkrebsvorsorge mittels Darmspiegelung erkannt.

Tumoren im Analkanal unterscheiden sich feingeweblich von Tumoren des
übrigen Enddarmes. Während im Analkanal Plattenepithelkarzinome vorliegen,
treten im übrigen Dickdarm Adenokarzinome auf. Bis zu den 1980er Jahren
bestand die Therapie des Analkarzinoms in einer Operation, bei der
meistens der gesamte Analkanal einschließlich des Schließmuskels entfernt
und dementsprechend ein permanenter künstlicher Darmausgang angelegt
werden musste [4]. Seitdem hat sich die Therapie drastisch gewandelt, der
Einsatz der lokalen Strahlenchemotherapie macht inzwischen in den
allermeisten Fällen eine Operation unnötig. Da Plattenepithelkarzinome des
Analkanals besser auf eine Strahlenchemotherapie ansprechen als
Adenokarzinome des Darms, stellt sie heute die Therapie der Wahl dar und
ermöglicht oft eine funktionserhaltende Behandlung.

Standardbehandlung ist heute die simultane, kombinierte
Strahlenchemotherapie, wodurch die 5-Jahres-Überlebensrate nach der
Erstdiagnose eines Analkarzinoms abhängig vom Tumorstadium 70 bis über 90
Prozent beträgt [3, 5]. Die derzeitige Standardradiochemotherapie [4]
umfasst die Bestrahlung des Tumors, der Leisten- und Beckenlymphknoten
(Gesamtdosis von 50,4-59,4?Gy) und eine simultane intravenöse
Chemotherapie (5 Fluorouracil an Tag 1-4 sowie Tag 29-32 und Mitomycin C
an Tag 1 und 29). Durch immer modernere Bestrahlungstechniken wurden über
die Jahre die Nebenwirkungen (besonders der Haut) deutlich reduziert.

Eine kürzlich publizierte retrospektive Studie [1] sollte nun anhand
geeigneter früherer Studien (1987-2008) die Bedeutung bestimmter
Strahlentherapie-bezogener Parameter im Hinblick auf die
Therapieergebnisse, d. h. progressionsfreies 5-Jahres-Überleben (PFS),
örtliche Tumorrückfälle (lokoregionäre Rezidive) und Toxizität,
evaluieren. In einer gepoolten Analyse von Patienten-einzeldaten aus
sieben großen, multimodalen Studien (Phase II und III; erste geeignete
Studie von 1994) wurden dazu die Gesamtstrahlendosis,
Bestrahlungsintervalle und Gesamtbestrahlungszeit quantifiziert. 1.343
Patienten konnten in die Analyse einbezogen werden. Die lokale
Rückfallrate in den ersten 5 Jahren nach Therapie (22,8%) korrelierte
signifikant positiv mit männlichem Geschlecht (p=0,045), Größe der
Ausgangstumoren (p<0,001) und einer längeren Gesamtbestrahlungszeit
(p=0,03). Das 5-Jahres-PFS lag bei 65,7%, das 5-Jahres-Gesamtüberleben bei
76,7%. Die besten Überlebens-Raten (PFS sowie Gesamtüberleben) hatten
Patienten mit weiblichen Geschlecht (p<0,001), kleineren Ausgangstumoren
(p<0,001 bzw. p=0,027) und kürzeren Gesamtbestrahlungszeiten (p=0,025 bzw.
p=0,026).

"Im Fazit ist und bleibt beim Analkarzinom die Radiochemotherapie der
Goldstandard", kommentiert Prof. Dr. med. Stephanie E. Combs,
Pressesprecherin der DEGRO. "Die besondere Herausforderung bei der
Bestrahlung des Analkanalkarzinoms ist die kurative Zielsetzung bei
möglichst optimalem Funktionserhalt des Schließmuskels und möglichst
geringen bzw. akzeptablen Nebenwirkungen an Haut und Darmschleimhaut. Dies
gelingt dank verbesserter und neuer radiologischer Techniken immer
besser."

"Die Radioonkologie unternimmt vielfältige Anstrengungen, um die lokale
Rückfallrate von ca. 22% noch weiter zu verbessern", ergänzt Univ.-Prof.
Dr. Rainer Fietkau, Erlangen, Präsident der DEGRO. "Dies erfolgt derzeit
im Rahmen von Studien, bei der die Strahlenchemotherapie mit einer
Überwärmungstherapie (Hyperthermie) oder einer Immuntherapie kombiniert
wird." So untersucht die von der Deutschen Krebshilfe geförderte
randomisierte Phase-2-Studie "RADIANCE" unter Federführung der Klinik für
Strahlentherapie des Universitätsklinikum Frankfurt den Zusatznutzen eines
sogenannten PD-L1 Immuncheckpoint-Inhibitors zur
Standardstrahlenchemotherapie [6] und nach ersten ermutigenden Ergebnissen
zum Nutzen der Kombinationstherapie aus Strahlenchemotherapie und
Hyperthermie [7] wurde in Erlangen die HyCAN-Studie, eine Phase-3-Studie,
gestartet.

"Doch Vorsorge ist besser als Therapie. Wir hoffen, dass durch die von der
STIKO empfohlene HPV-Impfung aller Mädchen und Jungen in den kommenden
Jahrzehnten die Rate an Analkarzinomen deutlich senkt - die DEGRO
appelliert daher an die Eltern, ihre Kinder im frühen Teenager-Alter gegen
HPV impfen zu lassen", so der Experte.
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ORTHOPÄDIE/405: Halswirbelsäulensyndrom - Einfluss von Dauer einer Physiotherapie auf Behandlungserfolg offen (idw)

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 07.01.2020

HWS-Syndrom: Einfluss von Dauer und Häufigkeit einer Physiotherapie auf den Behandlungserfolg bleibt offen

Um die Frage zu beantworten, reichen die Daten nicht aus.



Als Halswirbelsäulensyndrom (HWS-Syndrom) wird eine Reihe von Beschwerden
im Schulter-Nacken-Bereich bezeichnet. Diese können unterschiedliche
Ursachen haben und sind in der Bevölkerung weit verbreitet. Zwar gibt es
keine aktuellen Zahlen für Deutschland; es wird aber geschätzt, dass in
Europa 26 Prozent der Erwachsenen (Frauen häufiger als Männer) mindestens
zeitweise unter einem HWS-Syndrom leiden. Die Behandlung des HWS-Syndroms
kann sowohl chirurgisch als auch konservativ erfolgen. Zu den
konservativen Methoden gehört neben der medikamentösen Therapie unter
anderem die Physiotherapie.

Im Auftrag des Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) haben nun Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Universität Witten/Herdecke mit weiteren
Kooperationspartnern untersucht, inwiefern Behandlungsdauer, -häufigkeit
und / oder -frequenz einer Physiotherapie Einfluss auf den
Behandlungserfolg bei einem HWS-Syndrom haben.

Es konnten drei Studien mit geringer Aussagekraft identifiziert werden, in
denen unterschiedliche Dauern, Häufigkeiten und / oder Frequenzen einer
Massagetherapie, einer Kombination aus Massage- und Wärmetherapie sowie
aktiver Krankengymnastik im Bewegungsbad untersucht wurden. Auf dieser
Basis kommt das Forscherteam zu dem Ergebnis, dass die Studienlage nicht
ausreicht, um diese Frage beantworten zu können. Für die Nutzenbewertung
seien weitere qualitativ hochwertige Studien mit ausreichend langer
Nachbeobachtungsdauer notwendig.

Das IQWiG bittet um Stellungnahmen

Zu diesem vorläufigen HTA-Bericht bittet das IQWiG bis zum 04.02.2020 um
Stellungnahmen. Es handelt sich dabei um ein sogenanntes Health Technology
Assessment (kurz: HTA) in dem durch Gesetzesauftrag 2016 gestarteten
IQWiG-Verfahren "ThemenCheck Medizin". Stellungnahmen können alle
interessierten Personen, Institutionen und Gesellschaften abgeben. Wenn es
nach den schriftlichen Stellungsahmen noch Klärungsbedarf hat, führt das
IQWiG eine wissenschaftliche Erörterung durch. Danach wird der HTA-Bericht
finalisiert.

Bürger fragen, Wissenschaftler antworten

Zu den Besonderheiten von "ThemenCheck Medizin" gehört, dass die
Fragestellungen der Berichte immer auf Vorschläge aus der Bevölkerung
zurückgehen. Das IQWiG sammelt diese und wählt pro Jahr bis zu fünf Themen
aus. Ein Auswahlbeirat bringt dabei die Bürger- und Patientensicht mit
ein, ein Fachbeirat die Expertenperspektive.

Die HTA-Berichte werden nicht vom IQWiG selbst verfasst, sondern von
extern beauftragten Sachverständigen. Deren Bewertung wird gemeinsam mit
einer allgemein verständlichen Kurzfassung ("HTA kompakt") und einem
Herausgeberkommentar des IQWiG veröffentlicht.

Originalpublikation:

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/hta-berichte/06-ht18-02-halswirbelsaeulensyndrom-einfluss-von-behandlungsdauer-und-haeufigkeiten-einer-physiotherapie-auf-den-behandlungserfolg.122.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.themencheck-medizin.iqwig.de/de/aktuelles/ht18-02-hws-syndrom-einfluss-von-dauer-und-haeufigkeit-einer-physiotherapie-auf-den-behandlungserfolg-bleibt-offen.258.html
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GESUNDHEIT/1371: Gesund durch den Winter - 10 Tipps für ein starkes Immunsystem (Securvital)

Securvital 1/2020 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Gesund durch den Winter

10 Tipps für ein starkes Immunsystem 

von Norbert Schnorbach



Im Winter verbreiten sich Infekte in Windeseile. Husten, Halsweh
und Heiserkeit gehören zu den typischen Nebenwirkungen der kalten
Jahreszeit. Wie kann man die Ansteckungsgefahr vermindern, das
Immunsystem stärken und möglichst gesund bleiben?


Oft beginnt es mit einem leichten Kratzen im Hals, dann läuft
die Nase, man fühlt sich matt und kraftlos. Die Schnupfen- und
Husten-Saison ist eröffnet. Mit nasskaltem Wetter draußen und
trockener Heizungsluft drinnen ist die kalte Jahreszeit optimal für
Erkältungen. Zwar sind sie auch im Frühling, Sommer und Herbst
unterwegs, aber im Winter werden sie zu einer echten Belastungsprobe
für die Gesundheit. Dann holt sich fast jeder einen Schnupfen, einmal
oder auch mehrmals hintereinander. Drei bis vier Infekte pro Jahr sind
bei Erwachsenen normal, bei Kindern können es auch deutlich mehr sein.

Unter idealen Bedingungen breiten sich die Atemwegsinfekte mit
rasanter Schnelligkeit aus, etwa durch Hautkontakte oder hustende
Mitmenschen. Beim Niesen und Husten werden Tausende
Feuchtigkeitströpfchen in die Luft katapultiert - ideal für die
Verbreitung von Krankheitserregern. Sie können in geschlossenen Räumen
noch stundenlang aktiv sein. Die Ansteckungsgefahr lauert überall.
Allerdings wird längst nicht jeder krank, der mit den Viren und
Bakterien in Kontakt kommt. Es hängt von vielen Umständen ab, ob und
wie heftig ein Infekt ausbricht. Entscheidend ist, auf welchen
Nährboden die Erreger treffen und wie gut der Körper damit umgehen
kann.

"Die Erreger gripaler Infekte werden größtenteils mit den
 Händen übertragen." 

 Prof. Dr. Paul Schnitzler, Uni Heidelberg 


Um gesund zu bleiben angesichts all der Bakterien, Viren und Pilze,
die uns in gewissem Ausmaß ständig und überall umgeben, spielt die
Aktivität des Immunsystems eine entscheidende Rolle. Es schützt vor
Keimen und sorgt dafür, dass die vielfältigen Krankheitserreger sich
im Körper nicht übermäßig vermehren und den gesunden Organismus aus
dem Takt bringen. Es gibt einfache und wirkungsvolle Mittel, sich
besser gegen Grippe zu schützen. Hier stellen wir zehn Empfehlungen
vor, die dabei helfen können, die Ansteckungsgefahren zu vermeiden und
die Abwehrkräfte zu stärken.

1. Hände häufig waschen 

Es klingt profan, doch eine der effektivsten Maßnahmen, sich vor
Ansteckungen zu schützen, ist häufiges Händewaschen. Denn oft wandern
die Krankheitserreger von Hand zu Hand: Wir fassen Geldscheine oder
U-Bahn-Haltestangen an, begrüßen jemand mit Handschlag, reiben uns
kurz die Nase oder die Augen und schon haben Bakterien den Sprung
geschafft. Das Händewaschen reduziert die Zahl der Erreger, die wir
uns einfangen, und entlastet das Immunsystem bei seinem Dauereinsatz.
Wasser und Seife reichen im Alltag schon aus, es müssen nicht
unbedingt spezielle Desinfektionsmittel sein, wie sie in den
Krankenhäusern gebräuchlich sind. Darüber hinaus empfiehlt es sich,
die Handtücher zu Hause häufig zu waschen.

2. Stress reduzieren

Dauerstress schwächt das Immunsystem. Zwar ist es so, dass akute
Aufregung die Abwehrzellen stimuliert, aber diese Wirkung verkehrt
sich ins Gegenteil, wenn es keine Erholungsphasen gibt. Dann hemmen
die dauerhaft erhöhten Stresshormone im Blut das sogenannte
sympathische Nervensystem, verringern die Zahl der Helferzellen und
schwächen damit die Abwehr. Hilfreich sind Entspannungsübungen wie
etwa Yoga, autogenes Training, Atemübungen und Meditation.

3. Ausreichend Schlaf

Die Zeit, die wir schlafend verbringen, dämpft nicht nur den
Stresspegel, sondern regeneriert auch das Immunsystem in besonders
anstrengenden Phasen. Immunologie-Forscher halten die Nachtruhe für
eine weithin unterschätzte Basis der Gesundheit. Durchwachte Nächte
und oft verkürzte Ruhezeiten machen anfälliger für Infektionen. Nach
Einschätzung von Prof. Oliver Keppler, Virus-Experte an der Uni
München, kann zu wenig Schlaf das Infektrisiko um das Zwei- bis
Vierfache erhöhen.

4. Sport und Bewegung 

Gerade im Winter ist regelmäßige Bewegung wichtig für die Gesundheit,
am besten an der frischen Luft. Eine tägliche halbe Stunde
körperlicher Aktivität macht widerstandsfähiger gegen Infektionen,
egal ob Schwimmen, Joggen oder Spazierengehen. Alle Ausdauersportarten
mit rhythmischen Bewegungen wirken positiv auf das Immunsystem, meint
Prof. Klaus Völker, Sportwissenschaftler in Münster. Die
Widerstandskraft steigt mit der sportlichen Aktivität. Es kommt
allerdings auch auf das rechte Maß an. "Wichtig ist, dass Sie sich
weder unter- noch überfordern", betont der Arzt und Präventionsexperte
Dr. Thomas Wessinghage. Wer ständig an der Leistungsgrenze trainiert
und auf Höchstleistungen zielt, belastet den Organismus und wird damit
anfälliger für Infekte.

5. Nikotin und Alkohol meiden

Zigaretten und Schnaps schwächen das Immunsystem. Beim Rauchen ist es
ganz offensichtlich: Der Tabakrauch schädigt die Schleimhäute und die
Flimmerhärchen in den Bronchien, die uns als natürliche Barriere gegen
Krankheitserreger dienen. Wer raucht, leidet deshalb häufiger an
Atemwegsinfekten. Beim Alkohol gehen Wissenschaftler davon aus, dass
er die Helferzellen lähmt, die wichtige Aufgaben im Immunsystem
leisten. Manche Forscher raten auch von Koffein (Kaffee, Schwarztee)
in größeren Mengen ab.

6. Viel trinken

Trockene Schleimhäute in Mund und Nase sind anfälliger für Bakterien
und Viren, die dann leichter in den Körper eindringen können. Ein bis
zwei Liter pro Tag sollte man mindestens trinken. Bestens geeignet
sind warme Getränke wie Früchte- und Kräutertees oder einfach heißes
Wasser, wie es in Ayurveda-Kuren empfohlen wird. Bei den Tees gibt es
eine große Auswahl: Holunderblütentee wärmt, Fenchel-, Salbei- und
Lindenblütentee wirken beruhigend auf den Hals. Thymian wirkt
schleimlösend und antibakteriell. Ingwer und grüner Tee gelten
ebenfalls als hilfreich gegen Infekte. Auch Kamillen- und
Hagebuttentee sind sehr beliebte und gesunde Getränke in der kalten
Jahreszeit.

7. Pflanzliche Mittel

Für die Stärkung der körpereigenen Abwehr werden in der
Pflanzenheilkunde Präparate aus Sonnenhut (Echinacea), Lebensbaum
(Thuja occidentalis) und Wildem Indigo (Baptisia tinctoria) empfohlen.
Homöopathische Ärzte geben unterschiedliche Arzneimittel je nach Art
und Entwicklung der Erkrankung. In der anthroposophischen Medizin gibt
es bei grippalen Infekten Arzneimittel wie Ferrum phosphoricum (mit
Eisenhut), Rhinodoron (mit Aloe vera) und Hustenelixiere mit
Eibischwurzel, Sonnentau und Küchenschelle. Sie sollen dem Körper
helfen, nicht nur die Erkrankung zu überwinden, sondern auch gestärkt
daraus hervorzugehen.

8. Gesunde Ernährung

Die Interaktionen zwischen Immunsystem, Darmbakterien und
Nahrungsmitteln sind enorm vielfältig. Als Faustregel kann gelten: Wer
fit bleiben will, sollte sich gesund und abwechslungsreich ernähren.
Zusätzlich stehen Vitamin B, C und Zink im Ruf, das Immunsystem zu
stärken, indem sie bestimmte Abwehrzellen aktivieren. Aber auch hier
gilt: Zuviel davon (etwa mittels hochdosierter Kapseln und Tabletten)
kann schädlich sein. Im Normalfall ist eine ausgewogene Ernährung
ausreichend. Zink ist zum Beispiel in Milch, Fisch und Hülsenfrüchten
enthalten, Vitamin C in Zitrusfrüchten und vielerlei Obst und Gemüse
wie etwa Brokkoli, Rosenkohl, Spinat und Paprika. Für ausreichend
Vitamin D ist Sonnenlicht anzuraten (täglich eine Viertelstunde).
Zusätzliche Vitamin-D-Tabletten werden nur bei eindeutigem
Vitaminmangel ärztlich empfohlen.

9. Sauna und Kneipp

"Sauna ist eine optimale Maßnahme zur Vorbeugung von grippalen
Infekten", sagt der Mediziner Dr. Rainer Brenke, Facharzt für Innere
Medizin und Naturheilverfahren. Sie helfe allerdings nicht sofort,
sondern der Effekt trete erst nach ein paar Monaten regelmäßigen
Schwitzens ein. Entscheidend ist offenbar der Reiz des kalten Wassers
nach der heißen Sauna. Er regt die Durchblutung an, auch in den
Schleimhäuten, die bei der Abwehr von Infekten wichtig sind. Ähnlich
anregend wie die Sauna wirken auch warm-kalte Wechselduschen und
Kneippanwendungen, zum Beispiel mit Wassertreten und kalten und warmen
Umschlägen. Wenn allerdings Erkältung und Schnupfen schon da sind, ist
Sauna nicht mehr zu empfehlen. Dann überfordern die Hitze und die
kalten Güsse den Körper, er braucht stattdessen nun eher Ruhe und
Schonung.

10. Nasendusche

Ein kleines, preiswertes Mittel gegen Infektionen in der kalten
Jahreszeit ist die Nasendusche. Mit einem speziell geformten Kännchen
wird warmes Wasser, angereichert mit einer milden Salzlösung, durch
die Nasenlöcher inhaliert. Die Prozedur ist etwas gewöhnungsbedürftig,
weil das Wasser durch die Nasenhöhlen rinnt. Dabei werden die
Schleimhäute im Mund- und Rachenbereich angefeuchtet und die
Infektionswege von Krankheitserregern gereinigt.

 * 

Quelle:

Securvital 1/2020 - Januar-März, Seite 6 - 10
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KREBS/1223: Darmkrebs in der Familie - Risikoangepasste Früherkennung wird selten wahrgenommen (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 07.01.2020

Darmkrebs in der Familie: Risikoangepasste Früherkennung wird zu selten wahrgenommen



Menschen, deren direkte Verwandte an Darmkrebs erkrankt sind, haben selbst
ein erhöhtes Darmkrebsrisiko und sollten daher bereits ab dem Alter von 40
Jahren mit der Vorsorge beginnen. Dies gilt in Deutschland für etwa eine
von zehn Personen zwischen 40 und 54 Jahren. Doch fast die Hälfte der
Betroffenen nimmt diese Chance der risikoangepassten Früherkennung nicht
wahr, wie Wissenschaftler aus dem Deutschen Krebsforschungszentrum nun
veröffentlichten.

160.000 Menschen im Alter zwischen 40 und 54 Jahren aus Stuttgart, München
und Dresden hatten die Wissenschaftler aus dem Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ) angeschrieben, 28.711 der Angeschriebenen
beteiligten sich schließlich an der Befragung zu familiärem Darmkrebs und
zur Teilnahme an der Darmkrebs-Vorsorge.

9,4 Prozent der Befragten, also etwa jeder Zehnte, gaben an, dass einer
ihrer direkten Verwandten (Eltern oder Kinder) an Darmkrebs erkrankt war.
Menschen mit einer solchen familiären Vorbelastung haben ein erhöhtes
Risiko, selbst an einem bösartigen Tumor des Darms zu erkranken. Daher
wird ihnen empfohlen, bereits ab dem 40. Lebensjahr mit der
Darmkrebsvorsorge zu beginnen. Für Personen ohne bekannte Risikofaktoren
dagegen wird ein Start der Vorsorge im Alter von 50 Jahren empfohlen.

Einem großen Teil der Studienteilnehmer mit erhöhtem familiären Risiko war
die Bedeutung eines früheren Starts der Vorsorge offenbar bekannt: Über
die Hälfte (54,5 Prozent) von ihnen hatte bereits eine Darmspiegelung
wahrgenommen. Unter den Befragten ohne familiäre Vorbelastung war es nur
ein Viertel.

"Anders herum betrachtet heißt das jedoch auch: Fast die Hälfte der
Menschen mit erhöhtem familiären Risiko nützt die Chance eines früheren
Starts der Vorsorge nicht", resümiert Studienleiter Hermann Brenner vom
DKFZ und vom Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg.
"Hier könnten insbesondere die Hausärzte und ihre Mitarbeiter wesentlich
dazu beitragen, die Betroffenen für eine effektive Vorsorge zu
sensibilisieren", sagt Korbinian Weigl, Erstautor der aktuellen Arbeit.
"Die Frage nach Darmkrebsfällen bei direkten Angehörigen ist eine sehr
einfache und aussagekräftige Methode, um das persönliche Risiko
abzuschätzen."

Die Studie zeigte aber auch die Grenzen dieser Methode auf. Darmkrebs
tritt häufig erst im gehobenen Alter auf. Wird beispielsweise bei einem
über 70-Jährigen Darmkrebs diagnostiziert, so haben seine Kinder das 40.
Lebensjahr oftmals längst überschritten - und damit den empfohlenen
Zeitpunkt für den Start der Früherkennung verpasst. Tatsächlich zeigte
eine Aufschlüsselung der Daten, dass die Häufigkeit von erkrankten
direkten Angehörigen mit dem Alter der Befragten steigt: Unter den 40 bis
44-jährigen Studienteilnehmern hatten 7,5 Prozent einen Darmkrebsfall in
der Familie, unter den 50 bis 54-jährigen waren es bereits 10,9 Prozent.

"Daraus wird deutlich, dass Menschen um die 40 oftmals noch gar nicht
wissen, dass sie zur Risikogruppe gehören und sich daher auch nicht an die
speziellen Empfehlungen zur Darmkrebs-Früherkennung halten können. Und
neben der familiären Vorgeschichte spielen natürlich auch viele andere
Faktoren, wie die Lebensgewohnheiten eine große Rolle für das
Darmkrebsrisiko. Daher sollten auch weitere Methoden hinsichtlich ihrer
Eignung für eine verbesserte Risikoeinschätzung geprüft werden", sagt
Hermann Brenner.

Wissenschaftler aus Brenners Team haben vor kurzem gezeigt, dass die
gemeinsame Betrachtung weiterer Risikomarker einschließlich verschiedener
Labortests für die Abschätzung des persönlichen Erkrankungsrisikos noch
deutlich aussagekräftiger sein können als die Frage nach Krebsfällen in
der Familie.
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AKTION/2814: Münster - Songs von und für Frauen, Nikola Materne und Band zum internationalen Frauentag, 03.03.20

Stadt Münster

Songs von und für Frauen im Rathausfestsaal

Konzert von Nikola Materne und Band zum internationalen Frauentag



Münster (SMS) Schon 1967 schmetterte Aretha Franklin ihre Power-Hymne
"Respect", die, in ein neues soulig-jazziges Gewand gekleidet, nichts
an Aussagekraft verloren hat. Anlässlich des internationalen
Frauentages haben Nikola Materne und ihre Band diesen und viele
weitere Songs kreativ bearbeitet. Das Amt für Gleichstellung der Stadt
lädt ein zu einem Abend voller Musik am 3. März um 19.30 Uhr im
Rathausfestsaal.

Der Kartenvorverkauf beginnt am 9. Januar.

An Maternes Seite spielen Peter Kräubig, Frank Konrad und Jochen
Welle. Es werden unter anderem Jazzchansons aus dem neuen Album
"Wunderbar allein" zu hören sein, in denen sie die zarte Melancholie
des Bossa mit ihren eigenen deutschen Texten verbindet. Nikola Materne
macht aus Alltäglichkeiten berauschende Lieder, denen man sich nur
schwer entziehen kann, da sie an selbst Erlebtes erinnern. Während bei
den melancholischen Texten eine gewisse Leichtigkeit mitschwingt,
werden die fröhlicheren Songs von einer flüchtigen Schwermut
begleitet. Sowohl in ihren Kompositionen als auch bei den
Interpretationen beliebter Songs bewegt sie sich mit ihrer sanften,
emotionsgesteuerten Stimme dort, wo Jazz- und Popmusik
zusammenfließen.

Mit dabei ist neben der bekannten Trompeterin Sinje Schnittker
("Zucchini Sistaz") auch die Newocomerin Lisa Dellmann als Special
Guests.

Karten gibt es im Vorverkauf für 15 Euro (ermäßigt 12 Euro) in der
Münster-Information im Stadthaus 1, Eingang Syndikatplatz 3 (Montag
bis Freitag, 10 bis 18 Uhr).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 09.01.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AKTION/2813: Lippstadt - Ringmasters, Barbershop-Weltmeister aus Stockholm, mit aktueller Show, 24.01.20

Stadt Lippstadt

Ringmasters

Die Barbershop-Weltmeister aus Stockholm mit ihrer aktuellen Show
"Tonight, tonight!"



Lippstadt. Die "Ringmasters" sind: Didier Linder (Bass), Jakob
Stenberg (Tenor), Rasmus Krigström (Lead) und Emanuel Roll (Bariton).
2012 gewannen Ringmasters als erste nicht-amerikanische Gruppe in der
über 50-jährigen Geschichte des Wettbewerbs die Weltmeisterschaften in
den USA, ein Erfolg, den ihnen niemand mehr nehmen kann.

Die vier virtuosen Sänger sind am 24. Januar in der Aula des Ev.
Gymnasiums zu erleben und bieten nicht nur einen harmonischen
Gesamtklang, sie verzaubern auch mit ihrem natürlichen Lausbubencharme
und ihrer Präsentation.

Geboten wird ein stimmiges Programm weit über das Genre des Barbershop
hinaus. In ihrer Show spannen sie einen Bogen von echten 
Barbershop-Klassikern über berührende Broadway-Songs und Filmklassiker. So sind
u.a. zu hören: ihre Version von Charlie Chaplins "Smile", die Beatles,
Elvis Presley, georgischer Männergesang oder traditionelle schwedische
Lieder.

Was ist eigentlich Barbershop-Musik?

"Barbershops" sind amerikanische Friseur-Salons und diese waren Ende
des 19. Jahrhunderts auch Orte geselliger Treffen. Die Wartezeit
vertrieben sich die Herren oftmals mit spontan improvisierten
Gesängen.

Barbershop-Gesang ist Oberton-Musik und die 4 Stimmen sollten
möglichst genau aufeinander abgestimmt sein.

Aber nicht nur der Gesang spielt eine Rolle, auch die Präsentation
muss stimmen. Bewegungen und Mimik spielen eine große Rolle. Ganz
wichtig sind die berühmten "tags", die Schlussteile eines Liedes, die
oft extrem in die Länge gezogen werden.

Termin: Freitag, 24. Januar 2020, 20 Uhr

Preise: 24,- / 22,- / 20,- / ermäßigt: 12,- / 11,- / 10,-

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und bei den Sparkassen der Region
ONLINE über das VIBUS-Ticketportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.01.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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JAZZ/2219: Kiel - "Die Jazzlaterne", 26.1., 23.2., 22.3.2020

Theater Die Komödianten

"Die Jazzlaterne" 



Am 4. Sonntag im Monat um 17 Uhr gibt es bei uns Jazz, Blues oder
Swing vom Feinsten:

26. Jan. um 17 Uhr: ChrisB spielt eigene Stücke, die vom Blues
inspiriert sind. Anleihen aus Jazz, Boogie Woogie und Soul erzeugen
einen spannenden Genremix, der sich gewaschen hat: Kraftvoller Gesang,
swingender Groove, treibendes Boogie Klavier.

23. Feb. um 17 Uhr Triple Play: Posaune: Arvid Maltzahn, Gitarre:
Volker Linde, Bass: Harry Kretzschmar: Triple Play! Dieses geniale
Trio steht für delikaten und niveauvollen Jazz im Kammermusikformat -
"Pocket Jazz" eben.

22. März um 17 Uhr Der Blum Das sind maximal verschrobene deutsche
Texte in verwirrender Besetzung mit Bass + Gesang Jörg Holdinghausen
und Saxophon Benno Schmitz (aus Kiel) vorgetragen - virtuos, einfach,
frei, genial

Karten: 12 €, ermäßigt 8 €

Kartenvorverkauf: Theater Die Komödianten: Tel 0431 / 55 34 01,
www.komoedianten.com, Konzertkasse Streiber

Kartenreservierung: 

Telefonisch: 0431 / 55 34 01, online: www.komoedianten.com

Vorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber und Abendkasse

 * 

Quelle:

Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

E-Mail: theater@komoediantentheater.de

Internet: www.komoediantentheater.de
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AUSLAND/9279: Aus aller Welt - 09.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ungarns Premier Orban kritisiert konservative EVP scharf

Im Streit um den politischen Kurs der Europäischen Volkspartei (EVP)
im EU-Parlament hat Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban die
Gründung einer neuen Gruppierung ins Gespräch gebracht. Nach Ansicht
des ungarischen Premiers wird die EVP immer liberaler und
zentristischer. Wenn die EVP nicht eine Kursänderung vornehme,
bedürfe es einer neuen wahren christdemokratischen Bewegung in
Europa, sagte Orban nach Informationen der österreichischen
Nachrichtenagentur APA am Donnerstag bei einer Pressekonferenz in
Budapest.

9. Januar 2020
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JUSTIZ/9279: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



NRW-Polizei testet Elektroschockwaffen

Die Polizei in Nordrhein-Westfalen hat Elektroschockpistolen erhalten
- vorerst nur zu Testzwecken. Wie ein Sprecher des Innenministeriums
in Düsseldorf der Rheinischen Post mitteilte, werden die sogenannten
Taser derzeit bei ausgewählten Polizeibehörden eingesetzt. Die
Einführung von Elektroschockpistolen wird unter anderem von der
Gewerkschaft der Polizei (GdP) zum Schutz der Beamten gefordert. Der
Einsatz der Distanzelektroimpulswaffe ist umstritten. Durch den
Stromschlag verlieren die Getroffenen die Kontrolle über ihre Muskeln
und stürzen zu Boden.

9. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9276: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Chef stützt Trumps Forderung zu Nahost

Angesichts zunehmender Spannungen im Nahen Osten erwartet
US-Präsident Donald Trump von der NATO ein größeres Engagement in der
Region. In einem späteren Telefonat mit Trump habe der
Generalsekretär des Bündnisses, Jens Stoltenberg, zugestimmt, daß die
NATO mehr zur regionalen Stabilität und zum Kampf gegen den
internationalen Terrorismus beitragen könnte, berichtete das
Militärbündnis nach Angaben des Deutschlandfunk. Beide wollten zu dem
Thema in engem Kontakt bleiben.

9. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9278: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Fraktion in Sachsen wählte neuen Vorstand

Die SPD-Fraktion im Sächsischen Landtag wählte am Donnerstag in
Dresden turnusmäßig einen neuen Vorstand. Fraktionsschef Dirk Panter
sei dabei einstimmig wiedergewählt worden, berichtete die Deutsche
Presse-Agentur. Ebenfalls einstimmig war das Votum für Sabine Friedel
als seine erste Stellvertreterin und neue Parlamentarische
Geschäftsführerin. Zu weiteren Stellvertretern wählte die Fraktion
Hanka Kliese und Henning Homann. Nach der verlustreichen Landtagswahl
2019 schrumpfte die SPD-Fraktion von 18 auf zehn Abgeordnete
zusammen.

9. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9276: Tragisches und Kurioses - 09.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Drei Tote nach Frontalzusammenstoß auf Landstraße

Auf einer Landstraße bei Hilgert im Westwaldkreis (Rheinland-Pfalz)
sind zwei Autos im Bereich einer langgezogenen Kurve frontal
zusammengestoßen. Einem Bericht der Deutschen Presse-Agentur zufolge
kamen drei Menschen bei der heftigen Kollision am Mittwochabend ums
Leben, drei weitere wurden schwer verletzt. Die Unfallursache ist bislang
unklar.

9. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8361: Aus Forschung und Technik - 09.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Arianespace bereitet ersten Satellitenstart für 2020 vor

Arianespace wird möglicherweise Mitte Januar zwei
Telekommunikationssatelliten ins All befördern. Wie der kommerzielle
Anbieter für Trägerraketenstarts auf seiner Webseite mitteilte,
werden bei dem Erstflug im Jahr 2020 die Satelliten Eutelsat Konnect
für den Betreiber Eutelsat und GSAT-30 für die Indian Space Research
Organization (ISRO) vom europäischen Weltraumbahnhof Kourou in
Französisch-Guayana in erdnahe Umlaufbahnen gebracht. Die Überprüfung
der Startbereitschaft ist demnach für kommenden Dienstag geplant. Es
wäre dies die 105. Mission einer Ariane-5-Trägerrakete.

9. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8375: Aus aller Welt - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Israelischer Minister Bennett für massiven Siedlungsausbau

Israels Verteidigungsminister Naftali Bennett setzt sich nach eigener
Darstellung dafür ein, daß innerhalb von zehn Jahren die Zahl
israelischer Siedler im besetzten Westjordanland von derzeit rund
400.000 auf etwa eine Million erhöht wird. Bennett tritt bei der Wahl
im März als Spitzenkandidat der Neuen Rechten an. Er wird vor allem
von den Siedlern unterstützt. Seine Stellungnahme gab er bei einer
Konferenz in Jerusalem zum Kurswechsel der amerikanischen
Nahostpolitik ab. Ministerpräsident Benjamin Netanjahu und der
US-Botschafter in Israel, David Friedman, nahmen ebenfalls an der
Konferenz teil.

US-Außenminister Mike Pompeo hatte im November verkündet, seine
Regierung gehe nicht mehr davon aus, daß die jüdischen Siedlungen in
dem Palästinensergebiet grundsätzlich im Widerspruch zum
internationalen Recht stünden.

Die Völkergemeinschaft sieht laut Uno-Resolution 2334 in den
Siedlungen einen Verstoß gegen internationales Recht und ein großes
Hindernis für Frieden im Nahen Osten. Hintergrund ist die vierte
Genfer Konvention, welche ausdrücklich die Umsiedlung von Zivilisten
in besetzte Gebiete verbietet. Israel hatte das palästinensische
Westjordanland und Ostjerusalem 1967 militärisch besetzt. Noch Ende
2016 forderte der Weltsicherheitsrat Israel zu einem vollständigen
Siedlungsstopp in den Palästinensergebieten, einschließlich
Ost-Jerusalems, auf.

Während der Jerusalemer Konferenz erklärte Netanjahu, sie seien keine
Besatzer in ihrem eigenen Land. Juden lebten seit Tausenden von
Jahren in Jerusalem und Hebron. Außerdem verwies der Premier auf die
wirtschaftlichen Vorteile, welche die israelischen Siedlungen Juden
wie Palästinensern brächten.

9. Januar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8330: Medizin und Gesundheitswesen - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutschland kann sich mit Blutplasma selbst versorgen

Blutplasma, der flüssige und zellfreie Bestandteil des Blutes, ist
das Ausgangsmaterial für die sogenannte Plasmafraktionierung, bei der
viele wichtige Proteine gewonnen werden können. In der Vergangenheit
wurden große Mengen des Plasmas aus dem außereuropäischen Ausland
bezogen. Nicht nur wegen der weltweiten Verbreitung der Immunschwäche
Aids war das nicht ganz ohne Risiko. Laut Deutschem Ärzteblatt konnte
diese Gefahr abgestellt werden, da Deutschland inzwischen in der Lage
ist, den Bedarf an Blutplasma weitgehend aus eigenen Spenden zu
decken. So waren letztes Jahr circa drei Millionen Liter Plasma
gespendet und von diesen etwa zwei Millionen Liter fraktioniert
worden. Beide Zahlen sind in Deutschland in den letzten Jahren
weitgehend konstant geblieben. Seit 2009 gab es jedes Jahr einen
Überschuß von rund 500.000 bis eine Million Litern Plasma.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8363: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Geldstrafen wegen Beleidigungen im Internet

Der Lüneburger Oberbürgermeister Ulrich Mägde ist im Sommer von zwei
Männern mit Posts in sozialen Medien beleidigt worden. Ein 44jähriger
Mann setzte den SPD-Politiker in der Diskussion über den Lüneburger
Flughafen mit Adolf Hitler gleich. Der Mann wurde nach Angaben der
Staatsanwaltschaft Lüneburg vom Donnerstag zu einer Geldstrafe von 40
Tagessätzen verurteilt. Ein 29 Jahre alter Mann hatte Mägde in
einem öffentlichen Kommentar als Sau bezeichnet. Dafür muß er einen
vierstelligen Geldbetrag einer gemeinnützigen Einrichtung überweisen.
Die beiden Verurteilten waren bislang nicht strafrechtlich in
Erscheinung getreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8285: Sprache, Kunst und Medium - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Erfolgreiche Suche nach verschwundenen Kiefer-Bildern in China

Nachdem mehrere Gemälde des deutschen Künstlers Anselm Kiefer als
unauffindbar galten, hatte sich die Koblenzer Museumschefin Beate
Reifenscheid selbst nach China begeben und sechs als möglicherweise
gestohlenen Arbeiten im chinesischen Shenzhen aufgestöbert.

Bei den großformatigen Kunstobjekten handelt es sich um Dauerleihgaben
von Privatleuten an das Ludwig Museum in Koblenz. Die Bilder sollten
nach einem Bericht des Senders SWR Kultur zusammen mit fast 300
anderen Werken in einer Ausstellung deutscher Kunst in der Stadt
Shenzhen gezeigt werden.

Nach Spekulationen, daß die Bilder auf dem chinesischen Schwarzmarkt
gelandet sein könnten, fand Reifenscheid die versiegelten Kunstwerke
in einem bewachten Zollfreilager in Shenzhen in gutem Zustand.

Es soll aber neue Schwierigkeiten geben, weil die Besitzerin des
Zollagers die Herausgabe der Bilder verweigert. Nun haben sich
das Auswärtige Amt in Berlin und das Rechtsamt der Stadt Koblenz
eingeschaltet, um die Hintergründe zu klären.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8352: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Raketenangriff auf Militärstützpunkt im Norden Malis

Im Norden von Mali an der Grenze zu Algerien ist am Donnerstag der
Militärstützpunkt Tessalit mit Raketen angegriffen worden. Nach
Angaben eines Uno-Sprechers wurden mindestens 18 Blauhelmsoldaten und
zwei Zivilisten zum Teil ernsthaft verletzt. Neben den
Friedenstruppen der Multidimensionalen Integrierten
Stabilisierungsmission (Minusma) der Vereinten Nationen sind auf dem
Stützpunkt französische und malische Soldaten stationiert. Im Rahmen
von Minusma halten sich 13.000 Soldaten in dem westafrikanischen Land
auf. Islamistische Gruppen und Tuareg-Rebellen hatten 2012 die
Kontrolle über den Norden von Mali übernommen. Die ehemalige
Kolonialmacht Frankreich schickte im folgenden Jahr Truppen, um die
Islamisten zurückzudrängen. 2013 schlossen die Tuareg und die
Regierung in Bamako einen Waffenstillstand.

9. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8366: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Landtagsausschuß in Potsdam stimmt Geländeverkauf an Tesla zu

Der Finanzausschuß des Brandenburger Landtags hat am Donnerstag ohne
Gegenstimmen und bei einigen Enthaltungen den Kaufvertrag für das
Gelände der vom kalifornischen Autobauer Tesla geplanten Gigafactory
bei Grünheide (Oder-Spree) gebilligt. Tesla will dort ab Mitte
nächsten Jahres zunächst 100.000 Fahrzeuge mehrerer Typen
produzieren. Das Unternehmen stellt die Fertigung von 500.000 Autos
im Jahr in Aussicht. Dementsprechend sollen rund 8000 Arbeitsplätze
entstehen. Der Kaufpreis für das Fabrikgelände steht noch nicht fest.
In Medienberichten ist von knapp 41 Millionen Euro die Rede. Bei
einem Quadratmeterpreis von etwas über 13 Euro müßte Tesla für das
über 300 Hektar große Gelände deutlich weniger zahlen, als im
angrenzenden Gewerbegebiet verlangt wird. Der Richtpreis dort liegt
bei 40 Euro. Der Vorstand von Tesla hat den Kaufvertrag noch nicht
abgesegnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8335: Tragisches und Kurioses - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Wie werde ich meinen Weihnachtsbaum los?

Mehr als 29 Millionen Weihnachtsbäume wurden kürzlich in Deutschland
aufgestellt. Die wollen wieder entsorgt sein. Wer sich aber nicht nach
den Vorgaben der Behörden richtet, riskiert ein Ordnungsgeld.

Bevor man den Baum aus dem Fenster schmeißt, an die Straße legt oder
im Wald entsorgt, sollte man sich laut WDR1 lieber nach den örtlichen
Bestimmungen erkundigen, um ein eventuelles Ordnungsgeld zu vermeiden.

Viele Gemeinden entsorgen die Bäume auch mit dem übrigen Restmüll oder
zusammen mit dem Leeren der Biomülltonnen. Man kann sie aber auch zu
Sammelstellen für Weihnachtsbäume oder zu Wertstoffhöfen bringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8364: Arbeit, Soziales und Familie - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



IG BAU akzeptiert Schlichterspruch zu Mindestlöhnen

Die IG Bauen-Agrar-Umwelt hat den Schlichterspruch vom 19. Dezember
zu höheren Mindestlöhnen im Baugewerbe gebilligt. Das gab der
Bundesvorsitzende der Gewerkschaft, Robert Feiger, in Frankfurt am
Main bekannt. Die IG BAU hatte die Schlichtung nach drei
ergebnislosen Verhandlungsrunden angerufen. Als Schlichter wurde der
Präsident des Bundessozialgerichts, Rainer Schlegel, tätig. Die
Arbeitgeberseite - Zentralverband Deutsches Baugewerbe und
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie - haben seinem
Schlichterspruch noch nicht zugestimmt. Schlegel schlug vor, daß die
Lohnuntergrenze für Hilfsarbeiten um 35 Cent auf 12,55 Euro pro
Stunde angehoben wird. Der Mindestlohn für Facharbeiter in
Westdeutschland soll um 20 Cent auf 15,40 Euro und in Berlin auf
15,25 Euro steigen. In den ostdeutschen Flächenländern gibt es den
Mindestlohn für Facharbeiter nicht. Der Gewerkschaft zufolge werden
von den neuen Mindestlöhnen mehr als 200.000 der bundesweit rund
820.000 Bauarbeiter profitieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8341: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Buschfeuer vernichteten große Teile der australischen Tierwelt

Mehr als eine Milliarde Tiere sind bei den verheerenden Buschbränden
in Australien umgekommen. So schätzt die Umweltorganisation WWF
Australien afp zufolge, daß etwa 1,25 Milliarden Tiere direkt oder
indirekt durch die Feuer getötet wurden. Die Zahl sei mit Hilfe von
Chris Dickmann von der Universität Sydney und Mitarbeiter mittels
eines Algorithmus' berechnet worden, der sonst die Auswirkungen der
Rodung von Landflächen auf die australische Tierwelt abschätzt. In
Australien sind in den vergangenen Monaten 5,5 Millionen Hektar Land
den Flammen zum Opfer gefallen. Das entspricht der Fläche der Insel
Irland.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8352: Märkte und Finanzen - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Munich Re zieht Katastrophenbilanz

Im vergangenen Jahr haben Naturkatastrophen weltweit wirtschaftliche
Schäden von insgesamt 150 Milliarden US-Dollar verursacht. Den Wert
hat der Rückversicherer Munich Re ermittelt. Demnach hat der Taifun
Haibis in Japan die größten Schäden angerichtet. Sie werden auf 17
Milliarden US-Dollar beziffert. In einigen der betroffenen Gegenden
war innerhalb von 24 Stunden soviel Regen gefallen, wie in
Deutschland in einem ganzen Jahr. Die Hitzewellen und Sommergewitter
in Europa hatten Schäden von 2,5 Milliarden US-Dollar verursacht.
Entwicklungsländer werden von dem Rückversicherer kaum bilanziert,
weil die dort zerstörten Güter gering gerechnet werden. Die
Versicherungsbranche kam bei den weltweit etwa 820 Naturkatastrophen
für gut ein Drittel der Schäden auf. Infolge der Katastrophen starben
rund 9000 Menschen. In den zurückliegenden 30 Jahren kamen im
Durchschnitt jährlich etwa 52.000 Menschen bei Naturkatastrophen ums
Leben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8364: Aus Forschung und Technik - 09.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Mehr Bundesbürger Opfer von Hackern

Die weltweite Vernetzung via Internet birgt auch Gefahren. So ist
letztes Jahr mehr als jeder zweite Internetnutzer in Deutschland
Opfer von Cyberkriminellen geworden. Insgesamt 55 Prozent waren von
kriminellen Vorfällen im Internet betroffen. Das ist ein Anstieg um
fünf Prozentpunkte. Dabei wurden 25 Prozent Opfer einer ungefragten
Weitergabe persönlicher Daten an Dritte. 19 Prozent gaben an, bei
Einkäufen oder Verkaufsgeschäften im Internet betrogen worden zu
sein. Und von 15 Prozent wurden die Zugangsdaten zu einem
Onlinedienst ausspioniert. Das geht afp zufolge aus einer Umfrage im
Auftrag des Digitalverbands Bitkom hervor.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FRAGEN/004: "Die Wolken spielen eine Hauptrolle bei der arktischen Verstärkung" (idw)

Universität Leipzig - 09.01.2020

"Die Wolken spielen eine Hauptrolle bei der arktischen Verstärkung"



Seit Ende September 2019 läuft eine Expedition der Superlative: Der
deutsche Eisbrecher "Polarstern" ist in der Arktis vom Eis umschlossen und
driftet mit einer Eisscholle durch den Arktischen Ozean. An Bord
erforschen Wissenschaftler eine im Winter nahezu unerreichbare Region, die
entscheidend für das globale Klima ist. Forschende der Universität Leipzig
werden in diesem Jahr dabei sein. Meteorologie-Professor Manfred Wendisch
spricht im Interview über die anstehenden Messungen mit zwei
Polarflugzeugen und den aktuellen Erkenntnisstand in Sachen "arktische
Verstärkung". Hierzu ist kurz vor Weihnachten ein Artikel in "Nature
Climate Change" erschienen, an dem Wendisch mitgeschrieben hat.


Herr Professor Wendisch, Sie sind Mit-Autor des in "Nature Climate
Change" erschienenen Überblicksartikels zur sogenannten arktischen
Verstärkung. In der Überschrift ist von deren Einfluss auf das heftige
Winterwetter in den mittleren Breiten die Rede. Davon spüren wir hierzulande
aber nichts. Was ist gemeint?

In der Tat hatten wir in den vergangenen Jahren in Deutschland
beziehungsweise ganz Westeuropa eher milde und keine extrem kalten Winter.
Aber wenn wir die arktische Verstärkung betrachten, also die Mechanismen,
die dazu führen, dass sich das Klima in der Arktis schneller ändert als in
anderen Regionen, dann sehen wir, dass über den großen Kontinenten der
mittleren Breiten eine starke Abkühlung im Winter erfolgt. Hier geht es
also um Nordamerika und Sibirien beziehungsweise Nordasien. Im Winter ist
zum Beispiel häufig ein durch die arktische Verstärkung intensiviertes
sibirisches Hochdruckgebiet zu beobachten, das für eine verstärkte
Abkühlung über dem sibirischen Kontinent sorgt. Und Westeuropa liegt dabei
sozusagen auf der warmen Seite des Hochs. Wenn man dann noch bedenkt,
dass an dem Artikel viele Wissenschaftler aus den USA und Kanada beteiligt
sind, erklärt das die Betonung von extremen Winterwetter in der
Überschrift.

Wie sieht denn der Einfluss aus?

Es wird ein enger Zusammenhang zwischen heftigen Winterwetter und
arktischer Verstärkung vermutet. Die Messungen zeigen das zumindest
relativ deutlich. Wie dieser Zusammenhang konkret zustande kommt, und
welche Prozesse dabei eine wesentliche Rolle spielen, das ist bislang nur
ansatzweise verstanden, genauso wie die arktische Verstärkung an sich. Es
gibt dazu eine theoretische Erklärungskette, die aber bis dato auf
wackligen Füßen steht, da sie mit der überwiegenden Mehrzahl der
bisherigen Klimamodellrechnungen nicht zufriedenstellend und überzeugend
nachvollzogen werden kann. Nach den gängigen Modellen müsste die
kontinentale Abkühlung im Winter viel schwächer sein, an manchen Stellen
wäre demnach sogar eine Erwärmung zu erwarten. Ein wichtiger Faktor, den
die Modelle aber bislang nicht hinreichend realitätsnah beinhalten, sind
Warmlufteinschübe in die Arktis, wie auch Kaltluftausbrüche aus der Arktis
in unsere geographischen Gefilde. Es kommt darauf an, diese Prozesse in
den Modellen realistisch abzubilden, um alle Wechselwirkungen
nachvollziehen und dann auch Vorhersagen treffen zu können - und das wird
von der Wissenschaft natürlich erwartet. Momentan liegt aber noch einiges
an Arbeit zur Erreichung dieses Ziels vor uns.

In diesen Tagen beginnt die zweite Förderphase des von Ihnen geleiteten
Sonderforschungsbereichs "Arktische Klimaänderung (AC)�", an dem auch die
Universitäten in Bremen und Köln sowie das Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) und das
Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS) beteiligt sind. Was
haben Sie in Phase eins erreicht, was streben Sie in Phase zwei an?

In unserem Sonderforschungsbereich untersuchen wir vor allem die Rolle der
Wolken bei der arktischen Verstärkung. Dabei haben wir in Phase eins
wichtige Fortschritte erzielt. Ihr Einfluss speziell über
unterschiedlichen Bodenbedingungen sowie dem Meereis und dem offenen Ozean
war zuvor wenig erforscht. Wir haben dabei aufwändige Messkampagnen
durchgeführt und anschließend Messungen und Rechnungen sozusagen
miteinander verschmolzen. So konnten wir beispielsweise zeigen, dass die
Wolken in den Modellen bislang oft als zu dünn dargestellt waren. Die
Messungen waren beim Aufspüren der spezifischen Ursachen für die
Unzulänglichkeiten der Modelle von großer Hilfe.

In der ersten Phase haben wir uns auf lokale Prozesse konzentriert, also
jene, die sich am festen Ort abspielen. Wir haben Messungen von Schiffen,
Flugzeugen, Bodenstationen und Satelliten aus, auf ein Gebiet fokussiert
und dort den Einfluss der Wolken auf die Erwärmung beziehungsweise
Abkühlung der bodennahen Lufttemperatur untersucht und quantifiziert. Das
haben wir über dem arktischen Meereis gemacht, über der Randzone vom Eis
zum offenen Meer hin und über dem Wasser. Mit dieser Akribie hat das zuvor
nie jemand durchgeführt. In der zweiten Phase nehmen wir die Fernwirkungen
in den Blick, also jene, die nicht direkt in der Arktis ihren Ursprung
haben, sowie jene, die in der Arktis entstehen und außerhalb in den
mittleren Breiten wirken. Zudem werden wir ein ganzes Jahr als
Beobachtungszeitraum haben. Unsere tragende Hypothese ist weiterhin: Die
Wolken spielen eine Hauptrolle bei der arktischen Verstärkung.

Aktuell läuft die "MOSAiC"-Expedition mit dem für 14 Monate im Eis
eingefrorenen deutschen Eisbrecher "Polarstern". Wissenschaftler des
Sonderforschungsbereichs sind mit an Bord, Sie selbst greifen im März ins
Geschehen ein. Was planen Sie?

Von Mitte März bis Mitte April und dann nochmal im August kommen unter
unserer Regie und in Zusammenarbeit mit dem Alfred-Wegener-Institut und
den weiteren Partnern innerhalb des Sonderforschungsbereichs die
Polarflieger Polar 5 und 6 zum Einsatz. Mit den Flugzeugen können wir von
Spitzbergen aus starten und nach einem Tankstop auf Grönland dann entlang
der Luftmassen fliegen, die sich zur Polarstern bewegen. Damit bekommen
die punktuellen Messungen auf der Polarstern sozusagen eine regionale
Anbindung. Wir nutzen dabei mit den Polarfliegern eine Landebahn auf dem
Eis ganz in der Nähe der Polarstern. Die Landebahn ist auch dafür gedacht,
Güter und Menschen mit russischen Transportfliegern zu transportieren in
der Zeit, in der es schwierig werden könnte, diese Transporte per Schiff
mit anderen Eisbrechern zur Polarstern zu bringen. Zudem werden, vor allem
für Messungen mit einem Fesselballon, noch unsere Juniorprofessorin Heike
Kalesse und einer meiner Doktoranden sowie Kollegen vom Leibniz-Institut
für Troposphärenforschung jeweils für mehrere Monate an Bord der
Polarstern sein.

Für unsere Arbeit im Sonderforschungsbereich brauchen wir aber unbedingt
zusätzlich das deutsche Forschungsflugzeug HALO, denn wir müssen in
größeren Höhen und über weitere Strecken fliegen, als es mit den
Polarfliegern möglich ist. Wasserdampf als eines der stärksten
Treibhausgase kann zum Beispiel bis fünf Kilometer und höher reichen.
Unsere große Arktis-Messkampagne mit HALO werden wir im Frühjahr kommenden
Jahres durchführen.


Originalpublikation:

Cohen, J., Zhang, X., Francis, J. et al.

Divergent consensuses on Arctic amplification influence on midlatitude
severe winter weather.

Nat. Clim. Chang. 10, 20-29 (2020)

doi:10.1038/s41558-019-0662-y

https://www.nature.com/articles/s41558-019-0662-y

Weitere Informationen unter:

http://www.ac3-tr.de

- Informationen zum Sonderforschungsbereich

https://multimedia.awi.de/#1578558584533_1

- Fotos der Polarflieger

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 09.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





ASTRO/421: Neue unabhängige Messung der Expansion des Universums bestärkt Forderung nach neuer Physik (idw)

Technische Universität München - 08.01.2020

Neue unabhängige Messung der Expansion des Universums bestärkt Forderung
nach neuer Physik



Die Bestimmung der Hubble-Konstante, ein Maß für die Expansion des
Universums, ist seit Jahren eine der spannendsten Herausforderungen der
Physik: Messungen im heutigen Universum liefern andere Werte als solche in
der Frühphase des Universums. Ein Forschungsteam hat nun mit Hilfe
kosmischer Linsen die Hubble-Konstante auf einem weiteren, unabhängigen
Weg bestimmt. Das Ergebnis scheint die beunruhigende Diskrepanz zu
bestätigen. Möglicherweise sind nun neue Theorien erforderlich, um die
dahinter liegende Physik zu erklären.

Das Wissen darüber, wie schnell sich das Universum ausdehnt, ist wichtig,
um das Alter, die Größe und das Schicksal unseres Kosmos zu bestimmen.
Dieses Rätsel zu lösen, ist eine der größten Herausforderungen in der
Astrophysik.

Ein internationales Team angeführt von Sherry Suyu, Professorin an der
Technischen Universität München (TUM), Gruppenleiterin am
Max-Planck-Institut für Astrophysik (MPA) und Gastwissenschaftlerin am
Academia Sinica-Institut für Astronomie und Astrophysik in Taipeh, Taiwan,
hat die Hubble-Konstante nun mit hoher Genauigkeit und völlig unabhängig von
früheren Methoden bestimmt.

Die aktuelle Messung der Hubble-Konstante, die ein Maß für die
Expansionsrate des Universums darstellt, ist die bisher genaueste
Bestimmung unter Verwendung von Gravitationslinsen. Ausgenutzt wird bei
dieser Methode, dass die Schwerkraft einer Vordergrundgalaxie wie eine
riesige Vergrößerungslinse wirkt. Sie verstärkt und verzerrt das Licht von
Hintergrundobjekten und bildet das Objekt mehrfach ab.

Für die hier beschriebenen Messungen werden als Hintergrundobjekte Quasare
verwendet. Dabei handelt es sich um extrem weit entfernte, aktive Schwarze
Löcher, die Materie verschlucken und dabei hell leuchten. Abhängig von der
Position des Quasars hinter der Vordergrundgalaxie muss das Licht der
verschiedenen Abbilder des Quasars auf dem Weg zum Beobachter
unterschiedlich lange Wege zurücklegen. Schwankungen in der
Quasar-Helligkeit kommen daher zu unterschiedlichen Zeiten beim Beobachter
an.

Eine weltweite Anstrengung

Das Forschungsteam hat sich den Namen H0LiCOW (H0-Objektive in COSMOGRAILs
Wellspring) gegeben. COSMOGRAIL ist die Abkürzung für Cosmological
Monitoring of Gravitational Lenses, ein großes internationales Projekt,
dessen Ziel die Überwachung von Gravitationslinsen ist. "Wellspring"
bezieht sich auf das reichliche Angebot an Quasar-Linsensystemen.

Für die neuesten Messungen verwendete das Team Daten des
Hubble-Weltraumteleskops, des 2,2 m-Teleskops der Europäischen Südsternwarte
(ESO) und der Max-Planck-Gesellschaft in La Silla, des Very Large
Telescope der ESO und Weitfeldaufnahmen des Dark Energy Survey in Chile
sowie hochauflösende Aufnahmen mit der adaptiven Optik des Keck
Observatoriums auf Hawaii.

Die H0LiCOW-Ergebnisse und andere kürzlich durchgeführte Messungen deuten
nun auf eine schnellere Expansion im heutigen Universum hin, als dies
aufgrund von Beobachtungen des Planck-Satelliten der Europäischen
Weltraumorganisation (ESA) über das Verhalten des Kosmos vor mehr als 13
Milliarden Jahren zu erwarten gewesen wäre.

Deutliche Unterschiede

Aus ihren Beobachtungen errechnete das H0LiCOW-Team einen Wert von 73
Kilometern pro Sekunde pro Megaparsec für die Hubble-Konstante (mit einer
Unsicherheit von 2,4 Prozent). Sie liegen damit in der Nähe des SH0ES-Team
(Supernova H0 for the Equation of State), das mit Hilfe von variablen
Cepheiden-Sternen und Supernovae die Entfernung zu erdnahen und erdfernen
Galaxien bestimmt und daraus einen Wert von 74 errechnet.

Die SH0ES- und H0LiCOW-Werte unterscheiden sich signifikant von dem mit
dem Planck-Satelliten gemessenen Wert von 67. Sie unterstreichen damit den
Widerspruch zwischen Messungen der Hubble-Konstante im heutigen Universum
und dem Wert, der aufgrund von Beobachtungen des frühen Universums
vorhergesagt wird.

Neue Physik erforderlich, um die Diskrepanz zu erklären

"Während unsere ersten Ergebnisse bereits auf diesen hohen Wert für die
Hubble-Konstante hindeuteten, sind wir uns jetzt deutlich sicherer, dass
es tatsächlich einen systematischen Unterschied zwischen den Werten in der
Früh- und Spätphase des Universums gibt", erklärt Suyu.

Stefan Taubenberger, Teammitglied am MPA, fügt hinzu: "Unser H0LiCOW-Wert
ist deutlich höher als der Planck-Wert - wissenschaftlich ausgedrückt mit
mehr als 3-Sigma-Signifikanz. In Kombination mit der SH0ES-Messung steigt
die Signifikanz sogar noch weiter an."

Die Kluft zwischen den beiden Werten hat wichtige Auswirkungen auf das
Verständnis der zugrunde liegenden physikalischen Parameter und erfordert
möglicherweise neue Physik, um die Diskrepanz zu erklären.

"Dass diese Ergebnisse nicht übereinstimmen, weist darauf hin, dass wir
noch nicht vollständig verstehen, wie sich Materie und Energie im Laufe
der Zeit entwickelt haben, insbesondere zu frühen Zeiten", sagt Sherry
Suyu.

Verfeinerung der Messungen

Seit Beginn des Projekts im Jahr 2012 hat das H0LiCOW-Team nun
Hubble-Aufnahmen und Zeitverzögerungsinformationen für 10 Quasare hinter
Linsengalaxien gesammelt. In Zusammenarbeit mit Forschern aus neuen
Programmen wird das Team nun nach neuen Linsenquasaren suchen und diese
vermessen. Ziel ist es, 30 weitere solche Systeme zu beobachten, um die
Unsicherheit für die Messung der Hubble-Konstante auf ein Prozent zu
reduzieren.


Originalpublikation:

Die Ergebnisse wurden am 8. Januar 2020 beim 235. Meeting der American
Astronomical Society in Honolulu, Hawaii, vorgestellt.

H0LiCOW XIII. A 2.4% measurement of H0 from lensed quasars: 5.3 σ tension
between early and late Universe probes

Kenneth C. Wong, Sherry H. Suyu, et. al.

Monthly Notices of the Royal Astronomical Society (angenommen)

Vorschau: https://arxiv.org/abs/1907.04869


Weitere Informationen unter:

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/35861/

- Pressemeldung auf der Website der TU München

https://hubblesite.org/contents/news-releases/2020/news-2020-04 

- Pressemeldung des Space Telescope Science Institute (engl.)

https://shsuyu.github.io/H0LiCOW/site/

Website der Arbeitsgruppe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 08.01.2020
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E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1889: Bernd Riexinger - Sachgrundlose Befristung abschaffen

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Januar 2020

Riexinger - Sachgrundlose Befristung abschaffen



Zur Forderung des Verdi-Chefs Frank Werneke, sachgrundlose
Befristungen abzuschaffen, erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei DIE LINKE:

"Die sachgrundlose Befristung gehört abgeschafft. Dass die
Bundesregierung noch immer daran festhält und lediglich eine
Begrenzung plant, ist sozial-politischer Unsinn. Allein 2018 waren
über 50 Prozent aller Befristungen und 38 Prozent aller
Neueinstellungen sachgrundlos. Zahlen, die in der Realität vieler
Menschen Unsicherheit bedeuten und ein planbares Leben unmöglich
machen. Der öffentliche Dienst, mit einer Befristungsquote von
8,9 Prozent, sollte hierbei mit gutem Beispiel vorangehen und das
Prinzip der sachgrundlosen Befristung beerdigen. Folgerichtig, hat
Frank Wernekes Vorschlag meine vollste Unterstützung.

Es braucht einen klaren Kurswechsel in der Arbeitspolitik. Die
Möglichkeit der sachgrundlosen Befristung gehört verboten. Wir
brauchen gute Arbeit, die sicher ist und zum Leben passt. Dazu gehören
ein sicherer Arbeitsplatz und gute Löhne, die ein geregeltes Leben
ermöglichen. Um dies zu ermöglichen, braucht es eine stärkere
Tarifbindung, eine bessere Mitbestimmungen der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sowie einen Mindestlohn von 13 Euro."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Januar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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AUSSEN/1950: Initiative für KSZE im Nahen und Mittleren Osten ergreifen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Januar 2020

Initiative für KSZE im Nahen und Mittleren Osten ergreifen



"Die Situation im Nahen Osten bleibt angespannt und hochgefährlich.
DIE LINKE ruft die Bundesregierung dazu auf, die Initiative für eine
KSZE im Nahen und Mittleren Osten zu ergreifen, um die regionale
Kooperation zur Wiederherstellung von Sicherheit und Stabilität im
Nahen Osten zu unterstützen", erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin
der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen
weiter:

"Die Absichtserklärung von Außenminister Heiko Maas, die militärische
Präsenz der Bundeswehr im Irak beibehalten oder sogar noch verstärken
zu wollen, ist angesichts der anhaltenden prekären Sicherheitslage und
der Beschlüsse des irakischen Parlaments unverantwortlich und eine
Verletzung des Völkerrechts. DIE LINKE fordert den kompletten Abzug
der Bundeswehr aus dem Irak.

Statt, wie von US-Präsident Trump gefordert, weitere NATO-Truppen in
den Nahen Osten zu entsenden und die Lage durch die Ausweitung
völkerrechtswidriger Sanktionen gegen den Iran weiter eskalieren zu
lassen, braucht es den Abzug der ausländischen Truppen aus der Region.
Gerade die Präsenz der US-Truppen im Nahen Osten wirkt
konfliktverschärfend und muss endlich beendet werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2218: Investitionsstau auflösen, Binnennachfrage stärken, Sanktionen beenden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Januar 2020

Investitionsstau auflösen, Binnennachfrage stärken, Sanktionen beenden



"Angesichts des Exportrückgangs muss die Bundesregierung jetzt den
Binnenmarkt stärken. Zukunftsindustrien im Bereich Umwelttechnologien
könnten ein Wachstumstreiber sein, doch entsprechende
Weichenstellungen fehlen nach wie vor. Die Bundesregierung verschleppt
Investitionen in Bildung, Verkehr, Kommunikationsnetze und
Dekarbonisierung, statt die Herausforderungen mutig anzugehen. Laut
Gewerkschaften und BDI benötigt Deutschland in den nächsten zehn
Jahren öffentliche Investitionen von 450 Milliarden Euro", kommentiert
Klaus Ernst, Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Energie
und wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die
Meldung des Statistischen Bundesamtes über gesunkene Exportzahlen.
Ernst weiter:

"Angesichts der aktuellen auch konjunkturellen Entwicklung ist es
vollkommen unverständlich, warum die Bundesregierung nicht endlich
dafür eintritt, die Sanktionen gegen Russland zu beenden und sich mehr
dafür engagiert, das Iran-Abkommen einzuhalten. Das alles sind
selbstverschuldete Handelshemmnisse. Gerade aktuell könnte ein solches
Eintreten für gemeinsamen Handel ein Beitrag zur Friedenssicherung
sein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9348: Heute im Bundestag Nr. 038 - 09.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 38

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Do., 9. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.18 Uhr

1. Sozialleistungen nach Staatsangehörigkeit

2. Unterschiedlicher Anstieg des Entgeltes

3. Zahl per Haftbefehl gesuchter Neonazis

4. Fahndungsausschreibungen im SIS II

5. Wachstum auf dem Postmarkt

6. Regelung zu Stiefkindadoption



1. Sozialleistungen nach Staatsangehörigkeit

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Juli 2019 waren im SGB II rund 5,5 Millionen
Regelleistungsberechtigte registriert, von denen rund 3,5 Millionen
eine deutsche und knapp zwei Millionen Menschen eine ausländische
Staatsangehörigkeit besaßen. Darunter waren 2,5 Millionen
erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) mit deutscher und 1,4
Millionen ELB mit ausländischer Staatsbürgerschaft. Rund 1,6 Millionen
Menschen waren nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte (NEF),
darunter rund 991.000 Deutsche und 564.000 Ausländer. Diese Zahlen
nennt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15445) auf eine Kleine
Anfrage (19/14496) der AfD-Fraktion.

 * 

2. Unterschiedlicher Anstieg des Entgeltes

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Nach Angaben der Beschäftigungsstatistik der
Bundesagentur für Arbeit hat sich das mittlere Bruttomonatsentgelt
(Median) von sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten mit
deutscher Staatsangehörigkeit von 2.906 Euro im Dezember 2012 auf
3.403 Euro im Dezember 2018 erhöht. Dies entspreche einem Anstieg von
17,1 Prozent, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16278)
auf eine Kleine Anfrage (19/15456) der AfD-Fraktion. Das Medianentgelt
von sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten mit
ausländischer Staatsangehörigkeit ist demnach im selben Zeitraum von
2.490 Euro auf 2.530 Euro um 1,6 Prozent angestiegen.

 * 

3. Zahl per Haftbefehl gesuchter Neonazis

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Entwicklung der Zahl per Haftbefehl gesuchter
Neonazis (Herbst 2019)" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/16226). Darin erkundigen sich die Abgeordneten
danach, gegen wie viele Neonazis zum Zeitpunkt der letzten Erfassung
wie viele nicht vollstreckte Haftbefehle vorlagen. Auch möchten sie
unter anderem wissen, gegen wie viele Personen Haftbefehle wegen eines
Delikts der politisch motivierten Kriminalität vorlagen.

 * 

4. Fahndungsausschreibungen im SIS II

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Ende 2019 im Schengener
Informationssystem (SIS II) zur Fahndung ausgeschriebenen Personen und
Sachen erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/16241). Auch will sie unter anderem wissen, aus welchen
Mitgliedstaaten wie viele dieser Einträge stammen.

 * 

5. Wachstum auf dem Postmarkt

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/FNO) Die deutschen Postmärkten haben im Jahr 2018 vor
allem dank der Kurier-, Express- und Paketdienste leicht steigende
Umsätze verzeichnet. Die Umsätze seien gegenüber dem Vorjahr um 400
Millionen Euro auf 27,3 Milliarden Euro gewachsen, heißt es in dem als
Unterrichtung (19/15852) vorgelegten "Tätigkeitsbericht der
Bundesnetzagentur - Post 2018/2019". Mit Blick auf den weiter
wachsenden Versandhandel geht die Bundesregierung von einer positiven
Entwicklung der Postmärkte auch im Jahr 2019 aus. Als Herausforderung
der nächsten Jahre sieht die Bundesregierung vor allem die spürbaren
Engpässe auf dem Arbeitsmarkt, die Innenstadtlogistik und
Umweltauflagen.

Der Umsatz mit Kurier-, Express- und Paketsendungen (KEP) stieg den
Angaben zufolge um etwa 6,4 Prozent. Für das Jahr 2020 werden
deutliche Mengenzuwächse vorhergesagt - im Tätigkeitsbericht wird auf
den genaueren Zuschnitt von Leistungen auf Kundenbedürfnisse
verwiesen, individuelle Modelle und kürzere Lieferzeiten.

Im Briefbereich sank der Umsatz um 4,7 Prozent, der Trend der letzten
Jahre habe sich 2018 beschleunigt. Die Sendungsmengen seien von 14,9
Milliarden Stück auf 14,2 Milliarden zurückgegangen, das entspricht
einem Minus von 4,8 Prozent. Die Deutsche Post Gruppe bleibt mit einem
Umsatzanteil von 85,4 Prozent das dominierende Unternehmen im
lizenzspflichtigen Briefmarkt. Sowohl die Post als auch ihre
Wettbewerber mussten Umsatzrückgänge hinnehmen.

Rückgänge verzeichneten auch die Tages- und Wochenzeitungen: Die Zahl
der Sendungen ist 2018 auf 1,7 Milliarden gesunken, ein Minus von 3,8
Prozent. Aufgrund der Entwicklungen der Vorjahre und der zunehmenden
Verdrängung von Printmedien werde auch weiterhin ein Rückgang
erwartet.

Der Unterrichtung beigefügt ist das 11. Sektorgutachten der
Monopolkommission mit dem Titel "Die Novelle des Postgesetzes: Neue
Chancen für den Wettbewerb". Darin werden die vom Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie am 1. August 2019 vorgestellten Eckpunkte
eines neuen Postgesetzes berücksichtigt. Die Kommission stellt fest,
dass sich kaum Wettbewerb auf dem Briefmarkt eingestellt habe, dieser
finde fast ausschließlich im Geschäftskundenmarkt statt. Die
Deutsche-Post-Gruppe dominiere vor allem wegen ihres flächendeckenden
Zustellnetzes den Markt. Auch im internationalen Postmarkt mangle es
an Wettbewerb, da die Strukturen und Regelungen auch dort veraltetet
seien. Die Reform des Postgesetzes müsse daher zügig vorangebracht
werden.

 * 

6. Regelung zu Stiefkindadoption

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Dezember
2019 beschlossen, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2
des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben. Das teilt die
Bundesregierung in einer Unterrichtung mit (19/16341). Dabei geht es
um den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 26. März 2019 (1 BvR 673/17 (BGBl. I S.
737)) zum Ausschluss der Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien
(19/15618).

Mit dem Gesetz soll die Stiefkindadoption durch eine Person zugelassen
werden, die mit dem Elternteil in einer verfestigten
Lebensgemeinschaft lebt. Eine solche liege in der Regel vor, heißt es
in dem Gesetz, wenn die Personen seit mindestens vier Jahren oder als
Eltern eines gemeinschaftlichen Kindes mit diesem eheähnlich
zusammenleben. Das Gericht hatte den vollständigen Ausschluss der
Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien für verfassungswidrig
erklärt und den Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 31. März 2020 eine
Neuregelung zu treffen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 38 - 9. Januar 2020 - 15.18 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/9347: Heute im Bundestag Nr. 037 - 09.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 37

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Do., 9. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.52 Uhr

1. Mehrfachidentitäten von Asylbewerbern

2. Hinweistelefon zu Rechtsextremismus

3. Online-Überwachung durch Frontex

4. Berechnungen zum Zuwanderungskorridor

5. Fall des von Italien inhaftierten K.R.



1. Mehrfachidentitäten von Asylbewerbern

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit "Mehrfachidentitäten von Asylbewerbern" befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16221). Darin
erkundigt sie sich danach, ob die Bundesregierung über eine
systematisch gepflegte Übersicht über die Fälle von
Mehrfachidentitäten verfügt, die seit 1990 in Deutschland festgestellt
worden sind. Auch will sie wissen, wie viele Fälle gegebenenfalls seit
1990 registriert wurden. Ferner fragt sie unter anderem, bei wie
vielen Personen mehr als einmal die Verwendung von Mehrfachidentitäten
festgestellt wurde.

 * 

2. Hinweistelefon zu Rechtsextremismus

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das "Hinweistelefon Rechtsextremismus/-terrorismus,
Reichsbürger und Selbstverwalter" thematisiert die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/16211). Wie die Fraktion darin ausführt, hat
das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) nach einer Pressemitteilung
vom Oktober 2019 ein solches "Hinweistelefon" eingerichtet. Wissen
wollen die Abgeordneten, wie viele Anrufe nach Kenntnis der
Bundesregierung über dieses Hinweistelefon bis zum Stichtag 1.
Dezember 2019 erfolgten. Auch erkundigen sie sich danach, in wie
vielen Fällen die Hinweise zu sachdienlichen Ergebnissen aus Sicht des
BfV führten. Ferner fragen sie unter anderem, an wen sich Bürger
wenden können, wenn sie von geplanten linksextremistisch motivierten
Straftaten erfahren.

 * 

3. Online-Überwachung durch Frontex

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ausforschung sozialer Netzwerke durch Frontex und
Europol zur Aufdeckung von ,Migrantenschmuggel'" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16244). Darin
schreibt die Fraktion, dass die Europäische Grenzagentur Frontex
Soziale Medien im Internet durchsuchen wolle, um Hinweise auf
irreguläre Migrationsbewegungen oder Fluchthelfer zu finden. Auch die
Europäische Polizeiagentur Europol solle verstärkt Onlineaktivitäten
zu "Migrantenschmuggel" beobachten.

Wissen wollen die Abgeordneten, was der Bundesregierung über Pläne der
EU-Kommission oder des Rates der Europäischen Union bekannt ist, "die
Online-Überwachung durch Frontex und Europol auszuweiten". Auch fragen
sie unter anderem, inwiefern die Überwachung Sozialer Medien im
Internet durch Frontex und Europol nach Kenntnis der Bundesregierung
auch Messengerdienste betreffe.

 * 

4. Berechnungen zum Zuwanderungskorridor

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Berechnung aktueller Zuwanderungszahlen im
Zusammenhang mit dem im Koalitionsvertrag vereinbarten
Zuwanderungskorridor von jährlich 180.000 bis 220.000 Menschen
erläutert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16279) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15744). Mit Stand vom 27.
Dezember hat danach die Zuwanderung nach Deutschland "im Sinne des
Koalitionsvertrages" für Januar bis November 2019 rund 97.200 Menschen
betragen, ohne die in der Bundesrepublik Geborenen im Alter von unter
einem Jahr. Einschließlich dieser Gruppe belaufe sich diese
Zuwanderung auf rund 126.700 Menschen.

Wie aus der Vorlage weiter hervorgeht, wurden der Berechnung des
Zuwanderungskorridors neben den Asylerstantragszahlen (jeweils
inklusive und exklusive in Deutschland Geborener unter einem Jahr) die
Zahl für Resettlement und humanitäre Aufnahmen und die Zahl für den
Familiennachzug nach Visaerteilung an Staatsangehörige der sieben
Hauptherkunftsländer zugrunde gelegt, ferner die Zahl der
Rückführungen inklusive Abschiebungen und Dublin-Überstellungen sowie
die Zahl der "Freiwilligen Rückkehrer".

"Der Ermittlung der Nettozuwanderung werden die Asylerstantragszahlen
sowie die Zahlen zu Resettlement und zu Humanitäre Aufnahmen und zum
Familiennachzug zu den sieben Haupt-Herkunftsländern zugrunde gelegt",
heißt es in der Antwort weiter. Darin enthalten seien auch die Zahlen
zum Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten. Dabei werde in
allen Fällen auf die Anzahl der erteilten Visa abgestellt.

Daneben wird den Angaben zufolge "die Zahl der in Deutschland
nachgeborenen Kindern im Alter unter einem Jahr bei den
Asylerstanträgen weiter erfasst, jedoch gesondert ausgewiesen". In
Abzug gebracht werden laut Vorlage die Rückführungszahlen sowie die
verfügbaren Zahlen zur freiwilligen Rückkehr für das vergangene Jahr.

 * 

5. Fall des von Italien inhaftierten K.R.

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um den Fall des von Italien inhaftierten K.R. geht
es in der Antwort der Bundesregierung (19/16257) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15709). Wie die Fraktion darin
schrieb, wurde K. R. im Oktober 2014 in Chile "wegen schwerer
Menschenrechtsverletzungen, Beteiligung an Entführung und mehrfachen
Mordes während der Militärdiktatur von Augusto Pinochet" rechtskräftig
zu zehn Jahren und einem Tag Haft verurteilt. "Der Haftstrafe soll
sich K. R., der sowohl die chilenische als auch die deutsche
Staatsbürgerschaft besitzt, jedoch kurz nach dem Urteil durch seine
Flucht mit Hilfe seines deutschen Passes in die Bundesrepublik
entzogen haben", heißt es in der Vorlage weiter. Bis zu seiner
Verhaftung im Juni 2019 im italienischen Parma solle er unbehelligt in
Köln gelebt haben. Bei einer Reise nach Italien sei er aufgrund eines
Interpol-Haftbefehls verhaftet worden.

Der Bundesregierung ist ihrer Antwort zufolge seit dem Jahr 2015 ein
Interpol-Fahndungsersuchen gegen K. R. bekannt. Die Fahndung sei in
Deutschland wegen der deutschen Staatsangehörigkeit des Verfolgten
nicht umgesetzt worden, "da eine Auslieferung von Personen mit
deutscher Staatsangehörigkeit im Hinblick auf Artikel 16 Absatz 2 des
Grundgesetzes nicht erfolgt".

Die Festnahme von K. R. in Italien ist der Bundesregierung laut
Vorlage seit dem 3. Juni 2019 bekannt. Wie aus der Antwort ferner
hervorgeht, hat Chile Deutschland nicht um eine Auslieferung von K. R.
ersucht. Auch hat Chile der Bundesregierung zufolge kein Ersuchen um
Übernahme der Strafvollstreckung gegen K. R. gerichtet. Ob ein
Ersuchen an Italien gerichtet wurde, sei ihr nicht bekannt.

 * 
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BUNDESTAG/9346: Heute im Bundestag Nr. 036 - 09.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 36

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Do., 9. Januar 2020, Redaktionsschluss: 14.20 Uhr

1. Zugang zu Teilhabeleistungen

2. Sozialleistungen in Deutschland

3. Ausgaben für Mehrbedarfe

4. Bandenmäßiger Leistungsmissbrauch

5. Minderjährige verheiratete Ausländer

6. Bildungsmaßnahmen in Jobcentern



1. Zugang zu Teilhabeleistungen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen keine repräsentativen
trägerübergreifenden Erkenntnisse über Probleme bei der
Inanspruchnahme von Teilhabeleistungen durch Menschen mit
Behinderungen vor. Das schreibt sie in ihrer Antwort (19/16281) auf
eine Kleine Anfrage (19/15766) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Aus
Sicht der Regierung seien die rechtlichen und tatsächlichen
Rahmenbedingungen für eine umfassende Beratung auf Augenhöhe durch die
Sozialleistungsträger gegeben, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

2. Sozialleistungen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Zahl der Leistungen und Maßnahmen in den
deutschen Sozialsystemen ist seit 2010 insgesamt gestiegen. Das geht
aus einer Übersicht hervor, die die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/16259) auf eine Kleine Anfrage (19/15742) der AfD-Fraktion
liefert.

 * 

3. Ausgaben für Mehrbedarfe

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit sind die
Zahlungsansprüche aller Regelleistungsberechtigten im SGB II für
Mehrbedarfe von rund 807 Millionen Euro im Jahr 2007 auf rund 850
Millionen Euro im Jahr 2018 gestiegen. Der durchschnittliche
Zahlungsanspruch für Mehrbedarfe sei von monatlich neun Euro im Jahr
2007 auf monatlich zwölf Euro im Jahr 2018 gestiegen, heißt es in der
Antwort (19/16072) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/15598) der AfD-Fraktion.

 * 

4. Bandenmäßiger Leistungsmissbrauch

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Von Oktober 2018 bis Oktober 2019 haben die
gemeinsamen Einrichtungen (gE) rund 121.000 Missbrauchsfälle von
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II (Zweites Buch
Sozialgesetzbuch) festgestellt. Das geht aus der Antwort (19/16066)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/15623) der
FDP-Fraktion hervor. Die Mehrzahl der Fälle (knapp 85.000) bezieht
sich dabei auf Verstöße gegen Anzeigen- und Mitwirkungspflichten,
gefolgt von Betrugstatbeständen (rund 31.000) und sonstigen
Straftatbeständen (rund 5.400). Aus der Antwort geht auch hervor, dass
es sich, nach Angaben der gE, in rund 1.200 Fällen um Betrug durch
bandenmäßigen Leistungsmissbrauch gehandelt hat. Durch diese sei von
Oktober 2018 bis Oktober 2019 ein finanzieller Schaden von rund 28
Millionen Euro entstanden, so die Regierung.

 * 

5. Minderjährige verheiratete Ausländer

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Laut Ausländerzentralregister haben zum Stichtag 31.
Oktober 2019 162 minderjährige Ausländer mit Familienstatus
"verheiratet" in Deutschland gewohnt. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/15722) auf eine Kleine Anfrage (19/15337) der
AfD-Fraktion. Die Regierung betont weiter, dass weder in der
Einbürgerungsstatistik des Statistischen Bundesamtes noch im Register
über die Entscheidungen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten des
Bundesverwaltungsamtes die Merkmale "Kinderehe" und "Mehrehe" geführt
würden.

 * 

6. Bildungsmaßnahmen in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse
darüber vor, dass in Jobcentern Druck auf Mitarbeiter ausgeübt wird,
um Hartz-IV-Bezieher in Bildungsmaßnahmen unterzubringen und dabei
eine bestimmte Quote zu erfüllen. Das betont sie in ihrer Antwort
(19/15448) auf eine Kleine Anfrage (19/14947) der AfD-Fraktion.

 * 
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BUNDESTAG/9345: Heute im Bundestag Nr. 035 - 09.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 35

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Do., 9. Januar 2020, Redaktionsschluss: 13.48 Uhr

1. Anhörung zu Gegenparteien

2. Reform der Unternehmensbesteuerung

3. Brandgefahr durch Elektrofahrzeuge

4. Grüne fragen nach Radwegen an Flüssen

5. Lärmminderung an Straßen thematisiert

6. FDP fragt nach Verbotszonen für Drohnen



1. Anhörung zu Gegenparteien

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Um den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf
eines Gesetzes zur Einführung von Sondervorschriften für die Sanierung
und Abwicklung von zentralen Gegenparteien und zur Anpassung des
Wertpapierhandelsgesetzes an die Unterrichtungs- und Nachweispflichten
nach den Artikeln 4a und 10 der Verordnung (EU) Nummer 848/2012
(19/15665) geht es in einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses am Mittwoch, dem 15. Januar, ab 14.00 Uhr im
Sitzungssaal E 400 des Paul-Löbe-Hauses. Mit dem Entwurf sollen
Risiken durch zentrale Gegenparteien (Central Counterparty - CCP), die
bei Transaktionen mit verschiedenen Finanzinstrumenten zwischen die
Vertragsparteien treten, in Zukunft besser abgedeckt werden. Zu diesen
Maßnahmen zählt unter anderem die Einrichtung eines Ausfallfonds.
Daneben soll jede zentrale Gegenpartei ausreichend vorfinanzierte
Eigenmittel bereithalten. Ziel müsse es sein, Maßnahmen festzulegen,
die die Finanzstabilität bewahren und gleichzeitig die Kosten eines
Ausfalls einer CCP für die Steuerzahler minimieren. Aufsichts- und
Abwicklungsbehörden müssten mit Befugnissen ausgestattet sein, die sie
in die Lage versetzen würden, auf eine mögliche Abwicklung einer CCP
und auf den koordinierten Umgang mit einer in Schieflage geratenen CCP
reagieren zu können, schreibt die Bundesregierung in dem
Gesetzentwurf.

Als Sachverständige sind geladen: Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Deutsche Börse AG, Deutsche
Bundesbank, Deutsche Kreditwirtschaft, EFET Deutschland - Verband
Deutscher Energiehändler, Single Resolution Board und Thomas Theobald,
Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung in der
Hans-Böckler-Stiftung.

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Reform der Unternehmensbesteuerung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Reform der Unternehmensbesteuerung
erkundigt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/16183). Die Bundesregierung wird gefragt, ob im
Bundesfinanzministerium ein Entwurf für ein
Unternehmensstärkungsgesetz erarbeitet wird. Außerdem soll sie
angeben, welche konkreten Inhalte daraus sich aktuell in der
Ressortabstimmung befinden.

 * 

3. Brandgefahr durch Elektrofahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Brände und Gefahren bei beschädigten E-Fahrzeugen"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/16187).
Darin schreiben die Abgeordneten, von Lithium-Ionen-Batterien gehe
eine besondere Brandgefahr aus, "da defekte oder beschädigte Batterien
das Risiko der Selbstentzündung bergen". Vor diesem Hintergrund wird
die Bundesregierung unter anderem gefragt, ob sie eine Anpassung des
Gefahrgutrechts hinsichtlich des Abtransports von E-Fahrzeugen plant.

 * 

4. Grüne fragen nach Radwegen an Flüssen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Radwegen an Bundeswasserstraßen erkundigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/16261). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welchen
Beitrag Radwege an Bundeswasserstraßen im Bundesgebiet nach Auffassung
der Bundesregierung beim Klimaschutz leisten können.

 * 

5. Lärmminderung an Straßen thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Lärmminderung an den Straßen Deutschlands" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16263). Darin wollen die Abgeordneten unter anderem wissen,
inwiefern die Bundesregierung das wachsende Bedürfnis der Menschen
nach Ruhe und die neuen Erkenntnisse der Lärmwirkungsforschung über
negative Auswirkungen von Lärm auf die menschliche Gesundheit zum
Anlass nimmt, eine entsprechende neue Gewichtung im einschlägigen
Gesetz- und Regelwerk vorzunehmen.

 * 

6. FDP fragt nach Verbotszonen für Drohnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Bis wann die Bundesregierung mit den Bundesländern
die Voraussetzungen für die Anwendung der neuen EU-Drohnenverordnungen
schaffen wird, möchte die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/16153) erfahren. Die Abgeordneten wollen außerdem wissen, wie die
Regierung die Ausweitung einer Flugverbotszone für Drohnen in
Flughafennähe und anderen kritischen Infrastrukturen bewertet und ob
die zuständigen Sicherheitsbehörden mit ausreichend Mitteln
ausgestattet sind, um Drohnen abzuwehren.

 * 
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BUNDESTAG/9344: Heute im Bundestag Nr. 034 - 09.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 34

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Do., 9. Januar 2020, Redaktionsschluss: 12.07 Uhr

1. Windkraftanlagen im Wald

2. 2018 kein Korruptionsverdacht im BMVI

3. Übertragung nationaler Kompetenzen

4. Rolle der Auslandschinesen

5. Umsetzung des Digitalpakts



1. Windkraftanlagen im Wald

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Von den rund 29.000 Windenergieanlagen in
Deutschland liegen knapp 2.000 in Waldgebieten. Das schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/15404) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/14675). Für Anlagen im Wald müssen vor Beginn der
Bauphase durchschnittlich 3.500 Quadratmeter gerodet werden, um
Kranplätze und Zufahrtswege zu schaffen. Nach dem Bau nicht mehr
benötigte Flächen werden aufgeforstet oder der natürlichen Sukzession
überlassen. Veränderungen auf das Mikroklima im Wald können vor allem
bei alten Baumbeständen "kleinflächig und lokal" vorkommen, heißt es
in der Antwort weiter. Die Fundamente der Anlagen benötigen im
Durchschnitt 380 Quadratmeter, der Turmfuß belegt etwa 30
Quadratmeter. Die Bundesregierung sieht nach Paragraph 35 Absatz 5
Satz 2 Baugesetzbuch auch bei Windkraftanlagen eine
Rückbauverpflichtung vorliegen. Demnach müsse auch die durch das
Fundament verursachte Bodenversiegelung rückgängig gemacht werden, die
Durchsetzung des Bauplanungsrechts liege allerdings bei den Ländern
und Gemeinden.

 * 

2. 2018 kein Korruptionsverdacht im BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2018 gab es im Bereich des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
keinen Korruptionsverdachtsfall. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/15702) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
mit dem Titel "Good Governance im Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur" (19/15329) hervor. Im Jahr 2004 lag die Anzahl
der von BMVI gemeldeten Korruptionsverdachtsfälle der Antwort zufolge
bei 15. Acht Verdachtsfälle betrafen seinerzeit das Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung.

In der Antwort heißt es weiter, die Vorgaben der Richtlinie der
Bundesregierung zur Korruptionsprävention (KP) in der Bundesverwaltung
vom 30. Juli 2004 würden im BMVI eingehalten. "Das BMVI hat ein
eigenes Programm zur Korruptionsprävention entworfen, das die 
KP-Richtlinie konkretisiert", schreibt die Regierung.

 * 

3. Übertragung nationaler Kompetenzen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für die Übertragung von nationalen Kompetenzen auf
mulilaterale Organisationen interessiert sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/16081). Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, in welchen multilateralen Organisationen die
Bundesregierung bis wann eine Mitgliedschaft oder einen
Beobachterstatus anstrebt.

 * 

4. Rolle der Auslandschinesen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Zahl und nach der Bedeutung der sogenannten
Auslandschinesen für die Volksrepublik China erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16092). Die Bundesregierung
soll unter anderem angeben, welche Rolle der "länderübergreifende
Zusammenhalt der Chinesen für die Art und Weise des chinesischen
Wirtschaftens" spielt.

 * 

5. Umsetzung des Digitalpakts

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/16159) thematisiert die
FDP-Fraktion die Umsetzung des Digitalpaktes, mit dem sich der Bund im
Mai 2019 verpflichtet hat, die Digitalisierung an den Schulen über
fünf Jahre mit insgesamt fünf Milliarden Euro zu fördern.

Die Abgeordneten fragen unter anderem, welche Länder bereits
Förderrichtlinien zur Umsetzung des Digitalpakts erlassen haben und ab
wann in diesen Ländern Anträge eingereicht werden konnten. Auch
möchten sie erfahren, wie hoch der Sockelbetrag ist, den die Länder
laut ihrer Förderrichtlinien jeder Schule zuweisen.

 * 
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BUNDESTAG/9343: Heute im Bundestag Nr. 033 - 09.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 33

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Do., 9. Januar 2020, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Kirchenzerstörungen in Syrien

2. Festnahmen in der Türkei nach Putsch

3. Türkische Angriffe in Syrien

4. Kooperationsanwalt in der Türkei

5. Rücktritt des bolivianischen Präsidenten

6. Informationskampagne über Deutschland

7. Verhandlungen von USA und Nordkorea



1. Kirchenzerstörungen in Syrien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Für die große Mehrzahl an Kirchenzerstörungen in
Syrien ist das syrische Regime verantwortlich. Das schreibt die
Bundesregierung unter Berufung auf die Organisation "Syrian Network
for Human Rights" in der Antwort (19/16014) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/15587) zur Situation der Christen in Syrien.
Zudem hätten auch Anhänger regimefeindlicher bewaffneter Gruppierungen
und des sogenannten Islamischen Staates (IS) gezielt Kirchen in Syrien
zerstört. "In Gebieten unter Regimekontrolle ist nach Ansicht der
Bundesregierung die Gefahr aufgrund seiner christlichen
Religionszugehörigkeit verfolgt zu werden, vergleichsweise geringer
als in Gebieten unter Kontrolle der VN-gelisteten Terrororganisation
Hayat Tahrir al Sham", heißt es in der Antwort weiter. Gleichwohl
biete das christliche Religionsbekenntnis auch in Regimegebieten
keinerlei Schutz vor willkürlicher Verhaftung oder sonstigen
Menschenrechtsverletzungen durch das Regime.

 * 

2. Festnahmen in der Türkei nach Putsch

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Auswertung türkischer Medienberichte hat es
seit dem 1. Juni 2018 mehr als 12.000 Festnahmen gegeben, die im
Zusammenhang mit dem Putschversuch in der Türkei vom Juli 2016 stehen
sollen. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/16067) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15211). Wie viele der
seit dem 1. Juni 2018 in Haft genommenen Personen sich aktuell noch in
Haft befinden, sei der Bundesregierung nicht bekannt. Die Auswertung
türkischer Medienberichte zeige, dass insgesamt rund 27.000 Personen
in Haft seien, die im Zusammenhang mit dem Putschversuch zwischen Juli
2016 und Juli 2019 festgenommen wurden.

 * 

3. Türkische Angriffe in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die türkischen Militärangriffe in Syrien
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19//16080). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, ob sie im
Vorfeld der Militäroffensiven "Schutzschild Euphrat", "Operation
Olivenzweig" und "Operation Friedensquelle" vom Nato-Partner Türkei
informiert worden ist und ob sie sich dafür eingesetzt hat, diese
Operationen "aufgrund der sicherheitspolitischen Implikationen und
aufgrund der Verletzung des Völkerrechts" in den Gremien der Vereinten
Nationen, des Europarates, der EU und der Nato zu thematisieren.

 * 

4. Kooperationsanwalt in der Türkei

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Umständen der Verhaftung des türkischen
Kooperationsanwalts des Auswärtigen Amtes in Ankara erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16076). Die
Bundesregierung soll unter anderem Angaben machen zu den dabei
beschlagnahmten Akten des Anwalts zu türkischen Staatsbürgern, die
Asyl in Deutschland beantragt haben.

 * 

5. Rücktritt des bolivianischen Präsidenten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den näheren Umständen des Rücktritts des
bolivianischen Präsidenten Evo Morales erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/15985). Die Bundesregierung soll
unter anderem mitteilen, ob sie die Machtübernahme durch die
Senatsvizepräsidentin Jeanine Áñez als verfassungsgemäß
einschätzt und ob sie die Politikerin als rechtmäßige
Interimspräsidentin Boliviens anerkennt.

 * 

6. Informationkampagne über Deutschland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion thematisiert erneut die
Informationskampagne "Rumors about Germany" des Auswärtigen Amtes. In
einer Kleinen Anfrage (19/15993) als Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf Drucksache 19/14709 erkundigen sich die
Abgeordneten unter anderem nach einer Evaluierung der Kampagne sowie
nach den Gründen für die unterschiedlich ausfallende Zahl an Zugriffen
auf die Internetseite in verschieden Ländern.

 * 

7. Verhandlungen von USA und Nordkorea

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Beziehungen zwischen Nord- und Südkorea
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/16031). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, welche
Maßnahmen sie seit der Berliner Rede des südkoreanischen Präsidenten
Moon Jae-in im Jahre 2017 ergriffen hat, um die Entspannung auf der
koreanischen Halbinsel zu unterstützen und welche Schlüsse sie aus den
letzten Atomverhandlungen auf Arbeitsebene zwischen Nordkorea und den
USA zieht.

 * 
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BUNDESTAG/9342: Heute im Bundestag Nr. 032 - 08.01.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 32

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 8. Januar 2020, Redaktionsschluss: 15.35 Uhr

1. Zahl der Abschiebungen

2. Frontex-Einsatz in Albanien

3. Somalische Staatsbürger in Deutschland

4. Hilfen für internationalen Waldschutz

5. Korruptionsbekämpfung in Partnerländern

6. DEG-Beteiligung an Abraaj-Gesellschaft



1. Zahl der Abschiebungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2018 ist es in Deutschland laut
Bundesregierung zu 23.617 Abschiebungen gekommen nach 23.966 im
Vorjahr und 25.375 im Jahr 2016. In den drei Jahren davor war die Zahl
der Abschiebungen ausweislich der Statistik der Bundespolizei von
10.198 im Jahr 2013 über 10.884 im Folgejahr auf 20.888 im Jahr 2015
gestiegen, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/16218) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/15673) weiter hervorgeht.

 * 

2. Frontex-Einsatz in Albanien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Frontex-Operation in Albanien ist Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/16206) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/15694). Danach sind die albanischen Behörden
für alle grenzpolizeilichen Aktivitäten innerhalb ihres Staatsgebietes
verantwortlich. Gemäß Einsatzplan koordiniert Frontex die Maßnahmen,
wie die Bundesregierung weiter ausführt.

Zur Frage der Anwendung hoheitlicher Befugnisse in Albanien durch
Beamte der Bundespolizei schreibt die Bundesregierung, dass solche
Befugnisse "gemäß Einsatzplan nur nach Weisung und grundsätzlich nur
in Anwesenheit eines albanischen Beamten oder sonstigen Fachkräften
der Republik Albanien" wahrgenommen würden. Statistische Daten hierzu
würden von der Bundespolizei oder Frontex nicht erfasst.

 * 

3. Somalische Staatsbürger in Deutschland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
somalische Staatsbürger mit welchem Aufenthaltsstatus in Deutschland
leben. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/16202)
danach, wie viele somalische Staatsbürger ausreisepflichtig sind.
Ferner fragt sie unter anderem, wie viele somalische Staatsbürger sich
nach Kenntnis der Bundesregierung in Abschiebehaft befinden und bei
wie vielen somalischen Staatsbürgern die Abschiebung vorbereitet wird.

 * 

4. Hilfen für internationalen Waldschutz

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Effizienz internationaler Waldhilfe ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/16268) der FDP-Fraktion. Unter anderem
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung erfahren, welche
internationalen Projekte oder Initiativen zum Erhalt, Schutz und zur
Aufforstung von Wäldern sie in den Jahren 2014 bis 2019 in welcher
Höhe gefördert hat. Weitere Fragen befassen sich mit dem Umstand, dass
verschiedene Bundesressorts sich im selben Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit engagieren, wobei "Überschneidungen in den
Zielen und Mitteln nicht auszuschließen" seien, wie die Fragesteller
betonen.

 * 

5. Korruptionsbekämpfung in Partnerländern

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Wie die Bundesregierung die Umsetzung des 2012
verabschiedeten Strategiepapiers "Antikorruption und Integrität in der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ)" einschätzt, möchte die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mittels einer Kleinen Anfrage
(19/16182) erfahren. Auch wollen die Abgeordneten wissen, in wie
vielen und in welchen Partnerländern der deutschen EZ sie die
Korruption in den vergangenen Jahren als besonders hoch eingestuft hat
und welche risikomindernden Maßnahmen sich aus dieser Einstufung für
sie ableiten.

 * 

6. DEG-Beteiligung an Abraaj-Gesellschaft

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der Zusammenbruch der Private-Equity-Gesellschaft
Abraaj und die Folgen für die Deutsche Investitions- und
Entwicklungsgesellschaft DEG steht im Zentrum einer Kleinen Anfrage
(19/16243) der Fraktion Die Linke. Konkret wollen die Abgeordneten von
der Bundesregierung erfahren, in welche Fonds, Holdings oder mögliche
andere Gesellschaftsformen der Abraaj-Gruppe die DEG beziehungsweise
andere Teile der KfW-Bankengruppe Ihrer Kenntnis nach seit 2009
investiert hat und wie hoch die Gewinne, Rendite beziehungsweise
Zinsrückflüsse aus diesen Beteiligungen war. Außerdem fragt die
Linksfraktion, seit wann die DEG über mögliche finanzielle
Unregelmäßigkeiten bei der Abraaj-Gruppe informiert war.

Die vom pakistanischen Geschäftsmann Arif Naqvi 2020 gegründete 2002
Private Equity Gesellschaft Abraaj war spezialisiert auf Firmenan- und
Wiederverkäufe in Entwicklungs- und Schwellenländern; die DEG war an
mehreren Fonds direkt oder indirekt beteiligt. Nachdem sich
herausgestellt hatte, dass die Gesellschaft hohe Summen der Investoren
veruntreut hatte, brach sie zusammen. Naqvi lebt heute nach der
Zahlung einer Kaution von 19 Millionen US-Dollar unter Hausarrest in
London.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1975: Regierungspressekonferenz vom 8. Januar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 8. Januar 2020

Regierungspressekonferenz vom 8. Januar 2020

Themen: Flugzeugabsturz bei Teheran, Gratulation der Bundeskanzlerin
an den österreichischen Bundeskanzler zu seiner Vereidigung und den
spanischen Ministerpräsidenten zu seiner Wahl, Kabinettssitzung (Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernisseen, Entwurf
des Migrationsberichtes 2018, iranischer Luftangriff auf Stützpunkte mit
US-Truppen im Irak, Teilrückzug der Bundeswehr aus Stützpunkten im Irak),
Verweigerung eines Visums für den iranischen Außenminister durch die USA,
Rolle des Luftwaffenstützpunkts Ramstein im internationalen US-Einsatz
unbemannter Luftfahrzeuge, Medienberichte über eine Einladung des
iranischen Außenministers nach Brüssel, Asylstatistik 2019,
Weltwirtschaftsforum in Davos, Libyen, Gesetzentwurf zur Stärkung der
Sicherheit im Pass- und Ausweiswesen, Verhandlung des
Bundesverfassungsgerichts über das BND-Gesetz, CSU-Vorschlag zur privaten
Altersvorsorge, Äußerung der CDU-Vorsitzenden zu einer Kabinettsumbildung,
Entwurf eines Gesetzes zur besseren Bekämpfung von Mietwucher, Entwurf
eines Gesetzes zur Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes von im
politischen Leben des Volkes stehenden Personen, Entwurf eines Berichts der
Bundesregierung über den konzeptionellen Stand und den Zeitplan zur
technischen Umsetzung eines "Artenschutzportals"


Sprecher: StS Seibert, Routsi (BMVg), Breul (AA), Buser (BMVI), Rock
(BMZ), Alter (BMI), Abt (BMBF), Kalwey (BMF), Wagner (BMWi), Haufe (BMU)



Vorsitzende Buschow eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Bevor wir zum Kabinett
kommen, möchte ich einige andere Punkte ansprechen.

Heute Morgen kam aus dem Iran die Nachricht, dass ganz in der Nähe von
Teheran ein Flugzeug einer ukrainischen Fluggesellschaft abgestürzt und
zerschellt ist. Niemand von den vermutlich 176 Menschen an Bord hat
überlebt.

Lassen Sie mich im Namen der Bundeskanzlerin und der ganzen Bundesregierung
unsere Bestürzung über diesen Absturz ausdrücken und unsere Trauer um die
Menschen, die dabei ihr Leben verloren haben. Unsere tiefe Anteilnahme gilt
den Familien der Opfer, die jetzt in vielen Ländern so verzweifelte und
schmerzvolle Stunden durchleben.

Es gibt zwei neue "alte" Regierungschefs in Europa, nämlich in Österreich
und Spanien. Ich möchte Ihnen gern kurz die Glückwünsche der
Bundeskanzlerin an beide vortragen.

Die Bundeskanzlerin gratuliert ihrem Amtskollegen Sebastian Kurz sehr
herzlich zu seiner erneuten Vereidigung als Bundeskanzler der Republik
Österreich. Deutschland und Österreich verbindet ja viel mehr als nur die
gemeinsame Sprache und die unmittelbare Nachbarschaft. Zwischen unseren
beiden Ländern gibt es einen kulturellen und einen gesellschaftlichen
Austausch, der so breit und so tief ist, wie mit sonst kaum einem anderen
Land. Das ist eine über Jahrhunderte gewachsene besondere Verbundenheit,
eine unschätzbare Grundlage, um die Herausforderungen unserer Zeit
gemeinsam anzugehen. In diesem Sinne freut sich die Bundeskanzlerin
weiterhin auf eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit
Bundeskanzler Kurz zum Wohl der Menschen in Österreich und Deutschland.

Der Blick nach Spanien: Auch dem spanischen Amtskollegen Pedro Sánchez
gratuliert die Bundeskanzlerin sehr herzlich zur erneuten Wahl zum
Ministerpräsident des Königreichs Spanien. Deutschland und Spanien können
auf eine lange und auf eine sehr vertrauensvolle Zusammenarbeit
zurückblicken. Das ist ein solides Fundament, um gemeinsam die vor uns
liegenden Aufgaben anzugehen. Deutschland und Spanien sind durch gemeinsame
Werte der Demokratie und des Rechtsstaats vereint. Wir sind verbunden im
Engagement für ein starkes Europa. Die Bundeskanzlerin sieht der weiteren
Zusammenarbeit mit Freude entgegen und wünscht Ministerpräsidenten Pedro
Sánchez eine glückliche Hand für seine Aufgaben und viel Erfolg.

Jetzt komme ich zu den Themen des Kabinetts, zunächst zur Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen. Dabei
geht es um die Nachtkennzeichnung, die roten Warnlichter an
Windenergieanlagen. Es gibt eine sogenannte bedarfsgesteuerte
Nachtkennzeichnung, die vorsieht, dass sich diese roten Warnlichter an den
Windenergieanlagen nur dann anschalten, wenn sich tatsächlich ein
Flugobjekt in gefährlichen Höhenbereichen nähert. So lassen sich die Zeiten
verringern, in denen diese Warnlichter blinken.

Nun schafft eine neue Allgemeine Verwaltungsvorschrift eine weitere
technische Lösung, die darin besteht, dass die Nachtkennzeichnung durch
Transpondersignale aktiviert wird, die von den Luftfahrzeugen ausgesendet
und von den Windenergieanlagen empfangen werden. Die Neufassung dieser
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift setzt außerdem neue Standards und
Empfehlungen der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation zur
Kennzeichnung von Windenergieanlagen um wie etwa eine deutliche Anhebung
der im Regelfall zulässigen Rotorblattlängen. Beide Maßnahmen werden einen
Beitrag zur Verkürzung der Genehmigungsverfahren leisten.

Dann komme ich zu einem sehr wichtigen gesellschaftlichen Thema, dem
Entwurf des Migrationsberichtes 2018, den die Bundesregierung beschlossen
hat. Die Bundesregierung hat diese Berichtspflicht gegenüber dem Deutschen
Bundestag. Das sind aktuelle, umfassende statistische Daten über Migration.
In diesem Fall sind sie von 2018, weil dazu wirklich alles schon vorliegt.
Das ist die Grundlage für die Entscheidungsfindung in Politik und
Verwaltung und für die Information der Öffentlichkeit.

Insgesamt kann man anmerken, dass sich die Migration nach Deutschland
wandelt. Die Zuwanderung von Schutz Suchenden ist zurückgegangen. Es kommen
mehr Menschen, um hier zu studieren und zu arbeiten. Insgesamt geht aus dem
Migrationsbericht hervor, dass wir die hohe Zuwanderung von Schutz
Suchenden 2015 und 2016 gut bewältigt haben. Seither ist diese Form der
Zuwanderung stark zurückgegangen. Die Zahl der Asylantragsteller fiel 2018
erstmals wieder unter das Niveau von 2014. Dies spiegelt den deutlichen
Rückgang der Fluchtmigration wieder. Im Jahre 2018 hat sich die Zahl der
erstmaligen Asylanträge erneut verringert, und zwar um 18,3 Prozent auf 162
000 Anträge. Nur zur Erinnerung: Die Zahl der erstmaligen Asylanträge war
zwischen 2008 und 2016 neun Jahre in Folge gestiegen.

Im Jahr 2018 sind mit 1,59 Millionen Menschen etwa gleich viele Menschen zu
uns gezogen wie im Vorjahr. Die Zahl der Fortzüge stieg leicht an. Es gab
einen Wanderungssaldo in Höhe von 0,4 Millionen. Es sind als 400 000
Menschen mehr nach Deutschland gezogen als aus Deutschland fortgezogen.

Alle weiteren Informationen erhalten Sie sicherlich gern vom BMI, das dem
Kabinett diesen Bericht vorgelegt hat.

Zum Schluss kann ich noch berichten, dass die Verteidigungsministerin, Frau
Kramp-Karrenbauer, und Staatsminister Annen für das Auswärtige Amt dem
Kabinett über die Ereignisse der Nacht berichtet haben, über den Teilabzug
der Bundeswehrkräfte, über die Informationen, die die Bundesregierung den
Obleuten des Deutschen Bundestages beziehungsweise der entsprechenden
Ausschüsse gegeben hat. Beide haben, wie gesagt, dem Kabinett ihre
Einschätzung der Lage vorgetragen.

Frage: Herr Seibert, Sie sagten, die Verteidigungsministerin und Herr Annen
hätten zum Teilabzug vorgetragen. Diese Frage geht gleich weiter an das
Verteidigungsministerium. Nach Aussagen der Ministerin im "Morgenmagazin"
werde er geprüft. Das, was Sie eben gesagt haben, klingt so, als sei er
schon beschlossen oder gar vollzogen.

StS Seibert: Nein. Dann sollten Sie auf jeden Fall die kundigen Worte der
Ministerin verwenden.

Zusatz: Aber Ihre kundigen Worte doch auch!

StS Seibert: Ja, aber ich habe das vielleicht zu salopp paraphrasiert. Da
würde ich der Kollegin - - -

Zusatzfrage: Gut. - Meine andere Frage - wer auch immer sie beantworten
kann - ist folgende: Es gab eine Warnung an die internationalen Truppen.
Das wurde inzwischen auch vonseiten des Iraks bestätigt.

In welcher Form ist die Bundeswehr und sind die deutschen Soldaten gewarnt
worden?

Routsi: Wenn ich darf, würde ich das zusammenfassen und einfach ein
aktuelles Lagebild zur Lage der Bundeswehr im Irak an Sie übermitteln, das
die Antwort auf diese Fragen, denke ich, einschließt und vielleicht die
eine oder andere Frage beantwortet, die noch im Raum stehen könnte.

Das Wichtigste ist, dass es den Frauen und Männern im Irak gut geht. Unsere
Soldatinnen und Soldaten sind wohlbehalten. Wir haben ja bereits darüber
informiert, dass die Anteile in Tadschi und in Bagdad herausverlegt wurden
in Richtung Jordaniens und Kuwaits. Dies geschah aufgrund der Weisung des
Kommandeurs der internationalen Koalition vor Ort und hat mitnichten - das
kam in den Medien ein bisschen schief rüber, wenn ich das so sagen darf -
etwas mit dem Beschluss des Parlamentes zu tun. Wir sind dem jetzt national
nachgekommen und haben die Leute ausgeflogen. Sie sind jetzt, so möchte ich
einmal sagen, griffbereit, falls es dazu kommen sollte, dass wir die
Ausbildung wieder aufnehmen.

Wir sind derzeit auch in der Prüfung eines möglichen Teilrückzugs aus
Erbil. Dort befinden sich ja weiterhin noch Soldaten im Land. Ich denke,
Sie haben Verständnis dafür, dass ich hier keine weiteren Details dazu
kommentieren will. Vielleicht aber so viel: In Erbil befinden sich ungefähr
50 Prozent des Personals, das ausbildet. Im Moment finden keine
Ausbildungsgänge statt. Der Rest der Soldatinnen und Soldaten kümmert sich
im Camp Stephan, für das Deutschland eine sogenannte "framework nation"
ist, um die Aufrechterhaltung des Lagers. Wir haben dort auch die
slowenischen Kameradinnen und Kameraden vor Ort, die uns angehängt sind.

Das ist der Kern der Überlegungen. Wir werden, sobald wir dabei
vorangekommen sind, in bewährter Weise zunächst das Parlament und im
Anschluss daran die Öffentlichkeit informieren.

Die Verteidigungsministerin war gestern in Seeon und hat sich eingelassen,
auch heute Morgen im "Morgenmagazin". Sie hat bekräftigt, dass die Lage im
Irak natürlich besorgniserregend ist und dass die Lage auch beruhigt werden
muss. Sie hat auch bekräftigt, dass aus ihrer Sicht der Kampf gegen den IS
weiter fortgesetzt werden müsse. Deutschland war in der Vergangenheit ein
verlässlicher Partner. Wir bieten nach wie vor unsere Hilfe an, wenn die
irakische Regierung es möchte und die Lage es zulässt.

Zum Thema der Warnung hatten wir eine gleichlautende Anfrage an unser Haus.
Ich meine, wir hätten sie beantwortet. Ich wiederhole es an dieser Stelle
dennoch gern. Wir haben eine Warnung bekommen. Auf die Art und Weise, wie
wir gewarnt wurden, werde ich jetzt nicht eingehen - ich denke, dass kann
man sich auch erklären -; denn ansonsten würden diese Warnwege unter
Umständen obsolet. Von daher bitte ich um Verständnis dafür, dass ich zu
operativen Details - und darum handelt es sich hier - keine Stellung nehmen
werde.

Zusatzfrage: Ich muss trotzdem noch einmal nachfragen und Ihnen
widersprechen. Wenn Sie sagen "aus Gründen der operativen Sicherheit keine
Angabe zu der Warnung", dann muss ich daraus schließen, dass Sie keine
Warnung aus dem Iran erhalten haben. Denn das wäre ja kein Grund, um aus
Gründen der operativen Sicherheit dazu nichts zu sagen. Verstehe ich das
richtig? Gab es keine Warnung aus dem Iran für Sie?

Routsi: Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass wir eine Warnung erhalten
haben. Von wem und über welche Kanäle, das werde ich hier nicht diskutieren
und auch nicht kommentieren.

Vielleicht noch einen abschließenden Satz: Die Lage im Irak bleibt volatil.
Die Bundeswehr ist dort extrem wach. Wir sind mit unseren Verbündeten in
ständigen Gesprächen. Vor allem werden wir auch unsere Verantwortung
unseren Frauen und Männern gegenüber wahrnehmen. Sie haben gesehen, wie
schnell es gehen kann, dass wir Leute zurückverlegen. Aber nach wie vor
stehen wir als Partner zur Verfügung, wenn die Lage es zulässt.

Frage: Sind der Abzug und die Verlegung der deutschen Truppen tatsächlich
nicht auf eine Entscheidung der Bundesregierung hin passiert, sondern auf
Anweisung der Kommandantur der Anti-IS-Koalition?

Routsi: Das habe ich gerade zu erklären versucht. Vor einigen Tagen gab es
eine Anweisung des Commanders Operation "Inherent Resolve". Diese Anweisung
wird dann national umgesetzt. Das haben auch andere Nationen umgesetzt. Wir
haben unsere Kräfte aus Tadschi und Bagdad abgezogen.

Zusatzfrage: Warum kommuniziert die Bundesregierung es bisher nicht so
klar, dass das tatsächlich auf Anweisung entschieden wurde?

Routsi: Ich wüsste nicht, dass wir das nicht klar kommunizierten. Wir haben
das Parlament entsprechend unterrichtet. Das tun wir auch nach wie vor.

Frage: Frau Routsi, Sie hatten eben erwähnt, dass jetzt auch darüber
nachgedacht werde, noch weitere deutsche Soldaten aus Erbil abzuziehen.
Wird überlegt, das gesamte deutsche Kontingent abzuziehen, oder auch wieder
nur teilweise?

Würde das auch wiederum auf Weisung der Institution geschehen, die Sie eben
genannt haben, oder kommt das von der deutschen Seite, die einfach Angst um
die Sicherheit der Soldaten dort hat?

Routsi: Vielleicht ist es hilfreich, wenn ich noch einmal kurz auf die
Anweisung des Commanders Operation "Inherent Resolve" - diesen Begriff
suchten Sie eben - eingehe. Es wurde sinngemäß übermittelt,
missionsunkritisches Personal aufgrund der Sicherheitslage, wo möglich, zu
verlegen. Dem sind wir nachgekommen.

Die Frage zu den anderen Anteilen, nach denen Sie gefragt haben, hatte ich
eigentlich schon beantwortet. Das tue ich aber gern noch einmal. Zum einen
sind es Prüfungen. Von daher werde ich Ihnen jetzt nichts bestätigen. Aber
es gibt dort Anteile, die ausbilden - im Moment findet keine Ausbildung
statt -, und andere Anteile, auf die sich auch andere Nationen - Stichwort
Slowenien - abstützen. Dort ist die Situation eine andere, als sie es in
Tadschi oder in Bagdad war. In Tadschi waren wir beispielsweise an eine
andere Nation angelehnt, insbesondere an die USA. Das ist in Erbil anders.
Entsprechend werden die Prüfungen passieren.

Man darf aus meiner Sicht auch einfach nicht vergessen, dass insgesamt eine
sehr schnelle Lageveränderung während der vergangenen Stunden eingetreten
ist. Sie können sich darauf verlassen, dass wir das Parlament und im
Anschluss daran auch die Öffentlichkeit schnellstmöglich informieren.

Zusatzfrage: Meinen Sie mit der schnellen Lageveränderung, die Sie zuletzt
ansprachen, einfach auch die Angriffe, die es auf die US-Basen in Erbil
gegeben hat? Ist das auch ein Hintergrund, vor dem man jetzt überlegt, auch
aus Erbil deutsche Soldaten abzuziehen?

Routsi: Es ist die generelle Bedrohungslage. Sie steht ja nicht erst seit
gestern oder vorgestern im Raum, sondern - das hat auch der
Generalinspekteur gestern Abend noch einmal bekräftigt und im "heute
journal" kundgetan - schon seit Dezember gibt es ein vermehrtes Aufkommen
an Anschlägen. Das resultiert am Ende daraus. Das werden wir gemeinsam mit
unsere Verbündeten bewerten, und daraus werden wir unsere Schlüsse ziehen.

Breul: Ich möchte vielleicht noch einen Satz dazu sagen. Jeder von uns hat
hier ja sein eigenes Fachvokabular, und ich habe ein bisschen das Gefühl,
dass wir damit manchmal unterschiedliche Dinge meinen, wodurch dann
Missverständnisse auch in der Berichterstattung entstehen.

Wir reden im Moment nicht über eine politische Entscheidung nach dem Motto:
"Deutschland zieht seine Unterstützung für den Irak zurück", sondern wir
reden über operative Maßnahmen zum Schutz der Soldaten in engster
Abstimmung mit unseren Verbündeten. Die Gespräche mit dem Ziel einer
Entscheidung über die Zukunft unserer Mission und darüber, wie unsere
weitere Unterstützung für den Irak und wie die Zusammenarbeit mit dem Irak
in Zukunft aussehen wird, beginnen jetzt erst. Wir führen sie mit der
Regierung. Da gibt es keine Ergebnisse. Was wir im Moment sehen, das
operative Geschäft, ist - ich wiederhole es - keine politische Vorwegnahme
der zukünftigen Zusammenarbeit mit dem Irak.

Frage: Im Zusammenhang mit dem Flugzeugabsturz wüsste ich gern von Herrn
Seibert oder vom BMVI, ob es denn Pläne der Bundesregierung gibt, deutschen
Fluggesellschaften den Überflug über das betreffende Gebiet Iran/Irak zu
untersagen.

Buser: Dazu kann ich gern beginnen. Vielleicht erst einmal generell: Die
Sicherheit in der zivilen Luftfahrt hat für uns die allerhöchste Priorität.
Wir beobachten die Sicherheitslage intensiv und stehen auch mit dem
Auswärtigen Amt in engem Austausch. Wir informieren auch (akustisch
unverständlich) generell zum Vorgehen. Grundsätzlich steht den Staaten der
Internationalen Zivilluftfahrtorganisation ICAO das Instrument der
sogenannten NOTAM, Notice to Airmen, zur Verfügung. Das sind Anordnungen
und Informationen über temporäre oder auch permanente Änderungen der
Aeronautical Information Publication, die für einen geordneten, sicheren
und flüssigen Luftverkehr wichtig sind. Diese werden von der Deutschen
Flugsicherung auch veröffentlicht. Das nationale NOTAM-Office der DFS
stellt den Nutzern diese aeronautischen Daten zur Verfügung, also den
Fluggesellschaften und Piloten.

Gegenwärtig liegt für die Fluginformationsregion Bagdad, also Irak, eine
Empfehlung per NOTAM vom 6. Januar, die im Rahmen des Monitorings durch das
Luftfahrt-Bundesamt auf die näher bestimmten Gefahrengebiete hinweist, auch
schon vor. Das Luftfahrt-Bundesamt nimmt derzeit auch eine umfassende
Bewertung der Lage vor.

Für die Fluginformationsregionen Bagdad und Teheran hat das
Luftfahrt-Bundesamt heute auch eine Information an Luftfahrtunternehmen,
ein sogenanntes Information Sharing Document versandt. In diesem Dokument
heißt es auch, dass das Luftfahrtbundesamt derzeit eine umfassende
Bewertung der Lage vornehme. Als Ergebnis davon wird entweder das
bestehende NOTAM angepasst werden oder ein weiteres Information Sharing
Document veröffentlicht werden.

(Zuruf: Alles klar!)

Zusatzfrage: Wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann kann man also
zusammenfassend sagen: Darüber wird noch beraten. - Richtig?

Buser: Genau. Man muss es sich ja anschauen. Die Airlines sind immer sehr
eng mit eingebunden. Die Deutsche Lufthansa hat ja von sich aus
bekanntgegeben, dass sie das im Blick hat und Verbindungen da momentan
nicht führt.

Für uns kann man nur sagen: Wir beobachten das Ganze natürlich auch, stehen
natürlich auch mit dem Auswärtigen Amt in Verbindung und geben natürlich
auch Sicherheitsempfehlungen dazu vor.

Zusatzfrage: Könnten Sie es nachreichen, wenn eine Entscheidung gefallen
ist?

Buser: Ja, das kann ich gern tun.

Frage: Der UN-Sicherheitsrat hat dem Außenminister des Irans die Einreise
verweigert. Wie beurteilt die Bundesregierung, die ja doch erklärterweise
alle Seiten gern wieder an den Tisch bekommen will, dieses Vorgehen im
Konkreten und auch allgemein vor dem Hintergrund, dass die Wirtsländer den
UN-Nationen ja freie Einreise genehmigen müssen. Die Frage geht an Herrn
Seibert.

Breul: Dazu kann ich gern etwas sagen. Ich meine, in Ihrer Frage hatten Sie
sich versprochen. Es war nicht der UN-Sicherheitsrat, sondern nach Angaben
des iranischen Außenministers haben die US-Behörden ihm bisher das
notwendige Einreisevisum verweigert.

Für uns ist klar: Gerade in Zeiten erhöhter internationaler Spannung müssen
die Vereinten Nationen als Ort für Gespräche und Verhandlungen für alle
Mitgliedsstaaten zugänglich sein. Das gehört zu den grundlegenden
Funktionsprinzipien der VN, für deren Wahrung wir uns gemeinsam mit unseren
EU-Partnern einsetzen.

Fragen der Visumserteilung für den Zugang zum UN-Sitz New York sind in dem
Sitzstaatabkommen von 1947 zwischen den Vereinten Nationen und den
Vereinigten Staaten geregelt. Das Sitzstaatabkommen legt den ungehinderten
Zugang zum VN-Hauptquartier in New York für ausländische
Regierungsangehörige fest. Das gilt - so ist es im Sitzstaatabkommen
ausdrücklich geregelt - unabhängig von den jeweiligen bilateralen
Beziehungen.

Fragen der Umsetzung dieses Abkommens werden in einem entsprechenden
zuständigen Gremium der VN-Generalversammlung, dem Host Country Committee,
besprochen. Wir sind derzeit nicht in diesem Ausschuss vertreten, aber
einige unserer EU-Partner sind dort vertreten. Grundsätzlich ist die
Durchsetzung des Abkommens eine Aufgabe für den VN-Generalsekretär. Er
trägt diese Angelegenheiten dem Sitzstaatausschuss vor, und der wiederum
berichtet an die VN-Generalversammlung.

Ich hole ein bisschen aus, um Ihnen das Prozedere darum herum zu erklären.
Die VN sind da jetzt also diejenigen, die diese Sache weiter aufzunehmen
haben. Unsere Position habe ich vorhin erläutert.

Zusatzfrage: Haben Sie denn mit Ihrem Vertreter im Sicherheitsrat
irgendetwas in der UN unternommen, sei es, dass Sie über europäische
Vertreter versuchen, den Ausschuss damit zu befassen, sei es, dass Sie
gegenüber den USA über dieses Vorgehen protestieren, sei es, dass Sie den
Generalsekretär bitten, für Klarstellung oder Klarheit zu sorgen? Oder
nehmen Sie das als Bundesregierung hin?

Breul: Nein. Ich habe gerade versucht, das zu sagen: Es ist jetzt zunächst
einmal Aufgabe für den VN-Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass das
Sitzstaatabkommen umgesetzt wird, und das wird er auch tun; das hat er in
der Vergangenheit auch immer getan. Er wird das jetzt also aufnehmen. Sie
müssten natürlich bei der UN nachfragen, wenn Sie wissen wollen, wie genau
und wann genau er das tun wird. Jedenfalls ist unsere Auffassung: Das ist
jetzt seine Aufgabe, und wir sind uns sicher, er wird das auch tun.

Wir haben bisher keine Kenntnis darüber, dass eine Sondersitzung des
Sitzstaatausschusses beantragt worden wäre. Die nächste reguläre Sitzung
findet am 17. Januar, also in der nächsten Woche, statt.

Frage: Herr Seibert, hat die Kanzlerin in den letzten Tagen mit Herrn Trump
telefoniert beziehungsweise sich um ein Telefonat bemüht, um deeskalierend
bei amerikanischer Seite zu wirken?

StS Seibert: Die Kanzlerin hat gestern Abend mit dem amerikanischen
Präsidenten telefoniert, worüber wir auch eine Pressemitteilung gemacht
haben.

Zusatzfrage: Das habe ich nicht gesehen. - Herr Breul, könnten Sie uns zu
Ramstein noch einmal erklären, wie die Bundesregierung konkret am Fall
Soleimani die Völkerrechtsproblematik überprüft, wenn US-Drohnen via
Ramstein den Menschen dort ermordet haben?

Breul: Das kann ich gerne - heute habe ich für Sie den Drohnenzettel dabei.
Ich glaube, die größten Teile davon kennen Sie, da sich an unserer Position
da auch nichts geändert hat.

Wir sind in einem regelmäßigen vertrauensvollen Austausch zur Rolle des
Luftwaffenstützpunkts Ramstein im internationalen US-Einsatz unbemannter
Luftfahrzeuge. Ich erwähnte es bereits am Montag: Die USA sind
verpflichtet, auf ihren Stützpunkten in Deutschland deutsches Recht und
Völkerrecht einzuhalten, und sie haben dies auch wiederholt zugesichert.
Die US-Regierung versichert weiterhin, dass unbemannte Flugzeuge von
Ramstein aus weder gestartet noch gesteuert werden.

Frage: Herr Breul, es gibt Medienberichte darüber, dass für das Treffen am
Freitag der iranische Außenminister Mohammed Dschawad Sarif nach Brüssel
eingeladen worden sei. Bestätigen Sie diese Einladung?

Breul: Darüber ist mir nichts bekannt. Wie Sie wissen, werden die Sitzungen
der EU-Außenminister vom Hohen Vertreter, Herrn Borrell, geleitet. Ich
würde Sie daher bitten, die Frage an ihn zu richten. Ich habe darüber aber
keine Informationen, nein.

Frage: Noch einmal zu Ihren Ausführungen zu Erbil: Sie hatten anfangs in
Ihrem Statement gesagt, derzeit werde ein Teilabzug geprüft. Kann ich
daraus schließen, dass ein Komplettabzug gar nicht geprüft wird?

Routsi: Das können Sie daraus nicht schließen, weil wir nicht vorhersehen
können, wie sich die Lage entwickelt. Sie können meine Worte so
stehenlassen, wie sie stehen, nämlich dass der Teilabzug geprüft wird.

Zusatzfrage: Das heißt, eigentlich wird ein Teil- oder Komplettabzug
geprüft?

Routsi: Im Moment ist es so, dass ein Teilabzug geprüft wird.

Frage: An das Auswärtige Amt, das BMZ oder wen auch immer: Gibt es einen
Überblick über die zivilen Mitarbeiter im Irak, insbesondere vielleicht
auch in der Kurdenregion - über die Mitarbeiter von NGOs, GOs und
ähnlichem, also allem, was unter "nichtmilitärische Unterstützung" fällt?
Was ist die Planung oder Prüfung für diese Personen, auch vor dem
Hintergrund, dass Sie ja heute die Reisewarnung für den Irak verändert
haben?

Breul: Ich kann Sie darüber informieren, dass sich nach unserem
Kenntnisstand bis zu 430 Deutsche im Irak aufhalten. Davon entfallen ca.
180 in die Region Bagdad und 250 in den Geschäftsbezirk unseres
Generalkonsulats in Erbil. Ich möchte einschränkend hinzufügen, dass das
die in der Krisenliste registrierten Personen sind. Wir können nicht
verlässlich sagen, ob die sich alle im Irak befinden, und können auch nicht
ausschließen, dass sich einzelne Deutsche ohne Registrierung in der
Krisenvorsorgeliste im Irak aufhalten. Zu diesen Personen stehen wir im
laufenden Kontakt. Es handelt sich dabei - es sei denn, es entzieht sich
unserer Kenntnis - nicht um touristischen Reiseverkehr, sondern um Leute,
die sich entweder für die Privatwirtschaft oder für den öffentlichen Dienst
im weitesten Sinne mit Mittlern im Irak aufhalten. Zu diesem Personenkreis
pflegen wir, wie gesagt, einen laufenden Kontakt, und wir planen, wie wir
mit dieser Krisensituation umgehen können.

Zusatz: Herr Breul, jetzt haben Sie die Frage der vergangenen Woche
beantwortet, ich habe aber heute eine neue Frage gestellt, nämlich die
Frage nach Deutschen, die zivil - für NGOs, GOs oder vielleicht auch im
Auftrag von Institutionen der Bundesrepublik Deutschland - dort tätig sind.

Breul: Genau. Das ist die Zahl, die ich Ihnen gerade genannt habe.

Zusatz: Aber Sie haben doch gerade gesagt, das seien auch Geschäftsleute
oder so?

Breul: Genau.

Zusatz: Ich wusste nicht, dass Geschäftsleute im Auftrag der Bundesrepublik
Deutschland tätig sind. Das war jetzt ja Ihre Aussage.

Breul: Nein, dann habe ich Ihre Frage missverstanden. Sie möchten gerne
wissen, wie viele von den 430 im staatlichen Auftrag im Lande sind?

Zusatz: Ich möchte gerne wissen: Was machen Sie, die BMZ oder andere mit
den Leuten, die Sie dahin geschickt haben und für die Sie eine
Fürsorgeverpflichtung haben?

Breul: Grundsätzlich gilt für die Bundesregierung, dass sie eine
Fürsorgepflicht für alle Deutschen hat. In so einer Kriseninformation
informieren wir alle Deutschen, die sich dort im Land aufhalten, darüber,
wie es aussieht und was wir von der Sicherheitslage halten. Von daher
möchte ich da nicht so differenzieren, wie Sie das tun.

Ich kann versuchen, Ihnen die Zahl nachzureichen, wie viele von den 430 im
öffentlichen Auftrag im Land sind. Es gibt eine niedrige zweistellige Zahl
von NGOs. Wie ich hier gerade schon gesagt habe: Wenn ich weitere Zahlen
bekomme, dann reiche ich die Ihnen gerne nach.

Zusatz: Entschuldigung, aber meine Frage war eine andere.

Vorsitzende Buschow: Ja, aber wollen wir vielleicht dem BMZ erst einmal die
Chance geben, zu ergänzen? Vielleicht weiß das BMZ ja etwas - es hat sich
nämlich umgesetzt.

Rock: Ich kann das vielleicht noch ein bisschen spezifizieren oder
ergänzen. Über die deutsche Entwicklungszusammenarbeit halten sich aktuell
knapp 30 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit deutscher Staatsangehörigkeit
im Irak auf. Diese befinden sich in der Region Kurdistan. Die
Sicherheitslage und die Voraussetzungen für den Aufenthalt der Kolleginnen
und Kollegen dort werden natürlich laufend überprüft und angepasst.

Zusatzfrage: An das Verkehrsministerium: Es gab nach dem Flugzeugunglück
erste Meldungen aus dem Iran, dass der Iran nicht bereit sei, mit den
US-Behörden, die als Vertreter des Herstellerlandes zuständig sind,
zusammenzuarbeiten. Gibt es eventuell Fragen an europäische Behörden?
Insbesondere wäre die Frage an Sie, ob man beziehungsweise ob die BFU in
diesem Fall tätig wird.

Buser: Das BFU ist bislang nicht involviert und auch nicht kontaktiert
worden.

Zusatzfrage: Auch nicht angefragt?

Buser: Genau.

Frage: Vermutlich an das Auswärtige Amt: Der iranische Raketenangriff auf
Erbil wurde vonseiten der iranischen Regierung als die angemessene und dann
auch abgeschlossene Reaktion auf die Drohnentötung bezeichnet. In den USA
wird das zum Teil als eine lediglich gesichtswahrende Antwort angesehen,
die von daher Chance zur Deeskalation bietet. Teilt die Bundesregierung
diese Auffassung, dass es sich um eine eher gesichtswahrende Aktion
handelte, bei der offenbar niemand getötet wurde, und dass darin eine
Chance für Deeskalation oder für die Verhinderung weiterer Eskalation
liegt?

StS Seibert: Wenn ich dazu auch etwas sagen darf: Ich will mich diesen
Interpretationen jetzt nicht anschließen, aber ich will für die
Bundesregierung sagen - was auch die Verteidigungsministerin und auch der
Außenminister heute schon klar gesagt haben -, dass wir diese
Raketenangriffe auf US-Stützpunkte im Irak auf das Schärfste verurteilen
und hier in engster Bündnissolidarität mit unseren Verbündeten stehen.
Gleichzeitig nehmen wir zur Kenntnis, dass es bisher keine Meldungen über
Todesopfer gibt. Wir können ja auch glücklicherweise bestätigen, dass keine
Bundeswehrangehörigen bei dem Angriff bei Erbil verletzt wurden.

Jetzt kommt es darauf an, dass sich alle beteiligten Parteien in
Zurückhaltung üben und dass man umschaltet aus der Logik der Eskalation in
eine Logik des Dialogs, der Gespräche.

Zusatzfrage: Möchte Herr Breul dazu noch etwas sagen?

Breul: Ich schließe mich dem vollumfänglich an. Der Außenminister hat sich
heute Morgen auch geäußert. Das Gebot der Stunde ist die Deeskalation. Ob
ein Angriff auf irakische Militärstützpunkte, wo sich auch
Koalitionspartner aufhalten, so etwas ist, überlasse ich der freien
Interpretation.

Zusatzfrage: War die Linie, die Sie eben skizziert haben, Herr Seibert,
auch Inhalt oder Tenor des Gespräches der Kanzlerin mit dem US-Präsidenten,
von dem ja am amerikanischen Vormittag eine Erklärung erwartet wird?

StS Seibert: Zunächst einmal hat die Kanzlerin mit dem amerikanischen
Präsidenten gestern Abend telefoniert; das heißt, das war vor den
Raketenangriffen, die vom Iran ausgingen. Wir haben eine kurze
Pressemitteilung gemacht und haben darüber informiert, dass die angespannte
Lage im Hinblick auf Iran und Irak natürlich ein Schwerpunkt dieses
Gesprächs war, dass das Gespräch sich aber auch um die aktuelle Situation
in Libyen und die politischen Bemühungen, den dortigen Konflikt zu lösen,
gedreht hat. Mehr möchte ich Ihnen jetzt zu diesem Telefonat nicht sagen.

Ich würde gerne eines noch hinzufügen: Die Bundesregierung verurteilt auch
die jüngsten und aus unserer Sicht völlig inakzeptablen Äußerungen
beziehungsweise Drohungen des Iran mit Blick auf die Vernichtung des
Staates Israel.

Frage: Herr Seibert, Sie kündigen Reisen oder Treffen ja immer erst
freitags an, ich möchte aber trotzdem fragen: Ist ausgeschlossen, dass die
Kanzlerin nach dem Besuch in Moskau am Samstag eventuell doch ein Treffen
mit amerikanischer Seite, mit Herrn Trump plant, oder könnte es vielleicht
auch ein Treffen von Herrn Maas - das ginge ans Außenministerium - mit
Herrn Pompeo geben? Wenn man sich an die Friedensinitiative der Kanzlerin
im Ukraine-Konflikt erinnert: Da hat sie ja eine Tour durch die halbe Welt
gemacht, um das zu befrieden. Ist ausgeschlossen, dass das zeitnah auch mit
der amerikanischen Seite passiert?

Dann habe ich noch eine zweite Frage zu dem Flugzeugabsturz: Haben Sie von
unabhängiger Seite Informationen darüber, dass auszuschließen ist, dass
dieses Flugzeug infolge des Raketenbeschusses abgestürzt ist?

StS Seibert: Dann fange ich einmal mit der zweiten Frage an: Die
Bundesregierung hat aktuell keine eigenen Erkenntnisse über die
Absturzursache, und Spekulationen verbieten sich in so einer Situation. Wir
schließen uns der Aufforderung des ukrainischen Präsidenten Selensky an,
zunächst einmal eine genaue Untersuchung durch die iranischen Stellen
abzuwarten; denn wir gehen davon aus, dass auch der Iran größtes Interesse
daran hat, die Ursache dieses Absturzes so rasch wie möglich vollumfänglich
zu ermitteln.

Zu Ihrer ersten Frage: Ich möchte bei der sehr sinnvollen Übung bleiben,
dass wir am Freitag die Termine ankündigen, aber ich kann Ihnen schon jetzt
sagen, dass ich für Ihnen den Tag nach dem Treffen in Russland mit dem
russischen Präsidenten heute hier nichts anzukündigen habe.

Zusatzfrage: Ich meine auch gar nicht direkt am Sonntag, aber vielleicht
zeitnah?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat gestern mit dem amerikanischen
Präsidenten telefoniert. Auch der Außenminister, auch die
Verteidigungsministerin sind mit ihren Amtskollegen in engem und stetigem
Kontakt. Ansonsten bleibt es dabei: Termine werden dann bekanntgegeben,
wenn sie bekanntgegeben werden können.

Zusatzfrage: Würde die Bundesregierung es denn für sinnvoll und notwendig
erachten, dass es nach einem Kontakt mit der russischen Seite über diese
Krisenlage auch einen Kontakt auf derart hoher Ebene mit der amerikanischen
Seite, mit dem Verbündeten gäbe?

Außerdem stellt sich noch die Frage nach dem Bündnisfall, was jetzt ja
immer wieder ein Thema war: Sollten die Amerikaner, falls es zu einer
Eskalation käme, Artikel 5 ziehen? Wie stehen Sie aktuell dazu?

StS Seibert: Aktuell ist das eine hypothetische Frage. Ich glaube, dass wir
uns hier mit den Fragen beschäftigen sollten, die sich jetzt stellen, und
nicht mit hypothetischen.

Zu Ihrer ersten Frage: Sinnvoll und notwendig ist, dass wir mit den
Amerikanern, unserem engsten Verbündeten, in regelmäßigem und stetigem
Kontakt stehen, gerade in diesen Zeiten. Mehr habe ich Ihnen nicht zu
sagen, und ich habe auch keine weiteren Termine anzukündigen.

Frage: An das Auswärtige Amt: Haben Sie Erkenntnisse über deutsche Opfer
bei dem Flugzeugabsturz im Iran? Nach ukrainischen Angaben gibt es drei
deutsche Todesopfer. Können Sie dazu etwas sagen?

Noch einmal an das Verteidigungsministerium wegen Erbil: Welche Bedeutung
hat denn aus Sicht des Ministeriums die Zusammenarbeit mit den Kurden für
den Kampf gegen den IS?

Breul: Ich kann dazu gerne etwas sagen. Wir stehen nicht zuletzt über
unsere Botschaft in Teheran mit allen zuständigen Behörden im Kontakt, um
genau diese Frage - die Frage nach deutschen Opfern - zu klären. Im Moment
liegen uns noch keine genauen, bestätigten Informationen zu den Todesopfern
vor.

Wenn Sie möchten, kann ich "unter drei" noch ein Element ergänzen.

Vorsitzende Buschow: Dann gehen wir "unter drei".

(Es folgt ein Teil "unter drei")

Vorsitzende Buschow: Dann gehen wir zurück in den Modus "unter eins".

Frage: Herr Breul, vielleicht lösen Sie sich einmal von Ihrem
Ramstein-Zettel, denn Sie haben vorhin wieder Fragen beantwortet, die gar
nicht gestellt wurden. Ich wollte etwas zur deutschen Rolle wissen. Sie
sagen hier, dass die Amis Ihnen zugesichert haben, dass sie sich ans
Völkerrecht halten. Sie sind aber dafür verantwortlich zu checken, ob das
tatsächlich so ist, und ich habe am Beispiel der Hinrichtung von Herrn
Soleimani gefragt, was Sie tun und wie Sie das überprüfen. Die
Bundesregierung ist dazu verpflichtet, es ist völkerrechtlich klar. Der
Wissenschaftliche Dienst hat auch gesagt:

"Die völkerrechtswidrige 'Exekution' eines Terrorverdächtigen durch
Kampfdrohnen außerhalb eines bewaffneten Konflikts kann daher, wenn die
Bundesregierung davon weiß und nicht dagegen protestiert, eine Beteiligung
an einem völkerrechtlichen Delikt darstellen."

Also: Wie haben Sie protestiert und wie überprüfen Sie die
Völkerrechtswidrigkeit?

Breul: Wir kommen unseren rechtlichen Verpflichtungen selbstverständlich
nach. Ich habe schon gesagt: Das ist ein laufender Dialog, den wir mit den
Amerikanern führen, ein vertrauensvoller Dialog. Ich habe Ihnen auch
gesagt, was die US-Seite uns gesagt hat, und wir haben auch keinen Zweifel
daran, dass diese Angaben stimmen.

Ich möchte auch noch einmal sagen, weil in Ihrer Frage ja schon wieder
einige Punkte enthalten sind, denen ich, glaube ich, schon am Montag
widersprochen hatte - wahrscheinlich auch schon viele Male vorher -, dass
die US-Regierung mehrere Relaisstationen hat. Es ist richtig: Einige dieser
Kommunikationen mit unbemannten Luftfahrzeugen laufen über Ramstein, aber
längst nicht alle; das ist eine von mehreren Relaisstationen.

Wie Sie auch wissen - Sie spielten darauf an -, gibt es ein
Gerichtsverfahren zu Ramstein und zu dieser Frage der Drohnen. Das Urteil
ist nicht rechtskräftig. Die Bundesregierung hat sich entschieden, gegen
das Urteil Rechtsmittel einzulegen. Es ist also ein laufender Prozess, und
dazu, wie Sie wissen, äußern wir uns an dieser Stelle nicht.

Frage: Ist beabsichtigt oder erwünscht, die deutschen Behörden oder
Experten an der Aufklärung der Ursachen des Flugzeugabsturzes zu
beteiligen?

Vorsitzende Buschow: An wen richtet sich die Frage?

Zusatz: Wer sich angesprochen fühlt!

StS Seibert: Ich habe ja zu der Frage der jetzt natürlich dringend
notwendigen Untersuchungen und Ermittlungen schon etwas gesagt.
Staatspräsident Selensky hat sich dazu geäußert. Wir sehen jetzt erst
einmal die Zuständigkeit und Verantwortung der zuständigen Stellen im Iran.
Deutsche Experten stehen bereit, bei dieser Aufgabe zu helfen, wenn das
gewünscht ist.

Frage: Herr Seibert, zur Reise der Kanzlerin am Samstag nach Moskau: Können
wir davon ausgehen, dass die Kanzlerin allein mit der Botschaft oder dem
Wunsch nach Deeskalation, den Sie ja eben auch noch einmal ausgedrückt
haben, dorthin fahren wird, oder hat sie einen konkreten Plan in der
Tasche?

StS Seibert: Ich möchte noch einmal ganz klar sagen, weil ich dieses
Missverständnis jetzt gelegentlich höre: Der Plan hinsichtlich dieser Reise
ist nicht nach der militärischen Aktion gegen General Soleimani geschmiedet
worden, sondern der Plan hinsichtlich dieser Reise und die Verabredung zu
diesem Gespräch in Moskau reichen bis in die Zeit vor Weihnachten. Wir
haben diese Reise am Montag bekannt gegeben, weil wir die Dinge dann
bekannt geben, wenn alle Pläne finalisiert sind.

Das heißt, diese Reise hat viele Gründe und viele Ziele. Es geht dabei um
internationale Fragen, die Deutschland und Russland beschäftigen. Dabei
geht es um die Frage, wie wir in Libyen von der militärischen Situation zu
einem neuen politischen Prozess kommen. Deutschland engagiert sich sehr
stark im sogenannten Berliner Prozess. Dabei geht es natürlich um die
Weiterentwicklung der Umsetzung der Minsker Vereinbarungen in der
Ostukraine. Außerdem wird es nun natürlich auch unter dem Eindruck dessen,
was am 3. Januar geschehen ist, um die Lage im Irak und den Konflikt und
die Spannungen zwischen den USA und Russland gehen. Aber das war nicht der
Grund der Reise oder der Anlass für die Reise.

Die Bundeskanzlerin wird dort die Haltung der Bundesregierung zu dem Thema,
nach dem Sie fragen, genauso vertreten, wie wir es gegenüber unseren
europäischen Partnern und wie wir es im Gespräch mit den Amerikanern tun.

Zusatzfrage: Hat denn aufgrund der aktuellen Ereignisse, die sich ja bis
Samstag auch noch einmal weiter verschärfen können, jetzt nicht doch das
Thema Iran/Irak Priorität in diesem Gespräch, oder würden Sie sagen, dass
diese drei Themen, die Sie jetzt genannt haben, alle mehr oder weniger
gleichwertig behandelt werden werden?

StS Seibert: Es wird nach den Gesprächen der Bundeskanzlerin und des
Außenministers, der ja auch mitreisen wird, mit dem russischen Präsidenten
eine Pressekonferenz im Kreml geben, und dann wird man erfragen können, was
die Themen gewesen sind.

Frage: Es hat, Herr Alter, wenn ich es richtig verglichen habe, noch einmal
eine Zunahme der europäischen Zuwanderung im vorletzten Jahr gegeben. Haben
Sie eine Erklärung dafür?

Die andere Frage an das Bildungsministerium: Frau Karliczek hat gesagt, es
seien weitere Anstrengungen nötig, um die Attraktivität Deutschlands für
Studierende weiter zu erhöhen. Können Sie das konkretisieren?

Alter: Ich muss jetzt noch einmal nachfragen. Was ist jetzt die konkrete
Frage an mich?

Zusatz: Eine Erklärung für die Zunahme europäischer Migration.

Alter: Es gibt natürlich viele Motivationslagen, die dazu führen können,
dass Menschen aus europäischen Mitgliedstaaten nach Deutschland fliehen
oder einwandern. Wir haben in dem Migrationsbericht als Kernbotschaft
ausgemacht, dass Deutschland nach wie vor ein attraktives Ziel für
europäische Staatsangehörige ist, um hier einer Beschäftigung oder einer
Bildungsform nachzugehen, also hier zu studieren.

Abt: Was den Teil der Bildungsmobilität, wie ich es einmal nenne, angeht,
ist es so, dass sich die Bundesministerin darüber freut, dass zunehmend
internationale Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in Deutschland
tätig sind. Das heißt, dass wir einen attraktiven Forschungs- und
Innovationsstandort haben. Das ist wichtig, auch für die
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Das ist eben ein Ergebnis,
das aus dem Migrationsbericht auch hervorgeht, den das
Bundesinnenministerium vorgelegt hat.

Gleichzeitig studieren so viele Menschen mit Hochschulzugangsberechtigung
aus dem Ausland wie nie zuvor in Deutschland. Auch das ist ein positiver
Befund; denn wer hier in Deutschland - das ist ja zunehmend auch der Fall -
seinen Abschluss macht, der kann auch hierbleiben und damit auch unsere
Fachkräftebasis verstärken. Die Bundesregierung hat ja auch ein
Fachkräfteeinwanderungsgesetz auf den Weg gebracht, und hierdurch wird die
Fachkräftebasis eben weiter erhöht werden - durch Zugänge von Menschen aus
dem Ausland, die hier einen Abschluss machen und dann im Zweifelsfall auch
hierbleiben, weil sie die Sprache erlernt haben.

Zusatz: Die Frage betraf die weiteren Anstrengungen. Das klang ja eher nach
"Wir müssen nachlegen".

Abt: Nun, die Anstrengungen werden natürlich verstärkt. Sie erinnern sich,
dass wir letztes Jahr die Wissenschaftspakte auf den Weg gebracht haben.
Damit haben Bund und Länder gemeinsam Planungssicherheit insbesondere auch
für den Hochschulbereich und für Wissenschaft und Forschung geschaffen. Sie
erinnern sich: Das sind 160 Milliarden Euro für zehn Jahre gewesen, die wir
da auf den Weg gebracht haben, und das ist ein erster starker Schritt
gewesen. Weitere werden folgen.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Sie sprechen nun in der Statistik
bei der Gesamtzahl der Asylanträge von "grenzüberschreitenden
Asylerstanträgen". Vorher hatten Sie das "Asylerstanträge" genannt. Wenn
ich es richtig verstanden habe, sind damit Asylanträge für in Deutschland
geborene Kinder nicht mehr darin enthalten. Warum machen Sie jetzt diesen
methodischen Unterschied? Verzerrt das nicht auch das Vergleichsbild zu den
Vorjahren?

Alter: Zunächst einmal müssen wir etwas unterscheiden. Jetzt geht es bei
Ihrer Frage nicht mehr um den Migrationsbericht 2018, sondern um die
Asylstatistik für das Jahr 2019. Das ist noch einmal ein gesondertes
statistisches Werk, das wir aber heute auch in diesem Zusammenhang
veröffentlicht haben.

Sie haben es zutreffend dargestellt: Die statistische Abbildung in den
Pressemitteilungen zur Asylzuwanderung ändert sich im Januar dieses Jahres
im Vergleich zu den Vorjahren, und zwar mit dem Ziel, dass wir die
grenzüberschreitende Zuwanderung aus Asylgründen noch deutlicher
herausstellen können. Es ist nämlich so, dass die Asylverfahren zum Teil
auch mehrere Jahre dauern und man sich die Frage stellen muss, wenn man die
Kinder mit einem Alter von unter einem Jahr statistisch berücksichtigt,
warum eigentlich nicht Kinder, die zwei oder drei Jahre alt sind und immer
noch das Verfahren durchlaufen, berücksichtigt werden. Insofern ist das
eine Maßnahme der statistischen Bereinigung, die aber sozusagen nicht dazu
führt, dass sich das Bild insgesamt verändert; denn die Gesamtzahl und auch
die Teilsummen der verschiedenen Zahlen sind ja in der Pressemitteilung
unter II abgebildet. Das ist im Grunde eine andere Gewichtung, um sichtbar
zu machen, wie viel grenzüberschreitende Erstzuwanderung es tatsächlich in
Deutschland gibt.

Frage: Herr Seibert hatte gesagt, die Asylantragstellerzahlen lägen jetzt
unter dem Niveau von 2014. Der Zuzug von Schutzbedürftigen sei gut
bewältigt worden. Das heißt ja mit anderen Worten "Wir schaffen das" oder
"Wir haben das geschafft".

Frage an das BMI: Sieht das auch der Bundesinnenminister inzwischen so?
Waren seine Warnungen vor einer heillosen Überforderung der Bundesrepublik
im Rückblick dann doch übertrieben? Wenn nicht, wie erklärt er sich, dass
die Zahlen ja jetzt doch eine ganz andere Sprache als vor einigen Jahren
sprechen? Die Gesetze, die Herr Seehofer auf den Weg gebracht hat, können
da ja eigentlich noch nicht gegriffen haben.

Alter: Ich weiß nicht, wer beginnt. Ich kann gerne mit Ihrer zweiten Frage
beginnen. Zunächst einmal ist festzustellen, wenn man sich die statistische
Entwicklung anschaut, dass es seit 2015 einen kontinuierlichen und ziemlich
deutlichen Rückgang der Asylzuwanderung nach Deutschland gibt. Das hat
viele Ursachen, aber passierte auch nicht durch Zufall, sondern seit 2015
sind natürlich zahlreiche Maßnahmen ergriffen worden, um das
Migrationsgeschehen zu ordnen und zu steuern. Nicht zuletzt hat der
Bundesinnenminister kurz nach seinem Amtsantritt mit dem Masterplan
Migration ein umfassendes Konzept vorgelegt, aus dem sich eine Vielzahl von
Maßnahmen in unterschiedlichen Bereichen ergibt, von denen die Masse
umgesetzt ist und aus denen auch gesetzliche Regelungen resultierten.

Sie haben Recht, wenn Sie sagen, dass Gesetze, die insbesondere erst vor
sechs Monaten in Kraft getreten sind - etwa das Geordnete-Rückkehr-Gesetz -
, noch nicht im vollen Umfang wirken können. Das ist ja aber im Grunde
genommen kein Argument dafür, dass uns zu der These brächte, dass alle
anderen Maßnahmen nicht wirkten. Insofern gehen wir davon aus, dass die
Maßnahmen in ihrer Gänze dazu beitragen, dass die Zuwanderung geordnet
gesteuert und letztlich auch reduziert wird. Das lässt sich statistisch
beobachten.

Zusatzfrage: War die Befürchtung im Rückblick trotzdem übertrieben?

Alter: Sie alle erinnern sich noch an die Situation, die wir 2015 hatten.
Insofern können Sie sich die Frage auch selbst beantworten. Sie müssen sich
nur in das Jahr 2015 zurückversetzen.

Zusatz: Nein, ich möchte jetzt eigentlich nicht selbst antworten. Ich würde
Sie doch bitten, das zu beantworten.

Alter: Ich spreche für den Bundesinnenminister, und der Bundesinnenminister
ist seit 2017 im Amt. In der Zeit davor war ein anderer Bundesinnenminister
im Amt.

Frage: Herr Alter, am Anfang hieß es, der Zuwanderungssaldo sei eben, dass
mehr weggegangen seien, als hinzugekommen seien. Jetzt weiß ich nicht, ob
man das einen positiven oder einen negativen Saldo nennt. Gibt es unter
denen, die gegangen sind, auch Gruppen, hinsichtlich der das
Bundesinnenministerium bedauert, dass Menschen dieser Gruppen gegangen
sind, oder sind Sie insgesamt nur froh darüber, dass dieser Saldo so
ausfällt, wie er ausfällt?

Alter: Zunächst einmal: Wir springen jetzt wieder in den Migrationsbericht
2018 zurück. Das muss man jetzt ein bisschen sortieren.

In der Tat ist es so, dass wir mit 400 000 Personen den niedrigsten
Wanderungssaldo seit 2013 hatten. Aber es ist eben so, dass die Zahlen so
sind: 1,5 Millionen Menschen sind 2018 nach Deutschland gekommen, und 1,19
Millionen Menschen haben Deutschland verlassen. Das heißt, die Zahl 400 000
ist im rechnerischen Sinne eine positive Zahl. Insofern ist Ihre Vermutung
in der Sache anders. Es gibt also einen positiven Zuwanderungssaldo, der
aber so gering wie seit 2013 nicht mehr ist.

Über die Hintergründe und die Motivation dafür, dass Menschen nach
Deutschland ziehen oder Deutschland verlassen, liegen mir keine
Detailinformationen vor.

Zusatz: Okay, dann habe ich Sie vorhin entweder falsch verstanden oder es
war falsch gesagt worden, weil ich mir notiert hatte, im Saldo seien im
vergangenen Jahr mehr Menschen weggezogen, als gekommen seien. Dann lag der
Fehler bei mir.

Alter: Es ist umgekehrt. Man muss im Grunde genommen ja eigentlich
feststellen, dass der Wanderungssaldo ausgeglichen ist. Es gibt sozusagen
in etwa ein Niveau, von dem man sagen kann: Es ist eine Balance gegeben.

Frage: Ich würde gerne die Frage der Kollegin an Herrn Seibert aufgreifen,
die unbeantwortet blieb: Ist der Satz "Wir haben es geschafft" dann quasi
zutreffend?

StS Seibert: Zutreffend ist, dass die Bundesregierung eine ganz breite
Facette von politischen Maßnahmen und Initiativen ergriffen hat, schon im
Jahr 2015 beginnend. Das gilt auch für Europa. Es gibt eine viel engere
Zusammenarbeit mit den Herkunftsstaaten. Es gibt eine sehr enge
Zusammenarbeit mit den Transitländern. Es gibt das EU-Türkei-Abkommen, das
eine starke Wirkung entfacht hat. Es gibt eine Verstärkung im
Außengrenzschutz. Es gibt so viele Maßnahmen, dass tatsächlich gesagt
werden kann: Wir haben der Bevölkerung gesagt, dass wir die Zuwanderung
steuern, kontrollieren und ordnen wollen, und in diese Richtung haben die
Bundesregierungen - es ist ja jetzt schon wieder eine andere - gearbeitet
und werden weiter arbeiten. Das bleibt eine facettenreiche Aufgabe. Es
bleibt eine Aufgabe, die nicht national, sondern nur europäisch wirklich
geleistet werden kann - und auch nur im engen Kontakt und in
partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den Ländern und Regionen, die Europa
umgeben.

Frage: Wann rechnet die Bundesregierung den wieder mit einem deutlichen
Zuwachs der Migrationszahlen, also der Fluchtzahlen nach Deutschland? Ich
meine, die Kriege im Nahen Osten brechen jetzt gerade wieder aus. Der
Klimawandel verstärkt sich. Es wird Klimaflüchtlinge geben. Ab wann rechnen
Sie also wieder mit einem deutlichen Zuwachs?

StS Seibert: Ich glaube, es ist nicht sinnvoll, dass ich da jetzt Prognosen
oder Kalkulationen abgebe.

Zusatzfrage: Aber Sie streiten nicht ab, dass die Zahlen in Zukunft steigen
werden?

StS Seibert: Wenn Sie darüber Gewissheit haben, gut. Ich kann nur sagen:
Wir arbeiten an den migrationspolitischen Zielen, die ich hier beschrieben
habe, und werden intensiv daran weiterarbeiten - zusammen mit den anderen
Europäern und zusammen mit den Herkunfts- und Transitstaaten.

Frage: Zu diesem Windthema: Ich wüsste gerne, wieso es zu einer
Planungsbeschleunigung führt, wenn diese Windanlagen weniger blinken?

Zweitens: Hat das irgendetwas mit diesen Funkfeuern für die Flugsicherung
zu tun, die ja teilweise als ein Hindernis für neue Windparks wirken?

Buser: Zu dem Thema "schnelleres Verfahren" kann ich Ihnen gerne Folgendes
mitteilen: Die neuen Regelungen werden also das Verwaltungsverfahren
vereinfachen und dadurch halt beschleunigen, und zwar einfach durch eine
präzisere Formulierung dieser technischen Anforderungen, die da vorgenommen
wurden. Die Landesbehörden bekommen also mehr Entscheidungsfreiheit bei der
Bearbeitung der Antragsunterlagen, und es werden sogenannte
Ermessensspielräume abgeschafft, die in der Praxis zu unnötigem
Verwaltungsaufwand und Kosten für die Industrie geführt hatten. Durch die
Vereinfachung von Vorschrift wird auch die Standardisierung bei der
Kennzeichnung erhöht und somit auch der Aufwand für die Wirtschaft
reduziert.

Was war noch Ihre weitere Frage gewesen?

Zusatzfrage: Die zweite Frage war: Hat das irgendetwas mit den Funkfeuern
der Flugsicherung zu tun, die den neuen Windparks teilweise entgegenstehen?

Buser: Zum einen ist es ja so, dass die Kennzeichnung von den
Windenergieanlagen mit mehr als 65 Meter Rotorblattlänge und der Anzahl und
Anordnung der Befeuerungsebene am Turm - - - Das Ganze spielt natürlich
auch immer bei dem Thema "Sicherheit bei der Kennzeichnung für die
Luftfahrt" eine Rolle. Das wurde jetzt durch diese Transponderlösung auch
mehr oder weniger so gemacht. Das heißt, immer dann, wenn ein Flieger
kommt, im Bedarfsfall, wird dann auch mehr oder weniger beleuchtet.

Breul: Ich möchte noch dem Kollegen eine Nachlieferung bieten. Ich weiß
nicht, ob sie ihn zufriedenstellend wird, aber ich versuche es einmal. Ich
möchte noch einmal deutlich machen, dass all die Personen, die im
öffentlichen Auftrag im Irak sind, in ein bestehendes Sicherheitskonzept
eingebunden sind. Von daher greifen da die Sicherheitskonzepte. Das -
sozusagen eine Zuspitzung der Lage - ist ja auch etwas, das jetzt für den
Irak nicht überraschend kommt.

Es gibt eine mittlere zweistellige Zahl von Deutschen, die im öffentlichen
Auftrag da sind. Hinzu kommt eine niedrige zweistellige Zahl von Deutschen,
die für andere Institutionen da sind, zum Beispiel für die EU oder die UN.

Ich möchte aber noch einmal betonen: Selbstverständlich kümmern wir uns um
alle Deutschen im Irak und fordern, so das nicht der Fall ist, alle dazu
auf, sich in diese Krisenvorsorgeliste und in unser System einzutragen, mit
wir dann, wenn sich die Lage verändert, alle sehr rechtzeitig und gut
informiert halten können.

Zuruf: Die bleiben da?

Breul: Ja.

Frage: Demnächst wird wieder das Weltwirtschaftsforum in Davos stattfinden.
Ich wüsste gerne, welche Ministerinnen und Minister hinreisen wollen. Auf
der Teilnehmerliste habe ich bisher die Kanzlerin und den
Wirtschaftsminister entdeckt. Vielleicht könnten Sie das in den nächsten
Tagen zusammentragen; das muss nicht jetzt sofort und hier sein.

Kalwey: Ich kann für den Bundesfinanzminister mitteilen, dass er nach Davos
reisen wird.

Buser: Auch der Bundesverkehrsminister wird hinreisen.

Zuruf: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

Buser: Über die Anreise habe ich noch keine Informationen.

Zusatzfrage: Könnte man das dann in den nächsten Tagen irgendwie
zusammenfassen und gebündelt veröffentlichen, sobald es möglich ist?

Vorsitzende Buschow: Ich weiß, ehrlich gesagt, nicht wer sich da
angesprochen fühlt und wer das bündeln soll.

Wagner: Ich kann vielleicht für das Wirtschaftsministerium sagen: Dort
veröffentlichen wir, glaube ich, meistens am Donnerstag die Liste der
presseöffentlichen Termine des Ministers und der Staatssekretäre, und ich
vermute, die anderen Ministerien machen es ähnlich. Ich würde Sie dann
bitten, die Seite aufzurufen beziehungsweise dort die Pressemitteilungen
einzusehen.

Frage: Herr Seibert, Sie hatten sowohl bezüglich des Telefonats der
Bundeskanzlerin mit dem US-Präsidenten als auch hinsichtlich des Ausblicks
auf das Gespräch der Bundeskanzlerin in Moskau das Thema Libyen erwähnt.
Geht das Gespräch über die bisherige europäische Position hinaus? Gibt es
einen Vorstoß der Kanzlerin oder des Außenministers?

Hat die Kanzlerin, was das Thema angeht, in den vergangenen Tagen Kontakt
mit dem türkischen Präsidenten Kontakt gehabt?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat meines Wissens am Montag auch mit dem
türkischen Präsidenten telefoniert. Ich reiche aber noch einmal nach, ob
das wirklich am Montag der Fall war.

Dabei ging es neben anderen Themen auch um das Thema Libyen. Die deutsche
Haltung zu dem Konflikt in Libyen ist dieselbe, die wir hier seit einiger
Zeit vortragen. Wir müssen allerdings feststellen, dass es eine Zuspitzung
der Lage gibt. Wir sind weiterhin überzeugt, dass die Situation in Libyen
nur politisch und nicht militärisch gelöst werden kann. Die Tatsache, dass
fortgesetzt militärische Mittel eingesetzt werden, dass sich externe
Akteure dort einmischen, verschlimmert die Situation nur. In diesem Sinne
hat sich auch der UN-Sonderbeauftragte für Libyen, Herr Salamé, gerade am
Montag vor dem UN-Sicherheitsrat geäußert.

Wir sehen eine Zuspitzung der Lage. Deswegen ist es nun umso wichtiger,
dass sich alle libyschen und alle internationalen Parteien wirklich wieder
in einen glaubwürdigen Verhandlungsprozess unter UN-Führung einlassen.
Diese Bemühungen der Vereinten Nationen unterstützen wir uneingeschränkt.

Sie wissen, dass es den sogenannten Berliner Prozess gibt, an dem das
Bundeskanzleramt, die Bundeskanzlerin persönlich, der Außenminister und das
Bundesaußenministerium intensiv arbeiten. Diesen Berliner Prozess führen
wir genau in dem Sinne fort, den ich Ihnen genannt habe, um also von den
militärischen Aktivitäten der internen und externen Akteure hin zu einer
Unterstützung dessen zu kommen, was die Vereinten Nationen seit langer Zeit
versuchen, nämlich einen politischen Weg, eine politische Lösung für dieses
Land zu finden.

Breul: Wenn ich dazu etwas ergänzen darf. Herr Seibert hat es bereits
erwähnt: Der Außenminister persönlich ist in dieser Frage auch sehr
engagiert. Neben dem Krisenherd, den wir hier zuerst besprochen haben, ist
das ein Thema, das uns wirklich sehr und intensiv beschäftigt. Der Minister
hat sich gestern mit einer Gruppe europäischer Außenminister und dem Hohen
Vertreter Joseph Borrell getroffen. Dazu gibt es eine Presseerklärung, die
ich Ihnen nachher gerne zukommen lassen kann, falls Sie sie noch nicht
gefunden haben.

Heute beziehungsweise gerade eben hat der Minister gemeinsam mit dem Hohen
Vertreter Borrell ein Gespräch mit dem libyschen Ministerpräsidenten
Sarradsch geführt. Sie sehen, dass wir neben den internationalen Gesprächen
natürlich mit den Akteuren vor Ort sprechen. Der Minister wird sich in
diesen Minuten dazu auch presseöffentlich äußern.

StS Seibert: Ich will noch eines sagen: Die beiden Hauptziele dieses
Konsultationsprozesses, den die Bundesregierung angestoßen hat und den man
den Berliner Prozess nennt, ist, einen Waffenstillstand und ein
funktionierendes Waffenembargo zu etablieren. Das ist die Grundlage, um
dann wirklich unter der Ägide der Vereinten Nationen zu einer politischen
Lösung zu kommen. Daran arbeiten wir. Aber man muss eben auch sagen -
gerade die letzten Tage haben das noch einmal gezeigt -: Es gibt wiederum
eine Zuspitzung der Lage in Libyen.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Ihr Ministerium plant, Passfotos
künftig nur noch in den Behörden machen zu lassen. Können Sie erläutern,
warum Sie das für nötig erachten?

Alter: Das Bundesinnenministerium erarbeitet derzeit einen Gesetzentwurf
zur Stärkung der Sicherheit im Pass- und Ausweiswesen mit dem Ziel, dass
die Pass- und Ausweisdokumente an die Sicherheitsanforderungen unserer Zeit
angepasst werden. Es ist festzustellen, dass sich die technischen Verfahren
weiterentwickeln und immer besser werden. Das sind Verfahren, mit denen
Passbilder beispielsweise auch manipuliert werden können. Es gibt
Erkenntnisse und auch Phänomene, die den Pass- und Ausweisbehörden bekannt
sind. Vor dem Hintergrund soll als ein Ziel in diesem Gesetz festgelegt
werden, dass künftig Passbilder für die Passbeantragung von den Behörden
vor Ort entnommen und dann medienbruchfrei in den Prozess eingespeist
werden.

Zusatzfrage: Welche Sicherheitsrisiken sehen Sie dabei? Welche Phänomene
sind das, die Sie erwähnt haben?

Alter: Es gibt beispielsweise erkannte Fälle des sogenannten Morphings. Bei
diesem technischen Verfahren werden Bilder mehrerer Personen - in der Regel
zwei Personen - so miteinander vereinigt, dass man mit bloßem Auge nicht
mehr erkennen kann, ob es die eine oder die andere Person ist. Daraus
ergibt sich ein Sicherheitsrisiko bei der Identifizierung von Personen bei
der Passprüfung. Das ist einfach dem derzeitigen Prozess geschuldet, wenn
Passantragsteller oder Ausweisantragsteller ihre Passbilder bei der Behörde
einreichen, die dann wieder eingescannt werden müssen, um in den Pass
eingebracht zu werden. Das ist nach unserer Auffassung nicht mehr
zeitgemäß, und darauf reagieren wir mit diesem Gesetzentwurf.

Zusatzfrage: Liegen Ihnen Zahlen vor, wie oft diese Fälle von Morphing
auftreten und wie oft Pässe weitergegeben werden?

Alter: Es gibt vonseiten der Bundespolizei Zahlen zu erkannten Straftaten
von Ausweismissbräuchen. Das ist ein spezieller Tatbestand. Im Jahr 2019
wurden 950, 2018 727 und 2017 708 Fälle festgestellt. Ich weise aber noch
einmal darauf hin, dass das nur Feststellungszahlen der Bundespolizei sind,
die im Rahmen ihrer grenzpolizeilichen oder anderweitigen Aufgaben solche
Fälle festgestellt hat. Es kann weitere Feststellungen durch die
Länderbehörden geben.

Zusatzfrage: Nur zum Verständnis: Sind diese Missbräuche immer Weitergaben
von Pässen oder können das auch andere Fälle sein?

Alter: Es gibt unterschiedliche Formen von Ausweismissbrauch. Das kann ich
dieser statistischen Darstellung nicht entnehmen. Es gibt viele mögliche
Varianten. Eine davon ist die Weitergabe von Ausweisdokumenten oder auch
Morphing.

Frage: Herr Seibert, das Bundesverfassungsgericht verhandelt in der
kommenden Woche über das neue BND-Gesetz mit dem Vorwurf der
Verfassungsbeschwerdeführer, dass insbesondere die
Ausland-Ausland-Aufklärung nach dem Gesetz unverhältnismäßig weit gestattet
wäre. Wie wird die Bundesregierung das Gesetz in Karlsruhe verteidigen?

Wenn Sie die Frage lieber weniger prozessual beantworten wollen: Wie
rechtfertigt das Kanzleramt die Befugnisse des BND?

StS Seibert: Zunächst einmal haben Sie Recht: Die mündliche Verhandlung des
Ersten Senats in dieser Verfassungsbeschwerde gegen strategische
Ausland-Ausland-Fernmeldeaufklärung des BND - so heißt es ja - findet am
Dienstag und Mittwoch kommender Woche statt. Das richtet sich gegen die
2016 erstmals ausführlich gesetzlich geregelten Befugnisse des BND zur
strategischen Fernmeldeaufklärung der Telekommunikation.

Ich versuche einmal, das zu erklären: Es geht um die Telekommunikation von
Ausländern im Ausland, die vom Inland aus erfolgt. Die Fernmeldeaufklärung
dieser Ausland-Ausland-Kommunikation erfolgt vom Inland aus. Dabei geht es
um die Vorschriften über die Durchführung, die Kooperation mit
ausländischen Nachrichtendiensten und über die Übermittlung
personenbezogener Daten an in- und ausländische Stellen.

Die Bundesregierung hat im September vergangenen Jahres wegen der
besonderen Bedeutung des Verfahrens ihren Beitritt zu diesem Verfahren
erklärt. Wir sind überzeugt: Diese Ausland-Ausland-Fernmeldeaufklärung -
genau wie die Kooperationen mit ausländischen öffentlichen Stellen - ist
ein unverzichtbares Instrument zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrags, den
der BND hat. Dieser Auftrag lautet, dass der BND zur Gewinnung von
Erkenntnissen über das Ausland, die für die Bundesrepublik Deutschland von
außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung sind, die erforderlichen
Informationen sammelt und sie auswertet.

Als Bundesregierung begrüßen wir es, dass es jetzt eine mündliche
Verhandlung zu diesem Thema gibt. Das gibt der Bundesregierung die
Gelegenheit, ihre Sichtweise dem gesamten Senat vorzutragen und etwaigem
Erörterungsbedarf dann zu begegnen. Der Chef des Bundeskanzleramtes wird
zeitweise selbst für die Bundesregierung an dieser mündlichen Verhandlung
teilnehmen. Darüber hinaus würde ich laufende Verfahren hier jetzt nicht
kommentieren wollen.

Frage: Herr Seibert, eine Lernfrage. Das Kabinett hat ja heute Herrn Braun
und Frau Cirener eine Aussagegenehmigung für nächste Woche erteilt. Gibt es
Aussagegenehmigungen, die nicht erteilt wurden?

StS Seibert: Ich kann Ihnen dazu keine Auskunft geben. Ich müsste schauen,
ob ich dazu etwas nachreichen kann. Das will ich jetzt hier aber auch nicht
versprechen.

Zusatz: Im Prinzip will ich wissen, ob es mehrere Anfragen an andere
Beteiligte im Kanzleramt usw. gab.

StS Seibert: Wenn es etwas nachzureichen gibt, werde ich das tun.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMF. Die CSU will eine Art steuerfreie
Spekulationsfrist für Aktienverkäufe einführen, dass also jemand, der seine
Aktien mindestens fünf Jahre hält, sie dann ohne Abgeltungssteuer wieder
verkaufen kann. Unterstützt das BMF diesen Vorstoß?

Kalwey: Ich kann Ihnen dazu sagen, dass wir Vorschläge aus dem politischen
Raum grundsätzlich nicht kommentieren.

Allgemein kann ich zu dem Thema sagen, dass die Bundesregierung im
Koalitionsvertrag vereinbart hat, die private Altersvorsorge
weiterzuentwickeln und gerechter zu gestalten. Ein Projekt dazu ist, einen
Dialogprozess zum Beispiel mit der Versicherungswirtschaft mit dem Ziel
anzustoßen, zügig ein attraktives und standardisiertes Riester-Produkt zu
entwickeln. Daran wird zurzeit gearbeitet.

Zusatzfrage: Gibt es darüber hinaus noch weitere Pläne, die private
Altersvorsorge zu stärken?

Kalwey: Das ist jetzt erst einmal das, was ich Ihnen dazu sagen kann. Daran
wird zurzeit gearbeitet.

Frage: Herr Seibert, die CDU-Chefin Kramp-Karrenbauer hat sich gestern zum
Thema Kabinettsumbildung geäußert und sie als "eine Möglichkeit"
bezeichnet. Wie steht die Bundeskanzlerin vor dem Hintergrund dieser
Aussage zu dem Thema Kabinettsumbildung? Hält sie das auch für eine
Möglichkeit oder sogar für sinnvoll?

StS Seibert: Wir haben ja am Montag schon darüber gesprochen. Ich habe
bereits am Montag gesagt: Die Bundeskanzlerin arbeitet mit allen Ministern
und alle Ministerinnen gut und gerne zusammen. Das gilt weiterhin. Eine
Kabinettsumbildung steht nicht an.

Frage: Ich habe noch Fragen zu zwei Themen von der TOP-1-Liste, Herr
Seibert.

Zum einen gab es den Vorschlag des Bundesrates für ein Gesetz zur besseren
Bekämpfung von Mietwucher. Da ging es wohl im Wesentlichen um eine Erhöhung
des möglichen Strafmaßes.

Hat das Kabinett diesen Gesetzesinitiativen aus dem Bundesrat zugestimmt?

StS Seibert: Fangen wir mit dem Mietwucher-Thema an: Die Bundesregierung
hat ihre Stellungnahme zum Entwurf des Bundesrates für ein Gesetz zur
besseren Bekämpfung von Mietwucher beschlossen. Die Bundesregierung begrüßt
das Ziel des Gesetzentwurfs, wirksam auf die Vermeidung unangemessen hoher
Mieten für Wohnraum insbesondere in Ballungsräumen hinzuwirken. Sie hat
daher bereits zahlreiche Maßnahmen vereinbart, um zusätzlichen Wohnraum zu
schaffen und bezahlbaren Wohnraum zu erhalten. Den Gesetzentwurf des
Bundesrates kann die Bundesregierung in seiner jetzigen Form jedoch im
Ergebnis nicht unterstützen. Nach Auffassung der Bundesregierung bedarf es
einer vertieften Prüfung, ob bei Entfallen des subjektiven
Tatbestandsmerkmals der Ausnutzung eines geringen Angebots an
vergleichbaren Räumen, wie es der Bundesrat vorschlägt, 5 des Gesetzes zur
weiteren Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts noch ein in besonderer
Weise vorwerfbares Unrecht aufweisen würde, das eine Geldbuße im Rahmen
einer Ordnungswidrigkeit rechtfertigt. Im Hinblick auf diese Bedenken wird
die Bundesregierung prüfen, wie dem Anliegen des Bundesrates, Mietwucher zu
unterbinden, rechtssicher entsprochen werden kann.

Frage: Zum Zweiten gab es auf der TOP-1-Liste den Entwurf eines Gesetzes
zum besseren Schutz von Politikern auch auf kommunaler Ebene vor der
Strafverfolgung. Da ging es um bessere Eingriffsmöglichkeiten der
Strafverfolgungsbehörden. Wurde dem zugestimmt?

StS Seibert: Sie sind sehr gut informiert - das war der siebte Punkt.

Zusatz: Sie informieren da ja auch sehr gut.

StS Seibert: Ja, ja, die gute Information kommt ja immer von uns. - Oh
Gott, das ist jetzt sehr viel. Ich weiß nicht, ob ich Ihnen das vorlesen
soll.

Zusatz: Können Sie es zusammenfassen? Begrüßt und unterstützt die
Bundesregierung im Ergebnis diese Gesetzesinitiative des Bundesrats?

StS Seibert: Die Bundesregierung unterstützt das Anliegen des
Gesetzentwurfs des Bundesrates, den strafrechtlichen Schutz von im
politischen Leben stehenden Personen zu verbessern. Das von der
Bundesregierung am 30. Oktober 2019 beschlossene Maßnahmenpaket zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität unterstreicht
insoweit die Notwendigkeit der Verbesserung des Schutzes von
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern. Sowohl eine entsprechende
Anpassung des 188 Strafgesetzbuch als auch Ergänzungen des
Bedrohungstatbestandes - § 241 Strafgesetzbuch - sind Teil des
Referentenentwurfs des Bundesministeriums der Justiz und für
Verbraucherschutz für ein Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und
der Hasskriminalität, der zurzeit in der Bundesregierung abgestimmt wird.
Der Referentenentwurf geht über den Gesetzentwurf des Bundesrates insofern
hinaus, als er auch Bedrohungen mit einer Tat gegen die körperliche
Unversehrtheit und Sachen von bedeutendem Wert unter Strafe stellt. Er
sieht zudem eine Strafschärfung für Bedrohungen vor, die insbesondere über
das Internet verbreitet werden.

Sehen Sie mir nach, dass ich Ihnen bei diesen Themen, die im Bundeskabinett
ohne Aussprache beschlossen werden, einfach vorlesen muss, was ich habe.

Zusatz: Das kommt vor.

StS Seibert: Seit Sie da nachfragen, kommt das vor, ja.

Zusatz: Nein, ich meine das Vorlesen von Positionen insgesamt kommt vor.

Frage: Ich habe auch eine Frage zu einem Thema auf der Kabinettsliste, und
zwar geht es um den Entwurf eines Berichts zur Umsetzung des
Artenschutzportals. An BMU und BMWi: Handelt es sich dabei um eine Reaktion
auf den Vorschlag von Herrn Altmaier, also den 18-Punkte-Plan zur
Verbesserung des Windenergieausbaus? Soll hiermit auch der Artenschutz
eingeschränkt werden? Was genau ist das Ziel dieses Portals?

Haufe: Das Artenschutzportal ist kein Portal, um etwas für die Windenergie
zu tun. Vielmehr haben wir ja grundsätzlich ein weltweites Artensterben,
und das ist ein Portal, mit dem über die Situation des Artensterbens und
auch entsprechende Gegenmaßnahmen informiert werden soll.

Zusatzfrage: Der Artenschutzpunkt ist damals konkret von Herrn Altmaier
thematisiert worden, und das BMU hatte erst kürzlich auf einen Tweet des
BMWi reagiert und darauf hingewiesen, dass im Nachgang des "Windgipfels" im
Oktober der Artenschutz thematisiert worden war. Insofern ist dieses
Artenschutzportal möglicherweise erwähnt worden, um auf die Einschränkung,
die das BMWi im Blick hat, zu reagieren. Das hat nichts mit Windenergie zu
tun?

Haufe: Diese Debatte, die Sie jetzt darlegen, kenne ich nicht.

Zusatz: Das ist ein Tweet, das kann ich Ihnen gerne noch schriftlich
zukommen lassen.

Haufe: Tut mir leid, das kann ich momentan nicht beantworten.

Zusatzfrage: Kann das BMWi das bestätigen?

Wagner: Ich kenne das jetzt auch nicht, ich müsste auch noch einmal
nachfragen.

Vorsitzende Buschow: Dann ist das bilateral vielleicht besser zu klären.

Mittwoch, 8. Januar 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 8. Januar 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-8-januar-2020-1710838

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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HAMBURG/4996: Verkehrsumfrage - Bürger_innen fortschrittlicher als Rot-Grün (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Januar 2020

Verkehrsumfrage: Bürger_innen fortschrittlicher als Rot-Grün



Laut einer heute von NDR 90,3 veröffentlichten repräsentativen Umfrage
unterstützen 67 Prozent der Befragten autofreie Innenstadtbereiche in
Hamburg. 53 Prozent sind für mehr Radwege zulasten von Autofahrspuren
und 45 Prozent für den Bau einer Stadtbahn. "Diese Umfrage stärkt
unsere Forderungen", freut sich Heike Sudmann, die verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. "Die Hamburger_innen sind viel
aufgeschlossener für eine Verkehrswende als die Mehrheit in der
Bürgerschaft. Dass sich trotz der jahrelangen massiven Kampagne der
SPD immer noch fast die Hälfte für den Bau einer Stadtbahn ausspricht,
ist ein sehr positives Zeichen."

Die Bereitschaft zum Wechsel vom Auto auf umweltfreundliche
Verkehrsmittel wachse kontinuierlich, so Sudmann. "Jetzt muss die
Politik endlich die nötigen Rahmenbedingungen schaffen. DIE LINKE hat
für autofreie Bereiche, mehr Radstreifen und die Stadtbahn bereits
viele Vorschläge vorgelegt."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 9. Januar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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BERUF/1965: "Berufsorientierung für Flüchtlinge" wird fortgesetzt (idw)

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 08.01.2020

"Berufsorientierung für Flüchtlinge" (BOF) wird fortgesetzt - Ab sofort
können neue Anträge beim BIBB gestellt werden



Überbetriebliche und vergleichbare Berufsbildungsstätten (ÜBS) können ab
sofort neue Anträge innerhalb des Programms "Berufsorientierung für
Flüchtlinge" (BOF) beim Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) stellen.
Mit der Ende Dezember 2019 veröffentlichten, neuen Förderrichtlinie können
BOF-Kurse nunmehr bis Ende 2021 durchgeführt werden.

In den vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) seit 2016
geförderten, 13- bis 26-wöchigen BOF-Kursen werden nicht mehr
schulpflichtige Geflüchtete und Zugewanderte mit besonderem Förder- und
Sprachunterstützungsbedarf in Lehrwerkstätten und Betrieben gezielt auf
eine Berufsausbildung vorbereitet. Das BOF-Programm wird durch die
Programmstelle "Berufsorientierung" im BIBB fachlich und administrativ
begleitet.

Die Zahl der Ausbildungsstellenbewerberinnen und -bewerber mit
Fluchthintergrund nahm in den letzten Jahren stetig zu. Mit rund 38.100
Bewerberinnen und Bewerbern erreichte sie auch 2019 in etwa das Niveau des
Vorjahres. Wegen der insgesamt sinkenden Gesamtausbildungsplatznachfrage
bedeutet dies, dass der Anteil der Personen mit Fluchthintergrund an den
Ausbildungsstellenbewerberinnen und -bewerbern sogar gestiegen ist. Die
Einmündungsquote von Bewerberinnen und Bewerbern mit Fluchthintergrund in
eine betriebliche oder schulische Ausbildung liegt jedoch unter dem
bundesweiten Durchschnitt. Während rund 50 % der Bewerberinnen und
Bewerber ohne Migrationshintergrund in eine Ausbildung einmünden, gelingt
dies bei vorliegendem Fluchthintergrund mit 35,2 % nur etwas mehr als
einem Drittel. Die BOF-Kurse haben das Ziel, dieses Potenzial weiter zu
fördern und damit einen Beitrag zur Fachkräftesicherung zu leisten.

BOF-Kurse bieten den Teilnehmenden umfassende Einblicke in bis zu drei
Ausbildungsberufe. Mit sprach- und berufsbezogenem Fachunterricht werden
sie gezielt auf die Anforderungen in der Berufsschule vorbereitet. Mit
individueller sozialpädagogischer Begleitung wird die anschließende
Vermittlung in eine Ausbildung oder Einstiegsqualifizierung unterstützt.
Bislang haben bundesweit rund 3.300 Zugewanderte die BOF-Kurse genutzt.
Von den Absolventinnen und Absolventen konnte anschließend rund die Hälfte
in eine Ausbildung oder Einstiegsqualifizierung vermittelt werden.

Die überbetrieblichen und vergleichbaren Berufsbildungszentren prüfen
vorab, ob die interessierten jungen Menschen die Voraussetzungen für die
angestrebte Ausbildung oder Einstiegsqualifizierung mitbringen. Um die
Ausbildungspraxis hierbei zu unterstützen, hat das Forschungsinstitut
Betriebliche Bildung (f-bb) im Auftrag des Bundesinstituts für
Berufsbildung (BIBB) Kriterien definiert und mögliche Auswahlverfahren
analysiert. Ein entsprechender BIBB-Leitfaden wird Anfang Februar
erscheinen.

Auch für den sprach- und berufsbezogenen Fachunterricht werden die
Berufsbildungszentren mit Fortbildungen unterstützt. Das BIBB brachte hier
ebenfalls seine Expertise ein und bewertete Konzepte zum integrierten
Fach- und Sprachenlernen in Programmen der Berufsorientierung und
-vorbereitung für Geflüchtete und Zugewanderte.


Weitere Informationen:

• Die Förderrichtlinie, Teilnahmevoraussetzungen, Antragsunterlagen und
Ansprechpersonen für Nachfragen:

www.berufsorientierung-für-flüchtlinge.de

• Erfahrungsberichte aus den Projekten unter:

www.berufsorientierungsprogramm.de/angebote-fuer-fluechtlinge/de/aus-der-praxis-1976.html

• Der BIBB-Leitfaden "Berufsorientierung und -vorbereitung für
Zugewanderte - Praxisleitfaden für die Auswahl von Teilnehmenden" ist ab
Anfang Februar abrufbar und kann ab sofort vorbestellt werden unter:

https://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10824

• Informationen zu den Ergebnissen der Expertise unter:

https://www.berufsorientierungsprogramm.de/angebote-fuer-fluechtlinge/de/klare-kriterien-fuer-die-teilnehmerauswahl-2360.html

• Informationen zur BIBB-Expertise "Integriertes Lernen von Sprache und
Fach in der Berufsorientierung und Berufsvorbereitung von Geflüchteten"
unter:

www.berufsorientierungsprogramm.de/angebote-fuer-fluechtlinge/de/integrierte-sprach-und-fachvermittlung-2361.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 08.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1254: Gurken, Zucchini und Kürbis in Gefahr - Gurken-Virus in Deutschland entdeckt (idw)

Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und
Zellkulturen GmbH - 09.01.2020

Gurken, Zucchini und Kürbis in Gefahr - Gurken-Virus in Deutschland
entdeckt

Braunschweiger Forscher isolieren Gurken-Virus erstmals in Deutschland



(Braunschweig, 9. Januar 2020): Der Pflanzenvirologe Dr. Wulf Menzel vom
Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und
Zellkulturen GmbH in Braunschweig hat zusammen mit Kollegen aus Nürnberg
und Freising erstmals das "Gurken-Virus" Cucurbit aphid-borne yellows
virus (CABYV) in Deutschland isoliert. Ihre Ergebnisse publizierten die
Wissenschaftler jetzt im renommierten Fachmagazin New Disease Report. Im
Sommer 2019 berichteten zahlreiche bayerische Landwirte, dass ihre
Gurkenpflanzen mit einer nicht bekannten Krankheit infiziert waren. In den
meisten Beständen lag die Infektionsrate bei 90 Prozent. Insgesamt sank
der Ernteertrag um bis zu 50 Prozent. Die serologischen und molekularen
Untersuchungen wiesen zweifelsfrei eine Infektion mit CABYV nach.

Gurkenvirus: Cucurbit aphid-borne yellows virus

Der Cucurbit aphid-borne yellows virus wurde 1988 in Frankreich entdeckt
und infiziert Kürbisgewächse wie Gurken, Zucchini oder Kürbis. Eine
Infektion führt unter anderem zu Chlorophyllmangel und Blattverdickung und
geht mit teils massiven Ernteeinbußen einher. Das Virus wird von
Blattläusen übertragen und ist im Mittelmeerraum verbreitet.

Etablierung des Virus auch in Mitteleuropa erwartet

Die Wissenschaftler gehen davon aus, dass sich CABYV auch in Ländern von
Mitteleuropa etablieren wird. "In der Zwischenzeit wurde das Virus auch
beispielsweise in der Slowakei und Polen entdeckt", stellt Dr. Wulf Menzel
von der DSMZ fest. "Da die Blattläuse die das Virus übertragen sowie
natürliche Überwinterungswirte (verschiedene Unkräuter) des Virus bei uns
heimisch sind, ist davon auszugehen, dass das Virus auch im nächsten Jahr
die Bestände der Kürbisgewächse in Deutschland und weiteren Ländern im
nördlicheren Europa bedrohen wird." Daher empfiehlt der Pflanzenvirologe
effektive Präventionsmaßnahmen beim Anbau von Gurken und Co. im
Gewächshaus, wie beispielsweise die Verhinderung von Blattlausbefall.


Über das Leibniz-Institut DSMZ

Das Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und
Zellkulturen GmbH ist die weltweit vielfältigste Sammlung für biologische
Ressourcen (Bakterien, Archaeen, Protisten, Hefen, Pilze, Bakteriophagen,
Pflanzenviren, genomische bakterielle DNA sowie menschliche und tierische
Zellkulturen). An der DSMZ werden Mikroorganismen sowie Zellkulturen
gesammelt, erforscht und archiviert. Als Einrichtung der
Leibniz-Gemeinschaft ist die DSMZ mit ihren umfangreichen wissenschaftlichen
Services und biologischen Ressourcen seit 1969 globaler Partner für
Forschung, Wissenschaft und Industrie. Die DSMZ ist als gemeinnützig
anerkannt, die erste registrierte Sammlung Europas (Verordnung (EU) Nr.
511/2014) und nach Qualitätsstandard ISO 9001:2015 zertifiziert. Als
Patenthinterlegungsstelle bietet sie die bundesweit einzige Möglichkeit,
biologisches Material nach den Anforderungen des Budapester Vertrags zu
hinterlegen. Neben dem wissenschaftlichen Service bildet die Forschung das
zweite Standbein der DSMZ. Das Institut mit Sitz auf dem Science Campus
Braunschweig-Süd beherbergt mehr als 72.500 Kulturen sowie Biomaterialien
und hat 198 Mitarbeiter.

www.dsmz.de

Über die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 95 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a.
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 20.000 Personen,
darunter 10.000 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de

Originalpublikation

Menzel W, Maeritz U, Seigner L, 2020.

First report of Cucurbit aphid-borne yellows virus infecting cucurbits in
Germany.

New Disease Reports 41, 1.

http://dx.doi.org/10.5197/j.2044-0588.2020.041.001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution969

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen

und Zellkulturen GmbH, 09.01.2020
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INTERVIEW/469: Die Linke - Widerspruchsspektren ...    Fabian Blunck im Gespräch (SB)

Gespräch am 15. Dezember 2019 in Berlin



Fabian Blunck war Jugendpolitischer Sprecher der Partei Die Linke in
Sachsen. Er ist Sprecher der Linken-Landesarbeitsgemeinschaft Queer
Sachsen und Mitglied der Kommission Politische Bildung seiner Partei.

Als Aktivist ist er Teil des linXXnet-Kollektivs [1], das in Leipzig
zwei offene Projekt- und Abgeordnetenbüros betreibt. Er gehört zum
Team des Arbeitskreises "Collage zur Utopie des kommunistischen
Begehrens" [2].

In Heft 7 der Reihe Bildungsmaterialien "Selber machen - Jugendbildung
- Politische Weiterbildung" der Rosa-Luxemburg-Stiftung zum Thema
"Perspektiven emanzipatorischer Jugendbildung. Involvierte Pädagogik
und eingreifende Praxis", das im Mai 2019 erschienen ist, ist er mit
einem Kapitel vertreten, das er gemeinsam mit Janis Walter verfaßt
hat. [3]

Im Rahmen der Gründungsversammlung der Bewegungslinken [4], die am 14.
und 15. Dezember 2019 in Berlin stattfand, nahm Fabian Blunck
verschiedene Aufgaben auf dem Podium wahr. Zum Abschluß der Konferenz
beantwortete er dem Schattenblick einige Fragen.




[image: Auf dem Podium der Gründungsversammlung - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Fabian Blunck

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Fabian, die Gründungsversammlung der
Bewegungslinken ist nun unter Dach und Fach. Wie ist dein Eindruck von
der Tagung?

Fabian Blunck (FB): Gut!

SB: Was hat dir besonders gefallen?

FB: Das Spannende an der Bewegungslinken ist vor allem, daß sie ihren
Fokus auf eine andere Praxis dessen richtet, wie sich eine Partei
einerseits selbst in Bewegung bringen kann und andererseits ihr
Verständnis von außerparlamentarischen Zusammenhängen und Bewegungen
auf den Prüfstand stellt und schärft. Sie wird damit der Breite und
Vielfalt von Initiativen, Projekten und Protesten gerecht, was ich
sehr begrüße.

SB: Bei dieser Konferenz sind Leute aus zahlreichen Landesverbänden
zusammengekommen, um ein gemeinsames Projekt auf den Weg zu bringen.
Gegen Ende der Diskussionen klang die Frage möglicher Bündnisse an.
Einmal vorausgesetzt, daß die Bewegungslinke Zuspruch zu ihrem
Vorhaben findet und damit Schule macht: Könnte sich dann irgendwann
auch die Frage stellen, mit wem sie zusammenarbeiten will und wen sie
eher nicht mit im Boot haben möchte?

FB: Dazu könnte es natürlich kommen, wobei sich das aber vor allem an
der Frage festmacht, welchen Anspruch an Politik und Praxis man
vertritt und umzusetzen versucht. Es ist also eine inhaltliche Frage,
die jedoch gar nicht so sehr von der jeweiligen Zugehörigkeit zu
politischen Lagern des linken Spektrums abhängt. Es ist keine
abstrakte Frage dessen, ob man sich zu Position A oder B bekennt,
sondern wird anhand der praktischen Konsequenzen zu beantworten sein.
Arbeitet man, um ein Beispiel zu nennen, mit einer Queer-Gruppe
zusammen oder nicht?

SB: In der Vergangenheit war es unter Linken gang und gäbe, zwischen
Haupt- und Nebenwiderspruch zu unterscheiden. Das führte
beispielsweise dazu, daß die Frauen- oder die Umweltfrage von Teilen
der Linken in den zweiten Rang verwiesen oder sogar abgewürgt wurde.
Ist das Erbe dieser Hierarchisierung deines Erachtens noch heute
präsent, wo doch die Klimagerechtigkeitsbewegung und die Kämpfe der
Frauen weltweit zu den bedeutendsten und sichtbarsten Bewegungen
gehören?

FB: Die Bewegungslinke zeichnet aus, daß sie diese Unterscheidung und
Hierarchisierung gerade nicht vornimmt. Sie verbindet die Klassenfrage
mit identitätspolitischen Fragen und dazu gehört auch, die Frage des
Patriarchats verschränkt mit dem Kapitalismus und mit Rassismus zu
betrachten und zu behandeln. Insofern stellt sich die Frage des Haupt-
und Nebenwiderspruchs nicht, denn meines Erachtens ist die
Bewegungslinke wahrscheinlich der Zusammenhang, der am deutlichsten
diesem Gerede von vor- und nachrangigen Problemkomplexen eine andere
Praxis entgegenstellt und versucht, die atomisierten Ansätze und
Kämpfe zusammenzubringen.

SB: Auf vielen linken Konferenzen sind die älteren Herrschaften eher
unter sich. Vom gefühlten Altersdurchschnitt her kam es mir vor, als
sei die Bewegungslinke demgegenüber eine vergleichsweise junge
Initiative, was sehr erfrischend ist. Würdest du das auch so sehen,
daß hier viele Impulse aus der jüngeren Generation kommen und sich das
Klima des Umgangs miteinander dadurch ändert?

FB: Als gutes Beispiel und deutliches Zeichen, eine andere Praxis des
Umgangs zu etablieren, würde ich insbesondere die Herangehensweise
anführen, auch Frauen ein Podium zu geben. Wir hatten bei dieser
Gründungsversammlung zum zweiten Mal in Folge ein Eröffnungspodium mit
rein weiblicher Besetzung. Das, würde ich sagen, folgt aus dem
bewußten Anspruch, daß solche zentralen Momente eben auch von Frauen
gestaltet werden.

SB: Im Laufe der Tagung wurden sehr viele Arbeitsaufgaben verteilt.
Wenn man sich überlegt, wie groß der Kreis der Leute ist, die heute
beteiligt waren, wird jede Menge Arbeit auf euch zukommen. Hast du da
manchmal ein mulmiges Gefühl oder sagst du eher, jetzt geht es erst
recht mit Volldampf voran?

FB: Im Grunde genommen arbeiten die meisten Leute, die an dieser
Gründungsversammlung der Bewegungslinken teilgenommen haben, sowieso
schon zu den verschiedenen Themen, die in diesem Zusammenhang von
Bedeutung sind oder berücksichtigt werden sollten. Insofern geht es
nicht so sehr darum, künftig noch viel stärker belastet zu werden. Es
dreht sich vielmehr um die Frage, auf welche Weise wir uns noch besser
vernetzen, noch enger zusammenarbeiten und möglicherweise voneinander
profitieren können. Wenn ich mich beispielsweise damit vertraut mache,
wie andere zu entsprechenden Themen arbeiten oder mit anfallenden
Problemen umgehen, könnte das dazu führen, daß ich diese Ansätze in
meinem Arbeitsfeld konkret und sofort umsetzen kann. Insofern läuft es
im Idealfall gar nicht auf zusätzliche Arbeit hinaus, sondern auf eine
engere Zusammenarbeit bei Themen, mit denen man ohnehin befaßt ist.

SB: Fabian, vielen Dank für dieses Gespräch.

(Weitere Berichte und Interviews zur Gründungsversammlung folgen)


Fußnoten:


[1] www.linxxnet.de

[2] www.stressfaktor.squat.net/node/203775

[3] www.rosalux.de/publikation/id/40408/perspektiven-emanzipatorischer-jugendbildung/

[4] www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0355.html


Berichte und Interviews zur Gründungsversammlung der
Bewegungslinken im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/354: Die Linke - beteiligt, bewegt und präsent ... (SB)

BERICHT/355: Die Linke - als Partei gesellschaftlich begründeter Probleme ... (SB)

BERICHT/356: Die Linke - Mieter auf der Überholspur ... (SB)

INTERVIEW/466: Die Linke - in die Hände des Volkes ...    Janine Wissler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/467: Die Linke - Demokratieverheißung und Parteienlogik ...    Katharina Dahme im Gespräch (SB)

INTERVIEW/468: Die Linke - menschen- und alltagsnah ...    Raul Zelik im Gespräch (SB)


9. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





FRAUEN/813: Feminismus für die 99% - ist das neu? (Wir Frauen)

WIR FRAUEN - Das feministische Blatt 4/2019

Feminismus für die 99% - ist das neu?

von Daniela Weißkopf und Melanie Stitz



Nancy Fraser ist eine der bekanntesten Philosophinnen und Feministinnen der
USA und lehrt an der New School in New York, wie ihre Kollegin, die
italienische Philosophin Cinzia Arruzza. Tithi Bhattacharya ist Professorin
für südasiatische Geschichte an der Purdue Universität in den USA.
Gemeinsam veröffentlichten sie Anfang dieses Jahres ein Manifest, in dem
sie für einen klassenbewussten "Feminismus für die 99 %" plädieren, der an
Solidarität zwischen Feminist_innen und die Abschaffung der
kapitalistischen Grundordnung gekoppelt ist. Die Bewegung, auch 
F99-Bewegung genannt, entwickelte sich im Rahmen des Women's March 2017, der
kurz nach der Amtseinführung des US-Präsidenten Donald Trump zustande kam.
Gemeinsam mit anderen Feminist_innen und Aktivist_innen beschrieben die
drei Autorinnen im Februar 2017 im Viewpoint Magazine, wie sich eine
Welle einer neuen globalen feministischen Bewegung bilde. Diese müsse sich
gegen neoliberale Strukturen richten, die in direktem Zusammenhang mit
Geschlechterungleichheit, Gender-Diskriminierung und Ausbeutung von Frauen
und Minderheiten stehen. In dem F99-Manifest geht es vor allem um die
systematische Unterdrückung und Diskriminierung von Frauen durch ein
imperiales und kapitalistisches Wirtschaftssystem.

Die Autorinnen sind nicht nur von aktuellen, sondern auch von vergangenen
feministischen Protestbewegungen inspiriert. Sie lehnen sich an die elf
Thesen von Karl Marx über Feuerbach an oder auch an die 
"Brot und Rosen"-Parole des Textilfabrikarbeiterinnen-Streiks 1912 in Lawrence. Damit wendet
sich das Manifest gegen einen liberalen Feminismus, der den Autorinnen
zufolge, vorherrsche, und sich in z.B. in der ehemaligen 
US-Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton oder der Co-Geschäftsführerin
von Facebook Sheryl Sandberg zu erkennen gebe. Frauenquoten an den Spitzen
von Unternehmen und Aufsichtsräten seien nur eine Förderung ohnehin schon
privilegierter Frauen. Sie richteten sich an einen kleinen Prozentteil der
Frauen, das so genannte 1%. Damit trügen sie nur scheinbar zu
Geschlechterparität bei, denn die systematische und strukturell
hervorgebrachte Ungleichheit würde dadurch nicht angegriffen. Die
restlichen 99 % der Frauen müssten somit weiterhin tagtäglich gegen
Unterdrückung und Ausbeutung kämpfen. Laut der Autorinnen stehe der
Feminismus aktuell an einer Weggabelung zu einem der gesellschaftlichen
Ordnung angepassten "Lean in"-Feminismus, so wie ihn Sheryl Sandberg 2013
beschrieb, einerseits und einem antikapitalistischen, antirassistischen und
klassenbewussten Feminismus andererseits. Erst wenn der Zusammenhang
zwischen Kapitalismus und der Unterdrückung und Ausbeutung von Frauen
Rechnung gezollt wird, könne die Utopie einer gleichen und gerechten
Gesellschaft verwirklicht werden. Um dies zu erreichen, plädieren die
Autorinnen für die transnationale und globale Vernetzung von Bewegungen,
die nach Ähnlichem wie F99 streben.

Dabei zeichnen Arruzza, Bhattachary und Fraser ein Bild der radikalen
Frauenbewegungen, die 1848 mit den "Brot und Rosen"-Protesten anfangen und
ein kurzes Aufflackern in den 1970er Jahren erleben, dann quasi dem
Stillstand erliegen und erst jetzt ihr ganzes Potential in Form von
Massenbewegungen (ein wiederkehrendes Beispiel sind die "Ni una 
menos"-Proteste in Argentinien) entfalten. So schreiben sie, am 8. März 2017
hätten "die Streikenden die beinahe vergessenen Ursprünge des Feiertags in
der Geschichte eines in der Arbeiterklasse verankerte sozialistischen
Feminismus widerbelebt" (S. 16), und später: "Diese neue Bewegung hat
neue Streikformen entwickelt und den Streik zum Träger einer
neuen Form von Politik gemacht. Indem sie die Arbeitsniederlegung
mit Märschen, Demonstrationen, der Schließung kleinerer Unternehmen, mit
Blockaden und Boykotten verbindet, erweitert die Bewegung das Repertoire an
Streikaktionen." (S. 17). Die Autorinnen klammern jedoch aus, dass auch in
der Zwischenzeit zahlreiche feministische und antikapitalistische Kämpfe
stattgefunden haben und dass es auch schon vorher kreative Formen
feministischer Streiks gegeben hat. Es wurde nicht nur vor Einführung des
Internationalen Frauentags am 8. März 1917 gestreikt, sondern auch nach den
beiden Weltkriegen. In Island legten 1975 etwa 90 % der Frauen ihre Arbeit
nieder, 1979 erstritten deutsche Arbeiterinnen ein Urteil gegen
Lohndiskriminierung, 1991 erregten eine halbe Million streikender Frauen in 
der Schweiz internationale Aufmerksamkeit und nahezu vergessen ist der eine Millionen
starke Frauenstreik 1994 in mehreren deutschen Städten. Da stellen sich
beim Lesen des Manifests Fragen wie: Warum wird so wenig an die langen
Jahre radikaler Frauenkämpfe erinnert? Wieso mobilisieren feministische
Proteste plötzlich massenhaft Frauen, die nun auf die Straße gehen? Warum
mutiert Feminismus - in Teilen - zum neoliberalen Mainstream? Aber auch:
Inwiefern konnten radikale, kapitalismuskritische Ansätze dennoch
überdauern? Aus welchen Gründen gewinnen sie heute an Stärke? In dem
Manifest werden diese Fragen nicht gestellt. Das derzeitige Erstarken
erscheint wie ein Wunder, irgendwie aus der plötzlichen Einsicht der vielen
geboren, dass "es so nicht weitergehen kann". So lässt sich aus der
Geschichte wenig lernen.

Den Siegeszug des neoliberalen Kapitalismus erklären die Autorinnen nahezu
ausschließlich mit Unterdrückung. Sie argumentieren anschaulich, inwiefern
"das Gros der von Frauen geleisteten Lohnarbeit dezidiert nicht befreiend"
sei (S. 95). Wenn aber die 99 % der Menschheit tatsächlich nichts zu
verlieren haben als ihre Ketten, dann stellt sich die Frage, warum die
Verhältnisse nicht längst schon über den Haufen geworfen sind. Offen bleibt
die für die politische Praxis so wichtige Frage, auf welche Weise und aus
welchen Gründen die Marginalisierten immer wieder Entscheidungen treffen
(müssen), die sie in den Verhältnissen festhalten. Die Dramatik und den
Ausbeutungscharakter globaler Sorgeketten beschreiben die Autorinnen z.B.
in deutlichen Worten. Zugleich aber haben Erfahrungen der 
(Arbeits-)Migration viele Facetten. Viele Migrant_innen fordern denn auch ein, nicht
als "Opfer", sondern auch als Akteur_innen wahrgenommen zu werden, die
unter nicht selbst gewählten Bedingungen mutige Entscheidungen getroffen
haben. Und es bleibt ein Dilemma: In diesen Verhältnissen ist, keine
Lohnarbeit zu haben, auch keine Lösung. Das Ringen um die Widersprüche,
Ungleichheiten und Differenzen innerhalb der 99% ist oft schmerzhaft, aber
wichtig, um Allianzen zu gründen und unsere verschiedenen Perspektiven und
Erfahrungen in gemeinsame Stärke zu wenden. Das Manifest ist ein Appell,
diesen Weg weiter zu gehen und dabei stets den grundlegenden Widerspruch
zwischen dem 1% und den 99% im Blick zu behalten.

Es lohnt sich, Ansätze und Argumentationen zum Beispiel Rosa Luxemburgs,
Clara Zetkins oder auch Frigga Haugs Arbeiten zum Herrschaftsknoten und
unseren eigenen Verstrickungen, in die wir uns aktiv selbst hineinarbeiten,
zu studieren. Um dem "Lean-in"- Feminismus - wie es die Autorinnen nennen -
entgegenzuwirken, braucht es auch Geschichtsbewusstsein. Auch die
vermeintlich kleinen Kämpfe, die kontinuierliche Maulwurfsarbeit wider die
Verhältnisse, das mühsame Ringen um Hegemonie, den langen Atem immer viel
zu weniger - all das gilt es zu erinnern und daraus zu lernen. Nicht nur,
um wertzuschätzen, welche Früchte wir von unseren Vorkämpferinnen ernten,
sondern auch, um auf Erfahrungen aufbauen zu können und weiterführende
Fragen zu stellen, die helfen, zu verstehen, was es braucht, um das
Potential einer globalen feministischen Welle zu nutzen. Sonst können wir
den Feminismus der 99% zwar akklamieren, aber nur schwer gestalten und
gewinnen.


URL des Artikels:

https://wirfrauen.de/feminismus-fuer-die-99-ist-das-neu/
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MEDIEN/757: Wirtschaftsdienst und Intereconomics ab 2020 vollständig im Open Access (idw)

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft - 08.01.2020

Wirtschaftsdienst und Intereconomics ab 2020 vollständig im Open
Access



Ab dem 1. Januar 2020 stellt die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft die von ihr herausgegebenen wissenschaftlichen Zeitschriften
Wirtschaftsdienst - Zeitschrift für Wirtschaftspolitik und Intereconomics
- Review of European Economic Policy im Gold Open Access zur Verfügung.

Die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (www.zbw.eu) hat die
Mission, wirtschaftswissenschaftliche Fachinformation für alle zugänglich
und sichtbar zu machen. Daher erforscht die ZBW Problemstellungen im
Kontext Open Science, engagiert sich wissenschaftspolitisch für Open
Science und entwickelt, betreibt und integriert Infrastrukturen, um dieses
Ziel zu erreichen.

Um die Kultur des offenen Zugangs zu wissenschaftlichen Erkenntnissen
konsequent weiter zu fördern, stellt die ZBW ab dem 1. Januar 2020 die von
ihr herausgegebenen beiden Zeitschriften Wirtschaftsdienst - Zeitschrift
für Wirtschaftspolitik und Intereconomics - Review of European Economic
Policy im Gold Open Access zur Verfügung. Das heißt, alles, was ab dem 1.
Januar 2020 unter der Open-Access-Lizenz (CC-BY) publiziert wird, kann
jede*r online lesen.

Für Autor*innen bietet sich ab sofort die Möglichkeit, ihre Beiträge
uneingeschränkt weiter zu verbreiten und die wissenschaftliche
Auseinandersetzung mit ihren Erkenntnissen zu bereichern. Ein freier
Zugang verbessert so den Wissenstransfer zwischen der Forschung in den
Wirtschaftswissenschaften und entsprechenden wirtschaftspolitischen
Debatten.

Die ZBW finanziert die Open-Access-Transformation. Für Autor*innen und
deren Institutionen entstehen dabei keine Kosten. Auch weiterhin
erscheinen die beiden Zeitschriften Wirtschaftsdienst und Intereconomics
beim Springer-Verlag.

Insgesamt werden durch die Open-Access-Förderung der ZBW knapp 300
Beiträge jährlich für die breite Öffentlichkeit auf den
Zeitschriftenwebsites (www.wirtschaftsdienst.eu und
www.intereconomics.eu) sofort frei zugänglich. Darüber hinaus bieten die
Websites ein umfangreiches Archiv mit Hintergrundartikeln aus den letzten
20 Jahren, die ebenfalls ab Januar 2020 vollständig frei zugänglich sind.
Die Leser*innen erhalten damit einen unmittelbaren und kostenfreien Zugang
zu wirtschaftswissenschaftlicher Expertise aus den zentralen Institutionen
der deutschsprachigen und europäischen Wirtschaftsforschung. In den
vergangenen 20 Jahren schrieben insgesamt 2.299 Ökonom*innen für den
Wirtschaftsdienst und 1.126 Autor*innen für Intereconomics.

Chefredakteur Dr. Christian Breuer erklärt: "Die Adressat*innen für
wissenschaftliche Informationen zur Wirtschaftspolitik sind nicht nur
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, sondern auch Interessierte aus
Medien, Politik und Zivilgesellschaft. Durch die Umstellung wird der
Zugang zu wissenschaftlichen Auseinandersetzungen zur Wirtschaftspolitik
auch für nichtwissenschaftliche Institutionen und Leser*innen erheblich
erleichtert."


Allgemein zu den Zeitschriften

Wirtschaftsdienst und Intereconomics publizieren Beiträge von namhaften
Autor*innen aus Wissenschaft, Politik und Praxis zu wirtschafts- und
sozialpolitischen Themen, die in Deutschland und Europa aktuell diskutiert
werden. Die Zeitschriften liefern fundierte Hintergrundinformationen für
wirtschaftspolitisch relevante Diskussionen. Wirtschaftsdienst erscheint
bereits seit 1916 und gehört damit zu den traditionsreichsten
wirtschaftswissenschaftlichen Fachzeitschriften. Intereconomics erscheint
seit 1966 und hat 2016 sein 50-jähriges Jubiläum gefeiert. Der
Wirtschafsdienst erscheint monatlich, Intereconomics zweimonatlich

Über die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

Die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (ZBW) ist die weltweit
größte Informationsinfrastruktur für die Wirtschaftswissenschaften. Die
Einrichtung beherbergt rund 4 Millionen Medieneinheiten und ermöglicht den
Zugang zu Millionen wirtschaftswissenschaftlicher Online-Dokumente. Allein
2018 wurden mehr als 6,5 Millionen digitale Volltexte heruntergeladen.
Daneben stellt die ZBW eine rasant wachsende Sammlung von
Open-Access-Dokumenten zur Verfügung. EconStor, der digitale
Publikationsserver, verfügt aktuell über 170.000 frei zugängliche Aufsätze
und Working Papers. Mit EconBiz, dem Fachportal für
wirtschaftswissenschaftliche Fachinformationen, können Studierende oder
Forschende in über 10 Millionen Datensätzen recherchieren. Zudem gibt die
ZBW die beiden wirtschaftspolitischen Zeitschriften Wirtschaftsdienst und
Intereconomics heraus. Die ZBW ist eine forschungsbasierte wissenschaftliche
Bibliothek. Mit Professuren in der Informatik und deren international
besetzter Doktorandengruppe beschäftigt sich die ZBW transdisziplinär mit
dem Thema Digitalisierung der Wissenschaft. Die ZBW ist in ihrer Forschung
international vernetzt. Hauptsächliche Kooperationspartner kommen aus
EU-Großprojekten, aus DFG- bzw. BMBF-Projekten sowie aus dem
Leibniz-Forschungsverbund Open Science. Die ZBW ist Teil der
Leibniz-Gemeinschaft und Stiftung des öffentlichen Rechts. Sie wurde
mehrfach für ihre innovative Bibliotheksarbeit mit dem internationalen
LIBER Award ausgezeichnet. 2014 wurde die ZBW zur "Bibliothek des Jahres"
gekürt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1069

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft, 08.01.2020

WWW: http://idw-online.de
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KIRCHE/2251: 20. Internationales Bischofstreffen im Heiligen Land (DBK)

Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 07.01.2020

20. Internationales Bischofstreffen im Heiligen Land

Konfliktsituationen aus Bildung im Mittelpunkt



Das 20. Internationale Bischofstreffen im Heiligen Land findet vom 11. bis
15. Januar 2020 statt. 13 Bischöfe aus zehn europäischen und
nordamerikanischen Bischofskonferenzen werden daran teilnehmen. Die
Deutsche Bischofskonferenz wird durch den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe
Naher und Mittlerer Osten der Kommission Weltkirche, Weihbischof Dr. Udo
Bentz (Mainz), vertreten.

Die jährlich stattfindenden Bischofstreffen haben das Ziel, die
Verbundenheit der Weltkirche mit den Christen im Heiligen Land zum Ausdruck
zu bringen und internationale Aufmerksamkeit für die Situation der Kirchen
in der Region herzustellen. Darüber hinaus sollen Möglichkeiten der
Verständigung zwischen Israelis und Palästinensern erörtert werden.

Das diesjährige Treffen setzt den Fokus auf die Situation in Gaza,
Ramallah, Jerusalem und Bethanien. Im vergangenen Jahrzehnt ist die
Bischofsgruppe während ihrer Konferenzen einer Reihe von
Konfliktsituationen im Heiligen Land begegnet. Die Ergebnisse der Analysen
wurden in die Öffentlichkeit und in den politischen Dialog mit den eigenen
Regierungen eingebracht. Beim Treffen ab dem kommenden Wochenende soll
geprüft werden, wie sich einzelne Orte und Dimensionen des 
israelisch-palästinensischen Konflikts seither entwickelt haben und wie die von
Unrecht Betroffenen besser unterstützt werden können.

Die Bischöfe werden sich deshalb erneut mit der humanitären Situation im
Gazastreifen, der prekären Lage von Palästinensern in der Jerusalemer
Altstadt und dem Siedlungsbau im Westjordanland auseinandersetzen. Beim
Besuch der Comboni-Schwestern in Bethanien sollen die konkreten Folgen der
Grenzanlagen für das kirchliche Leben in der Region untersucht werden.

Des Weiteren werden vor Ort Herausforderungen von Bildung und Ausbildung
thematisiert. Vor dem Hintergrund der steten Konfliktlage und Abwanderung
von arabischen Christen aus dem Heiligen Land und dem zeitgleichen Zuzug
katholischer Migranten vor allem aus dem asiatischen Raum nach Israel ist
der Bildungssektor gefragt, den Menschen neue Perspektiven zu eröffnen.
Gerade die Ordensgemeinschaften leisten hier seit vielen Jahrzehnten eine
für den israelischen und palästinensischen Staat unverzichtbare Aufgabe und
zwar vom Kindergarten an über höhere Schulen bis hin zu Berufsausbildung
und Universität.

Das 20. Internationale Bischofstreffen beginnt in Gaza mit einem Besuch der
dortigen katholischen Pfarrei und Gesprächen in christlichen Familien. In
Jerusalem stehen Gespräche mit dem Apostolischen Administrator des
Lateinischen Patriarchats von Jerusalem, Erzbischof Pierbattista
Pizzaballa, sowie weiteren Kirchenvertretern und Jugendorganisationen auf
dem Programm. In Ramallah sind eine Begegnung mit Präsident Mahmoud Abbas
und der Besuch einer lateinischen Schule vorgesehen.

An der Konferenz werden neben Weihbischof Dr. Udo Bentz folgende Bischöfe
teilnehmen: Erzbischof Timothy Brogio (Militärseelsorge der
Bischofskonferenz der USA); Bischof em. Pierre Bürcher (Rejkjavik,
Skandinavische Bischofskonferenz); Bischof Rodolfo Cetoloni (Grosseto,
Italienische Bischofskonferenz); Erzbischof Richard Gagnon (Winnipeg,
Kanadische Bischofskonferenz); Weihbischof Nicholas Hudson (London,
Bischofskonferenz von England und Wales); Weihbischof William Kenney CP
(Birmingham, Bischofskonferenz von England und Wales); Bischof Declan Lang
(Clifton, Bischofskonferenz von England und Wales); Bischof Alan McGuckian
(Raphoe, Irische Bischofskonferenz); Bischof William Nolan (Galloway,
Schottische Bischofskonferenz); Bischof Marc Stenger (Troyes, Französische
Bischofskonferenz); Bischof Noel Treanor (Down and Connor, Irische
Bischofskonferenz) und Erzbischof Joan Enric Vives Sicilia (Urgell,
Spanische Bischofskonferenz). Darüber hinaus werden Repräsentanten des Rats
der Europäischen Bischofskonferenzen (CCEE) vertreten sein.

Hintergrund

Das Internationale Bischofstreffen verfolgt das Ziel, Christen und Kirchen
im Heiligen Land in ihrem Einsatz für Gerechtigkeit, Frieden und
Verständigung zwischen den Völkern und Religionsgemeinschaften zu stärken
und die Verbindung der Weltkirche mit ihnen zu festigen. Die Bischöfe
besuchen während ihres Treffens als Pilger die Heiligen Stätten im Land und
feiern dort Gottesdienste. So sollen auch die Gläubigen in ihren
Heimatländern zu Pilgerreisen ermutigt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 001 vom 7. Januar 2020

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07145: Ohne Rücksicht auf religiöse Gebräuche (SB)

Nicht alle Turnierveranstalter sind so kulant, Rücksicht auf die
religiösen Gebräuche der Spieler zu nehmen. So hatte der amerikanische
Großmeister Samuel Reshevsky während seiner Karriere so manche Partie
kampflos verloren, weil er als gläubiger Jude am Sabbat - also von
Freitagabend bis Samstagabend - nicht spielen konnte. Diese
Nichtbeachtung ihrer Religionsgebräuche müssen auch Moslems
stillschweigend über sich ergehen lassen. Da werden die Partien mitten
in die Gebetsstunden hineinverlegt. Ein Entgegenkommen wird oft als
horrende Zumutung verweigert. Wer auf internationalen Turnieren
spiele, so das Argument in Billigkeit, müsse sich eben anpassen. Mit
derselben Unverfrorenheit werden oft auch Vegetarier im wahrsten Sinne
des Wortes abgespeist. Findet nach dem Turnier ein Bankett statt, so
müssen sie sich von Äpfeln und anderem Obst ernähren, weil die meisten
Speisen auf Fleischbasis beruhen. Es scheint, als müsse ein
Turnierspieler folgendes Profil besitzen: a.) er muß Christ sein, b.)
Fleischesser und c.) unempfindlich gegen alle Rücksichtslosigkeiten in
Kost und Logis. Mitunter werden Turnierspieler nämlich in schäbigen
Hotels untergebracht, die jeden Vergleich mit einem Pferdestall
standhalten. Im heutigen Rätsel der Sphinx gab es freilich keinen
Grund für Beschwerden. In Schaan in Liechtenstein hatten die
Veranstalter keine Mühen und Kosten gescheut, um den
Turnierteilnehmern einen angenehmen Aufenthalt zu verschaffen, und so
konnte der Engländer Davies mit den schwarzen Steinen gegen den Polen
Kaminski einen ausgeruhten Sieg verbuchen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07145: Ohne Rücksicht auf religiöse Gebräuche (SB)]



Kaminski - Davies

Schaan 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nur mit einer gewissen Ellbogenmentalität hätte Schwarz sein Spiel
noch retten können, zum Beispiel 1...e5xf4! 2.c2-c3 d6-d5! 3.e4xd5+
Kc6xd5 4.Kd2-e2 Kd5-e4 5.b4-b5 Ke4-d5 6.Ke2-f3 Kd5-c5 7.Kf3xf4 Kc5xb5
8.Kf4-e5 Kb5-c5! - völlig fehlmotiviert war dagegen 8...Kb5-a4? 9.Ke5-
d5 Ka4-b5 10.Kd5-d6! Kb5-a4 11.Kd6-c5 - 9.Ke5-f6 Kc5-d5 10.Kf6xf7 Kd5-
e4 mit Remis, da Schwarz den c3-Bauern beseitigt und die entstehende
weiße Dame gegen den vorrückenden schwarzen c-Bauern nicht mehr
gewinnen kann, auch weil der weiße König zu abseits steht.



Erstveröffentlichung am 20. Dezember 2006

9. Januar 2020
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/827: Wiesbaden - »Manon« von Jules Massenet, 24.1. - 6.3.2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

»Manon«

Chor des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden

Hessisches Staatsorchester Wiesbaden

Musikalische Leitung: Jochen Rieder 

Inszenierung: Bernd Mottl 

Bühne, Kostüm: Friedrich Eggert 

Chor: Albert Horne 

Choreografische Mitarbeit: Myriam Lifka 

Licht: Ralf Baars 

Dramaturgie: Regine Palmai

Wiederaufnahme am 

Freitag, 24. Januar 2020, 19.30 - 22.25 Uhr im Großen Haus

weitere Aufführungen: 2.2.2020, 16.00 Uhr; 14.2.2020, 19.30 Uhr;
22.2.2020, 19.30 Uhr; 6.3.2020, 19.30 Uhr



Ab Freitag, den 24. Januar 2020 um 19.30 Uhr, ist die Oper »Manon« von
Jules Massenet unter der musikalischen Leitung von Jochen Rieder und
in der Inszenierung von Bernd Mottl wieder im Großen Haus des
Hessischen Staatstheaters Wiesbaden zu erleben.

Ins Kloster sollte Lescaut seine Cousine Manon begleiten. Doch das
Schicksal greift ein: Der junge Chevalier des Grieux verliebt sich in
das wunderschöne Mädchen. Die beiden fliehen nach Paris, aber die
Idylle ist nicht von Dauer. Schnell lernt Manon, ihre Wirkung auf
Männer einzusetzen. Luxus, Reichtum und Abenteuer locken. Geld und
Liebe, Kirche und Casino stehen im Wettstreit, und der endet für Manon
tödlich. In einer raffinierten Melange aus Romantik und moderner
Psychologie, mit schmeichelnder Melodik und ausgefeilten
Orchestrierungen schrieb Jules Massenet seinen Welterfolg.

Die Titelpartie übernimmt wieder Cristina Pasaroiu, die zuletzt in
Wiesbaden in der Titelrolle von »Alcina« und als Gilda in »Rigoletto«
zu hören war.

Operalia-Gewinner Ioan Hotea, der in dieser Spielzeit als Sänger in
»Der Rosenkavalier« zu sehen ist, übernimmt wieder die Partie des
Chevalier des Grieux.

Manon: Cristina Pasaroiu

Chevalier des Grieux: Ioan Hotea

Lescaut: Christopher Bolduc

Graf des Grieux: Florian Kontschak

Guillot-Morfontaine: Erik Biegel

Monsieur de Brétigny: Benjamin Russell

Ein Gastwirt, Ein Sergeant: Wolfgang Vater

Poussette: Shira Patchornik

Javotte: Stella An

Rosette: Fleuranne Brockway


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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SCHAUSPIEL/1322: Kiel - "BAGGER" von Henning Mankell, 31.1. - 15.2.2020

Theater Die Komödianten

BAGGER

von Henning Mankell

Regie: Christoph Munk

Termine:

JAN: FR + SA am 31. um 20 Uhr

FEB: Fr. + Sa. am 1. / 7., 8. / 14., 15. um 20 Uhr



Für die einen ist der "BAGGER" noch ganz neu, für andere schon längst
ein Kultstück:

Theaterdirektor Markus Dentler, spielt in diesem großartigen Solo von
Henning Mankell einen Schweden, der am Tresen in einer Bar ins
Plaudern kommt.

Das Stück: Rune F. Lindgren sitzt in einer Kneipe und erwartet die
"heißeste Lady, die du dir vorstellen kannst". Eigentlich könnte das
ein sympathischer Kerl sein: Er war verheiratet, hat Kinder, ist
selbständig und immer auf der Suche nach dem kleinen Glück im Leben.
Doch irgendwas läuft meistens schief. Dieser Mann ist ein echter
Draufgänger, ein wahrer Philosoph. Er kennt sich aus mit Fußball und
Politik und natürlich bei den Frauen. 49 % eines Baggers gehören ihm,
darauf ist er stolz, wenn nur sein Kompagnon nicht wäre, mit seinem
Rest. Rune F. Lindgren kommt ins Plaudern. Der Mann hat auf alles eine
Antwort und Lösungen für jedes Problem, bis hin zur Abschaffung der
Steuern. Das ist natürlich witzig ...

Der schwedische Starautor lässt uns in diesem Stück tief in die Seele
von echten Kerlen und ganzen Männern gucken. Dies ist die
deutschsprachige Erstaufführung. Mit diesem Stück hat Markus Dentler
schon zahlreiche Auszeichnungen auf internationalen Festivals
erhalten.

Kartenpreise: 22 €, ermäßigt 12 €

Kartenreservierung: 

Telefonisch: 0431 / 55 34 01, online: www.komoedianten.com

Vorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber und Abendkasse

 * 

Quelle:

Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: 0431 / 55 34 01

E-Mail: theater@komoediantentheater.de

Internet: www.komoediantentheater.de
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SPIELPLAN/891: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen Februar 2020

Kampnagel Termine Februar 2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Im Februar wird Hamburg eine Woche lang zur CITY OF DANCES. Vom 17.
bis zum 23. Februar trifft sich der internationale Nachwuchs des
zeitgenössischen Tanzes zur 7. Ausgabe der Biennale Tanzausbildung,
einem Netzwerktreffen von Tanz-Studierenden und parallel findet auf
Kampnagel das Festival FOKUS TANZ statt u.a. mit der deutschen
Erstaufführung QUEEN BLOOD des französischen Choreografen Ousmane Sy
sowie Gastspielen von Claire Cunningham, Deborah Hay und Nora
Chipaumire.

Mit sieben Performancekünstler*innen und Sexpert*innen aus London und
Hamburg betreibt Sibylle Peters vom 6. bis zum 23. Februar einen
feministischen Nachtclub auf St. Pauli. QUEENS. DER HETERACLUB ist nur
für Frauen und schon nachmittags geöffnet und schließt nach Ansicht
der Hamburger Künstlerin eine Lücke im Angebot des Rotlichtviertels.
Bei einem Pressetermin am 5. Februar um 12Uhr wird Sibylle Peters ihr
Konzept und die Performerinnen vor Eröffnung des Clubs (St. Pauli
Fischmarkt 18) vorstellen.

Die Hamburger Choreografin Barbara Schmidt-Rohr ist vom 6. bis zum 9.
Februar mit zwei Uraufführungen auf Kampnagel, die Kinder und
Jugendliche ins Zentrum stellen. Auf großen Leinwänden in der
performativen Medieninstallation DIE KOMMENDEN TRÄUME, wo sie in 63
Videoporträts aus Haltungen, Blicken und Gesten Choreografien für eine
Zukunft kreieren, die live im Raum von erwachsenen Tänzer*innen
aufgenommen werden. An ein junges Publikum richtet sich die
Performance STEINSTAUB, in der das Digitale und das Analoge
aufeinander prallen und ausgelotet wird, ob beide Welten sich wirklich
so unvereinbar gegenüber stehen.

Drei Stücke, die Geschichte aus einer neuen und eben nicht männlich-
westlich geprägten Perspektive erzählen, sind vom 27. bis zum 29.
Februar zum Themenschwerpunkt RECLAIMING HISTORY eingeladen. Die
alternative Geschichtsstunde der britischen Performance-Künstlerin
Lucy McCormick, POST POPULAR, ist eine Mischung aus Comedy, Tanz,
Gesang und Reenactments berühmter Frauen. Ariel Efraim Ashbel sieht in
seiner neuen Arbeit NO APOCALYPSE NOT NOW das Ende der Welt voraus und
das transnationale Hamburger Kollektiv Hajusom begibt sich auf
koloniale Spurensuche in die Herkunftsländer der Ensemble-Mitglieder.

Im Musikprogramm gibt es Fortsetzungen erfolgreicher Reihen: am 1.2.
eine neue Ausgabe der Arab Techno Party DUB-KE, am 29.2. ist
Gelegenheit zum Mitsingen auf beim KICK-ASS-QUEEREEOKÉ und Jan Plewka
& Band ist am 27.2. zurück mit seinem neuen Rio Reiser / Ton Steine
Scherben Abend.


Termine Februar 2020

Institutioneller Rassismus

Teil 5: Wohnraum mit Emsal Kilic

Mi. 05.02.

Diskussion

Sibylle Peters

QUEENS. DER HETERACLUB

Do. 06.02. - So. 23.02.

Performance

Barbara Schmidt-Rohr & Helen Schröder

STEINSTAUB

Do. 06.02. bis So. 09.02.

Performance / Tanz / Uraufführung

Barbara Schmidt-Rohr & Daniel Hengst

DIE KOMMENDEN TRÄUME

Fr. 07.02. bis So. 09.02.

Installation / Performance / Uraufführung

Queer B-Cademy:

TRILOGY OF TOMORROW

Teil 1: HOUSE OF HOPE

Do. 13.02. - So. 16.02.

Performances / Talks / Musik

Abschlussarbeiten der Theaterakademie Hamburg

mehrere Termine

Theater

BIENNALE TANZAUSBILDUNG & FOKUS TANZ

17. bis 23. Februar

7. Biennale Tanzausbildung 2020

KURZE STÜCKE

Mo. 17.02. - Sa. 22.02.

Tanz

Claire Cunningham

4 LEGS GOOD

Di. 18.02.

Tanz

Ousmane Sy

QUEEN BLOOD

Mi. 19.02. - Fr. 21.02.

Tanz

Deborah Hay

ANIMALS ON THE BEACH & 3 SOLI

Mi. 19.02. - Fr. 21.02.

Tanz

Nora Chipaumire

 #PUNK 100% POP *N!GGA

Do. 20.02. - Sa. 22.02.

Tanz / Performance

FUSION DANCE BATTLE

One Arena, all Styles

Sa. 22.02.

Tanz

RECLAIMING HISTORY

27.02. bis 29. Februar

Lucy McCormick & Ursula Martinez

POST POPULAR

Do. 27.02. bis Sa. 29.02.

Performance

Ariel Efraim Ashbel and Friends

NO APOCALYPSE NOT NOW

Fr. 28.02. und Sa. 29.02.

Performance

Hajusom

AZIMUT DEKOLONIAL REMIX

Fr. 28.02. und Sa. 29.02.

Performance


MUSIKPROGRAMM FEBRUAR 2020

DUB-KE

ADVENTURES IN ARAB TECHNO

Sa. 01.02.

Konzert / Party

Jan Plewka singt Ton Steine Scherben & Rio Reiser (2)

Do. 27.02.

Konzert / Performance

Kick-Ass-Queereeoké

DIE HEILIGE ZWIESPALT TRILOGIE

Sa. 29.02.

Party


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/384: Schon über 48.000 Unterschriften gegen Turteltaubenjagd (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 8. Januar 2020

Zahl des
Monats: schon über 48.000 Unterschriften gegen Turteltaubenjagd

In zehn EU-Ländern ist die Jagd auf den Vogel des Jahres erlaubt /
NABU-Petition will das ändern



Berlin - Schluss mit der Jagd auf Turteltauben! Schon 48.300 Menschen
haben die NABU-Petition mit der Forderung an Umweltministerin Svenja
Schulze unterschrieben, sich bei der EU dafür einzusetzen, dass die
Turteltaubenjagd endlich verboten wird. In zehn EU-Ländern ist die
Jagd auf den Vogel des Jahres 2020 immer noch erlaubt, obwohl der
Bestand weltweit gefährdet ist.

Der Turteltauben-Bestand in Deutschland ist seit 1980 um fast 90
Prozent auf höchstens 22.000 Brutpaare zurückgegangen. In manchen
Regionen ist die Art bereits nahezu ausgestorben. Hauptgrund dafür ist
die Intensivierung der Landwirtschaft. Sie bewirkt, dass die Vögel zu
wenig Nahrung finden und weniger Jungvögel groß werden. Auf immer
weniger Vögel wiegt die anhaltende Jagd umso schwerer: Rund zwei
Millionen Turteltauben pro Jahr werden in süd- und südosteuropäischen
EU-Ländern geschossen, darunter Spanien, Griechenland und Italien, und
kehren nie von ihrer Reise aus den Überwinterungsgebieten heim. Noch
bis zum 13. Februar kann man die Petition zeichnen.

Petition: www.vogeldesjahres.de/petition

"NABU-Zahl des Monats"

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
statistischen Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 08.01.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





ÖKOLOGIE/088: Almweiden garantieren artenreiche Gebirgsbäche (idw)

Eurac Research - 07.01.2020

"Almweiden garantieren artenreiche Gebirgsbäche"



In einer Studie haben Ökologen von Eurac Research 15 Wasserläufe in
Südtirol (Italien) untersucht: Bäche, die beweidete Flächen
durchqueren, weisen eine höhere Biodiversität auf. Anzahl und
Artenvielfalt wirbelloser Tiere in Gebirgsbächen schwinden: Gründe
dafür sind, dass hochgelegene Weiden immer weniger landwirtschaftlich
bearbeitet werden und dass sich die Waldgrenze nach oben verschiebt,
bedingt durch Klimaveränderungen. Ökologen von Eurac Research haben 15
Gebirgsbäche verglichen und festgestellt, dass Gewässer, die Weiden
durchqueren, eine höhere Biodiversität aufweisen - unabhängig von der
Höhe, auf der sie liegen.




[image: Foto: © Eurac Research/Alberto Scotti]

Saldurbach im Matschertal (Südtirol-Italien)

Foto: © Eurac Research/Alberto Scotti



Eine geringere Anzahl an Lebewesen wurden hingegen in Bächen
verzeichnet, die durch Wälder und felsige Gegenden fließen. Die Studie
wurde kürzlich in der renommierten Fachzeitschrift "Freshwater
Biology" veröffentlicht.

Südtirolweit haben die Limnologen von Eurac Research 15
Gewässerabschnitte ausgewählt, die durch Gebiete mit unterschiedlicher
Bodenbeschaffenheit fließen: felsiges Gelände über 2.000 Metern,
hochgelegene Weideflächen auf rund 2.000 Metern, Nadelwälder zwischen
1.500 und 1.600 Metern und tiefer gelegene Weideflächen zwischen 1.000
und 1.200 Metern. Um die Ergebnisse vergleichen zu können, wählten die
Forscher ähnliche Probepunkte. "Wir haben ausschließlich Bäche
ausgewählt, die keinen Gletscher im Einzugsgebiet haben und wo es in
unmittelbarer Nähe keinen menschlichen Einfluss gibt, etwa in Form von
landwirtschaftlicher Nutzung", erklärt der Limnologe Alberto Scotti.
"Wir wollten verstehen, ob und wie die im Flussbett lebenden
wirbellosen Tiere von den Eigenschaften des angrenzenden Umlandes
beeinflusst werden."

Um das herauszufinden, hat Scotti verschiedene Proben entnommen und
insgesamt 70 unterschiedliche Arten und Gattungen an wirbellosen
Tieren bestimmt. Das Ergebnis zur Verteilung der Lebewesen hat selbst
die Forscher erstaunt: Die Zusammensetzung der wirbellosen Arten ist
nämlich nicht primär von der Höhenlage abhängig. In den Gebirgsbächen,
die Weiden durchqueren, haben die Forscher eine höhere Anzahl an
Lebewesen und eine größere Artenvielfalt verzeichnet - sowohl auf
2.000 Metern als auch im Talboden. Doch nicht nur das: In diesen
Wasserläufen haben wirbellose Organismen vielfältige Funktionen -
unter anderem ernähren sich einige von pflanzlichen Stoffen und
zerkleinern sie dadurch gleichzeitig, andere filtern das Wasser.

In jeder Hinsicht sind die Populationen in Gebirgsbächen, die Weiden
durchqueren, vielfältiger als in den Gewässern, die durch Wälder und
felsige Gegenden fließen. "Es wurde bereits wissenschaftlich
untersucht, dass die terrestrische Biodiversität von Weiden und
gemähten Wiesen höher ist. Dass dies auch für aquatische Ökosysteme
gilt, hat uns überrascht. "In Gebirgsgewässern führt der Rückzug der
Landwirtschaft von hochgelegenen Weiden dazu, dass Bäche eine
geringere Biodiversität aufweisen."

Der Fachartikel ist frei zugänglich unter:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/fwb.13448

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news729555

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eurac Research - 07.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LAIRE/316: US-Pestizide - auf dem Rückwärtsgang ... (SB)



Die US-Umweltschutzbehörde EPA hat in den letzten Jahren über
einhundert gefährliche Pestizide zugelassen, von denen einige sogar
extrem gesundheits- und umweltschädlich sind. Nur sehr wenige
Zulassungsanträge der Wirtschaft wurden abgelehnt. Zu den Pestiziden
gehören Mittel, die in anderen Ländern streng verboten sind. Anstatt,
wie eigentlich zugesagt, ältere, besonders schädliche
Pflanzenschutzmittel vom Markt zu nehmen, wird deren Verwendung
gefördert, kritisiert die US-Naturschutzorganisation Center for
Biological Diversity (CBD) das Verhalten der Behörde. [1]

Mit dieser wirtschaftsfreundlichen Politik verstärkt die
Trump-Administration das Insektensterben, gefährdet die Menschen, die
mit solchen Pestiziden arbeiten, von der Abdrift der besprühten
Felder betroffen sind oder verseuchtes Grundwasser trinken und
schädigt alle, die pestizidverseuchte Nahrung zu sich nehmen.

Jedes Jahr werden in den USA über 500.000 Tonnen Pestizide
ausgebracht. Im Zeitraum 2017/18 erhielten 1190 Mittel eine Freigabe
durch die EPA, nur 71 Mitteln war eine Genehmigung verwehrt worden,
allerdings in der Regel nicht aus Giftigkeitsgründen. Neu zugelassen
wurden:

- 15 Mittel mit neurotoxischen Carbamaten und Organophosphaten,
inklusive Chlorpyrifos, einem Nervengift, das auch auf Bienen,
Amphibien und Fische toxisch wirkt.

- 17 Mittel mit dem endokrinen Disruptor Atrazin, der u. a.
Brustkrebs fördert und in Deutschland seit 1991 und in der EU seit
2003 verboten ist.

- 6 Mittel mit dem Kontaktherbizid Paraquat, das in der EU seit 2007
verboten ist. Ein Teelöffel voll Paraquat kann einen Erwachsenen
töten. Das Mittel steht in Verdacht, die Parkinson-Krankheit
auszulösen. In der EU, Brasilien, China und anderen Ländern ist es
verboten.

- 4 Mittel mit Methylbromid (schädigt Nervengewebe und zerstört
Ozonschicht) oder Chloropicrin (Lungenkampfstoff im ersten
Weltkrieg).

91 der neu zugelassenen Pestizide sind so gefährlich, daß sie nur von
Fachpersonal verwendet werden dürfen (sogenannte Restricted Use
Pesticides). 69 neue Produkte enthalten Substanzen, die von der EPA
als "krebserregend" oder "wahrscheinlich krebserregend" eingestuft
werden. Das Center for Biological Diversity macht außerdem darauf
aufmerksam, daß viele Wirkstoffe unter dem Radar der Behörden
bleiben. Demnach enthält jedes dritte neu zugelassene Produkt mehr
als einen aktiven Wirkstoff - untersucht werde aber immer nur ein
aktiver Wirkstoff zugleich.

Auf mögliche synergistische Effekte durch die Wirkstoffe geht die CBD
in ihrer Analyse nicht explizit ein, weil das nicht ihr Thema war.
Doch ist bekannt, daß eine gründliche Überprüfung möglicher
Schadensfolgen aus dem Zusammenspiel sowohl von aktiven Wirkstoffen
als auch von ihnen und ihren Begleitstoffen weder in den USA noch in
der EU und anderen Ländern nicht mal ansatzweise adäquat durchgeführt
wird.

Mit der hemmungslosen Genehmigungspraxis handelt die EPA gegen ihr
1998 aufgelegtes Programm zur Reduzierung von Risiken. Darin sollen
Unternehmen dazu angeregt werden, ihre alten, gefährlichen Pestizide
durch neuere, weniger gefährliche zu ersetzen. Dumm nur, daß die
neuen Mittel oftmals zusätzlich genau diejenigen Wirkstoffe
enthalten, deren Herstellung und Gebrauch eigentlich auslaufen
sollte. Vor allem sollten Organophosphate und Methylbromide durch
Alternativen ersetzt werden. Werden sie aber nicht. Ein weiterer
Widerspruch: Das Unternehmen Syngenta war aufgefordert worden, ab dem
Jahr 2020 Atrazin in abnehmendem Maße zu verwenden. Syngenta ist der
weltweit wichtigste Produzent von Atrazin. Doch was geschieht? Hinten
herum genehmigt die EPA die atrazinhaltigen Pflanzenschutzmittel
anderer Hersteller und unterläuft damit ihre eigenen Vorgaben.

Wie kommt es zu dieser (selbst-)zerstörerischen Politik? Diese Frage
stellt das CBD nicht, eine Bewertung der US-Umweltschutzbehörde wird
nicht vorgenommen. Vielleicht geht man beim CBD davon aus, daß das
inzwischen nicht mehr nötig ist. Denn seit der Machtübernahme Donald
Trumps im Weißen Haus wurde die EPA personell und strukturell auf
einen industriefreundlichen Kurs gebracht. Ob Klima, Boden, Luft,
Habitate, Wildtiere, Küsten, Meere, Arktis oder Pflanzenschutz, kein
Tätigkeitsfeld blieb davon verschont. Grenzwerte wurden hochgesetzt,
Bestimmungen gelockert, die Rechte von Bürgerinnen und Bürgern zur
Intervention gegen die fortwährende Ausplünderung und Zerstörung von
Lebensräumen geschliffen. Würden Außerirdische auf der Erde landen
und auf die gleiche Weise den Planeten ausrauben und verwüsten, würde
vermutlich eine klare Front dagegen aufgebaut. Donald Trump jedoch
findet sogar Zustimmung unter denjenigen, die durch seine Politik
geschädigt werden.


Fußnote:

[1] https://www.biologicaldiversity.org/campaigns/pesticides_reduction/pdfs/Toxic-Hangover.pdf

9. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/281: Fridays For Future - bundesweiter Aktionstag gegen Siemens-Beteiligung an Adani am 10.1.2020

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Fridays For Future: bundesweiter 
Aktionstag gegen Siemens-Beteiligung an Adani am 10. Januar

Von Fridays For Future München, 8. Januar 2020



Auch 2020 streikt Fridays For Future München wöchentlich weiter und
beteiligt sich am bundesweiten Aktionstag mit über 20 Städten gegen
die Beteiligung von Siemens an Adani-Kohleminen in Australien.

Am 10.01.2020 beginnt der wöchentliche Fridays For Future Streik in
München um 12 Uhr am Wittelsbacher Platz.

Anschließend wird eine
24-Stunden Mahnwache unter dem Motto #keineWortemehr stattfinden.

Die Aktivistinnen und Aktivisten schließen sich damit den
deutschlandweiten Protesten gegen die gestern beschlossene Beteiligung
von Siemens am Bau der Adani-Kohlemine in Australien an. Siemens soll
die Signalanlage für die zum Abtransport der abgebauten Kohle
benötigten Bahn liefern.

Die Adani-Mine wäre nach Fertigstellung eine der größten Kohleminen
der Welt und würde jährlich zusätzlich 705 Millionen Tonnen CO2
ausstoßen. Das wäre katastrophal für das Weltklima und in der heutigen
Zeit, in der wir bereits die direkten Folgen der Klimakrise spüren,
alles andere als angemessen.

"Siemens rühmt sich damit, bis 2030 klimaneutral werden zu wollen und
unterstützt gleichzeitig den Bau einer Kohlemine, deren Betrieb die
Einhaltung der Klimaziele quasi unmöglich macht. Kohle ist kein
zukunftsfähiger Energieträger - weder in Deutschland noch in
Australien. Der Bau der Adani-Mine macht uns sprachlos, diese
Fassungslosigkeit möchten wir durch unseren stummen Protest zum
Ausdruck bringen. Wir fordern Siemens auf, die Beteiligung am Bau der
Mine zu beenden!" (Aaron P., Schüler aus München)

Eine Fläche größer als Belgien brennt in Australien, über 1,2
Milliarden Tiere und mehrere Menschen sind bereits in den Flammen
umgekommen. Das sind die direkten Folgen der Klimakatastrophe und
zeigen deutlich, dass Zeit ist für echte Handlung.

Nach einem Jahr voller Worte und Beschlüsse, wie die Klimaneutralität
2035 in München, muss dieses Jahr ein Jahr werden, in dem der
Notwendigkeit der Krise entsprechend gehandelt wird.

Fridays For Future München wird weiterhin protestieren und echte
Klimagerechtigkeit sowohl von Politikerinnen und Politikern als auch
von Konzernen wie Siemens einfordern!

Weitere Infos:

http://www.fff-muc.de/

https://fridaysforfuture.de/siemens/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/1853: Im Schutzanzug auf den Acker - Forum auf der Internationalen Grünen Woche, 21.1. (BfR)

Bundesinstitut für Risikobewertung - 8. Januar 2020

Im Schutzanzug auf den Acker

Forum auf der Internationalen Grünen Woche informiert und diskutiert
über Sicherheit beim Verwenden von Pestiziden



Pflanzenschutzmittel sind sicher - im Prinzip. Voraussetzung ist
jedoch, dass sie sachgerecht und bestimmungsgemäß angewendet werden.
Das bedeutet, dass zum Beispiel beim Einsatz auf dem Acker
Schutzkleidung, wie Overall, Atemschutzmaske und Handschuhe, getragen
werden muss, wenn das in der Gebrauchsanleitung festgelegt ist. Mit
dem Thema "Pflanzenschutzmittel sicher anwenden und gesund bleiben"
beschäftigt sich am 21. Januar 2020 auf der Internationalen Grünen
Woche in Berlin ein gemeinsames Forum des Bundesinstituts für
Risikobewertung (BfR) und des Bundesamts für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL). Anlass sind verschärfte Bestimmungen für
den Schutz der Gesundheit, die seit Mai 2019 gelten. Wer sich nicht an
die Gebrauchsanleitung hält, muss nun mit einem Bußgeld rechnen.

"Auf Grundlage europäisch abgestimmter Bewertungsmodelle schätzen wir,
wie viel von einem Pflanzenschutzmittel über die Haut oder die
Atemwege aufgenommen wird", sagt BfR-Vizepräsident Dr. Roland Solecki.
"Darauf basierend bewerten wir das gesundheitliche Risiko und
empfehlen Maßnahmen, die zuverlässig schützen können." Diese werden
vom BVL mit der Zulassung eines Pflanzenschutzmittels verbindlich
festgesetzt, zum Beispiel in der Gebrauchsanleitung.

Beim Forum werden auch die wissenschaftlichen Hintergründe und
Prinzipien des Risikomanagements erläutert, zudem berichten Anwender
von Pflanzenschutzmitteln von ihren Erfahrungen. In einer
abschließenden Podiumsdiskussion kommen Vertreter aus Politik,
Behörden und Anbauverbänden sowie Praktiker zu Wort und stehen Rede
und Antwort. Mit dabei sind zum Beispiel Alois Gerig, Vorsitzender des
Bundestagsausschusses für Ernährung und Landwirtschaft, sowie Friedel
Cramer, Präsident des BVL, und Dr. Roland Solecki, Vizepräsident des
BfR. Auch das Publikum kann mitdiskutieren und Fragen stellen. Der
Eintritt ist kostenfrei.

Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und
die Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.



https://www.bfr-akademie.de/media/wysiwyg/2020/IGWForum2020/Programmflyer_Forum_IGW_2020.pdf

 * 

Quelle:

BfR-Pressemitteilung 01/2020, 08.01.2020

Bundesinstitut für Risikobewertung

Max-Dohrn-Str. 8-10, 10589 Berlin

E-Mail: pressestelle@bfr.bund.de

Internet: http://www.bfr.bund.de

Twitter: https://twitter.com/bfrde
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